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Europa 1993 - eine Herausforderung für die Berufsbildung 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

"Europa 1993" hat seit November 1989 hierzulande an öffentlichem Interesse eingebüßt. Nicht weil Europa '93 unin­
teressant geworden wäre, eher das Gegenteil ist der Fall. Aber wenn im zurückliegendenJahrvon Währungsunion, 
Wirtschafts- und Sozialunion die Rede war, bezog sich dies nicht auf das Projekt der europäischen Integration, son­
dern auf den deutsch-deutschen Einigungsprozeß. Nun, nach der Einigung, wendet sich Deutschland aus guten 
Gründen wieder stärker Europa zu. 

Europa ist im letzten Jahr weiter vorangeschritten, gerade auch im Berufsbildungsbereich: Am 14. Dezember 1989 
hatten der Rat und die im Rat vereinigten Minister für das Bildungswesen Schlußfolgerungen für die berufliche 
Erstausbildung in der Europäischen Gemeinschaft angenommen; das Europäische Parlament hat daraufhin am 
16. Februar 1990 eine Resolution zu den Gemeinschaftsprogrammen im Bildungs- und Ausbildungsbereich verab­
schiedet; schließlich haben die Sozialpartner im Rahmen des sozialen Dialogs in Brüssel eine gemeinsame Empfeh­
lung zu Bildung und Ausbildung herausgegeben. Ende 1990 sind neue Gemeinschaftsinitiativen für die Berufsbil­
dung auf den Weg gebracht worden. 

Deutschlands duales System ist ein Unikat in der EG Brüssel denkt "schulisch"; das dementsprechende "Eras­
mus"-Urteil hat hierzulande geschockt. Deshalb nehmen die für die Berufsbildung Verantwortlichen bislang eher 
eine abwartende Haltung ein: Politiker achten in erster Linie darauf, daß die Souveränität im Bildungsbereich nicht 
angetastet wird, Unternehmen verweisen auf "qualified in Germany", die Gewerkschaften achten auf die Erhaltung 
von Standards . . Es fehlt in der Bundesrepublik immer noch an europäischen Initiativen in der Berufsbildung. 
Die Belebung der Europa-Idee Mitte der 80er Jahre erfolgte unter der Überschrift "Binnenmarkt", mit dem Ziel, 
die Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt gegenüber dem japanisch-pazifischen Block zu sichern. Die Ver­
lockung eines riesigen Produktions- und Absatzmarktes ist jedoch für die Schaffung eines vereinigten Europa unzu­
reichend. Europa kann nur werden, wenn es als politisches, ökonomisches, kulturelles und ideelles Einigungswerk 
vorangetrieben wird. 

Das Programm zur Herstellung der völligen Freizügigkeit im Binnenmarkt verstärkt den strukturellen Wandel, es 
fördert Konzentration, Rationalisierung und Innovation und erzeugt damit Qualifizierungsdruck. Schon tauchen Un­
tersuchungen auf, die unter den europäischen Regionen "winners und loosers" des Einigungsprozesses identifizie­
ren. Eine Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts muß dem gegensteuern; wesentliches Instru­
ment dafür ist eine vorausschauende und ausgleichende Berufsbildungspolitik, eingebettet in den sozialen Dialog. 
Das gemeinsame Ziel heißt: allen Jugendlichen eine berufliche Ausbildung zu vermitteln. Die unterschiedlichen 
Berufsbildungssysteme in der Gemeinschaft geben hierauf sehr verschiedene Antworten. Nicht alle streben dieses 
Ziel ausdrücklich an! Es ist aber die einzige Möglichkeit , die Marktwirtschaft sozial zu gestalten. 

Berufsbildung muß den jungen Erwachsenen Wahlfreiheit auf dem europäischen Arbeitsmarkt vermitteln. Berufs­
bildungspolitik muß über die "Transparenz" der Qualifikationen zur gegenseitigen Anerkennung der beruflichen 
Befähigungsnachweise fortschreiten. Ein wichtiger Weg dahin ist die Entwicklung von "Euroqualifikationen": Kern­
berufe wie Landwirt, Mechaniker, Kaufmann sollten einheitliche Qualifikationsstandards erhalten. Die Berufsbil­
dungsinhalte sind zu europäisieren: dazu gehören neben einer Angleichung der fachlichen Inhalte das Fremd­
sprachenlernen mit Hilfe einer fachbezogenen Didaktik und die Bildung einer europäischen Identität auf der 
Grundlage multikultureller Toleranz. 

Diese Inhalte sind pilothaft in transnationalen Ausbildungsprojekten zu entwickeln, wie sie vor allem auch in den 
Aktionsprogrammen der Europäischen Gemeinschaft gefördert werden. Die Teilnahme an grenzüberschreitender 
Ausbildung im Berufsbildungsbereich ist bis heute sehr gering. Hierfür gibt es vor allem sprachliche Gründe. Der 
Wert grenzüberschreitender Ausbildung scheint aber auch noch nicht hinreichend anerkannt zu sein: grenzüber­
schreitende Berufsbildung- entsendend oder aufnehmend - gilt weiterhin noch als Störung des regulären Ausbil­
dungsablaufs. Sie wird noch nicht wie bei den Akademikern honoriert; man sieht sie individuell und im Betrieb 
noch als Luxus an. 

1993 ist vor allem auch eine Herausforderung an die Berufsbildungspolitik. Notwendig ist eine fortschreitend enge­
re Zusammenarbeit der Staaten und Sozialpartner auf allen Ebenen. Diese Zusammenarbeit bedarf der Fundie­
rung durch eine europäische Berufsbildungsforschung, die vergleichend Erkenntnisse über die Berufsbildungs­
systeme, ihre Funktionsweisen, ihre Vorzüge und Anschlußmöglichkeiten bereitstellt. 

(riua(d? 
Hermann Schmidt 
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Die europäische Dimension in der Berufsbildung 
Zwischenbilanz und Perspektiven aus der Sicht des CEDEFOP 1) 

Ernst Piehl, Burkhart Sellin 

In diesem Beitrag erläutern die Autoren die Zuständigkeit der EG auf dem Gebiet der beruf­
lichen Bildung sowie den Grad, den Umfang und die Art der Wahrnehmung dieser Zustän­
digkeit im Verlauf der vergangenen drei Jahrzehnte. Eine Einschätzung der gegenwärtigen 
Situation der Berufsbildung in der EG, der aktuellen Herausforderung in der Perspektive 
des Binnenmarktes und ein Ausblick runden die Darstellung ab. 

Die politische Dynamik der EG zu Beginn der 90er fahre wird danach die Berufsbildung 
nicht unberührt lassen. Die qualifikatorischen Voraussetzungen in einem zusammenwach­
senden Europa werden sich ändern; dabei dürften jedoch die Berufsbildungssysteme und 
-strukturen weiterhin originäre Merkmale aufweisen, obwohl eine gewisse Annäherung und 
Angleichunq ihrer Ziele sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht zu erwarten 
sein dürfte. 

Ernst Piehl 
Direktor des CEDEFOP in Berlin. 

I. Etappen der Entwicklung 
einer gemeinschaftlichen 
Berufsbildungspolitik 

1. Dekade europäischer Absichts­
erklärungen und nationalstaatH­
eher Reformpolitik (Mitte der sech­
ziger bis Mitte der siebziger Jahre) 

Als wichtigster Grundstein euro­
päischer Berufsbildungspolitik gilt 
der Beschluß des EG-Rates vom 
2. 4. 1963 über die "Aufstellung all­
gemeiner Grundsätze für die 
Durchführung einer gemeinsamen 
Politik der Berufsausbildung". Ge­
stützt auf Artikel 128 des EWG-Ver­
trages wurden zehn bis heute gülti-

1) Europäisches Zentrum für die Förderung der 
Berufsbildung, gegründet durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 337175 des Rates der Europäi­
schen Gemeinschaften. 
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Burkhart Sellin 
Programmkoordinator im CEDEFOP in Berlin. 

ge Grundsätze beschlossen, in de­
nen z. B. folgende hohe Ziele aufge­
stellt sind: 
- Jedem Bürger in der EG ist zu 

e rmöglichen , "den höchsten 
Ausbildungsstand zu erwerben, 
der zur Ausübung seiner berufli­
chen Tätigkeit erforderlich ist". 

- Anband gemeinsam abgestimm­
ter Beschreibungen der Qualifi­
kationen für den Zugang zu den 
verschiedenen Ausbildungsstu­
fen wird eine Angleichung der 
Bedingungen für die Abschluß­
prüfungen angestrebt, um eine 
"gegenseitige Anerkennung der 
Zeugnisse und sonstigen Urkun­
den über den Abschluß der Be­
rufsausbildung zu erreichen''. 

Von diesen verbalen Absichtser­
klärungen konnte in dem nachfol­
genden Jahrzehnt nicht viel mehr 
als die Einrichtung eines "Beraten­
den Ausschusses für Berufsausbil-

dung" bei der Kommission durch­
gesetzt werden, in dem bis heute 
zweimal pro Jahr Vertreter der Re­
gierungen, der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer unter Vorsitz 
der Kommission zusammenkom­
men und zu langen Papieren Kom­
mentare zu Protokoll geben. Als 
Hauptkennzeichen für diese Deka­
de kann festgehalten werden: 
-Anhaltende Hochkonjunktur, Ar-

beitskräftemangel in den mei­
sten Ländern der damaligen 
Sechsergemeinschaft und kein 
starkes Interesse an Berufsbil­
dungspolitik, schon gar nicht auf 
europäischer Ebene. 

- Die teilweise von der Studenten­
und Jugendbewegung angesto­
ßene Reformpolitik in den mei­
sten Mitgliedsstaaten stand zu 
Recht im Rampenlicht der Öf­
fentlichkeit, zumal nachhaltige 
gesellschaftspolitische Refor­
men eingeleitet wurden, bei­
spielsweise: Erhöhung der Bil­
dungsbeteiligung, namentlich 
der Mädchen bzw. junger Frau­
en, Abbau des Stadt-Land-Ge­
fälles u. a. m. 

Insgesamt sei der Widerspruch 
zwischen europäischen Ankündi­
gungen und national-staatlicher 
Dominanz festgehalten und das 
vergleichsweise geringe Interesse 
an Fragen der Berufsbildung im 
engeren Sinne. 

2. Dekade institutioneller Ansätze 
und der Modellversuchsprogram­
me (Mitte der siebziger Jahre bis 
Mitte der achtziger Jahre) 

Als Meilenstein in der Entwicklung 
zu einer Berufsbildungspolitik der 
EG kann die Verordnung des EG­
Ministerrates vom Februar 1975 zur 
Gründung des CEDEFOP bewertet 
werden; dieser war seinerseits 
eine der wenigen Umsetzungen 
des (bisher einzigen) "Sozialpoliti­
schen Aktionsprogramms der EG" 
von 1974. In diesem Programm, das 
vor dem Hintergrund der sog. Öl­
krise, der eingetretenen Massen­
arbeitslosigkeit und am Beginn 
struktureller Veränderungen be­
schlossen wurde, standen die Ziel­
gruppen Jugendliche, Frauen und 
ausländische Arbeitnehmer 1m 
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Mittelpunkt. Die Priorität galt der 
beruflichen Erstausbildung insbe­
sondere der schrittweisen Verbrei­
tung zumindest des Konzeptes der 
"Alternierenden Ausbildung" (s. 
Ratsbeschluß der EG von 1979), 
dem auch eine Vielzahl von natio­
nalen "Jugend- bzw. Ausbildungs­
programmen'' folgten. Im Kern 
wird darin gemeinschaftsweit die 
möglichst gleichgewichtige Bedeu­
tung des Lernorts Schule und des 
Lernorts Betrieb anerkannt und auf 
länderspezifische Weise in die Pra­
xis umzusetzen versucht. 

Die Begleitung auf EG-Ebene fand 
vorrangig Ausdruck in zwei aufein­
anderfolgenden sog. "Übergangs­
programmen", m denen zum 
"Übergang" der Jugendlichen von 
der Pflichtschulzeit zum Ausbil­
dungs- bzw. Arbeitsmarkt sowohl 
Erfahrungen aus den Mitgliedslän­
dern als auch Empfehlungen zur 
Verbesserung der sich verschlech­
ternden Situation Jugendlicher zu­
sammengetragen werden sollten. 
In der Praxis wurde dieser doppel­
te Auftrag in rd. 30 Modellversu­
chen bzw. Demonstrationsvorha­
ben in den seinerzeit neun Mit­
gliedsstaaten umgesetzt; diese un­
terstreichen zweifelsfrei die euro­
päische Dimension der Probleme, 
allerdings wurden deren Empfeh­
lungen (insbesondere zum notwen­
digen Brückenschlag zwischen der 
"Welt der Bildung" und der "Welt 
der Arbeit '') nur selten in die Regel­
angebote der Mitgliedsstaaten 
übernommen. Auch die in den Mit­
gliedsstaaten durchgeführten Mo­
dellversuchsreihen, die ihrerseits 
durch die EG mindestens zur Hälf­
te finanziert wurden, haben weitge­
hend nur Symptome kurieren kön­
nen. Darüber hinaus fördert der 
EG-Sozialfonds Ausbildungs- und/ 
oder Berufserfahrungsprogramme, 
um Jugendlichen den Übergang 
von der Schule zur Berufsausübung 
zu erleichtern und um einen Bei­
trag zum Abbau der Jugendar­
beitslosigkeit zu leisten. Schon we­
gen der sich rasch ändernden -Leit­
linien und Durchführungsvorschrif­
ten der Förderinstrumente auf EG­
und nationaler Ebene konnten nur 
in wenigen Fällen nachhaltige Bei­
träge zur dauerhaften Integration 
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der Jugendlichen festgestellt wer­
den. 
Erwähnenswert sind noch die 
Richtlinien für Berufsbildungsmaß­
nahmen zur Verbesserung der 
Chancengleichheit für Frauen und 
zur Eingliederung bzw. Rückkehr­
förderung für Wanderarbeitneh­
mer. 

Insgesamt können für diese Deka­
de erste konkrete Ansätze für den 
Informations- und Erfahrungsaus­
tausch sowie Partnerschaften und 
die Einrichtung von Institutionen, 
namentlich des CEDEFOP, festge­
stellt werden; freilich konzentrierte 
sich diese auf Empfehlungen für 
den Bereich der Erstausbildung, 
während die Weiterbildung auf 
Gemeinschaftsebene noch nicht 
stärker diskutiert wird außer im 
CEDEFOP selbst. 

3. Dekade der Konsolidierung und 
der komplementären Aktionspro­
gramme in der EG (Mitte der acht­
ziger Jahre bis vermutlich 1993/95) 

Als Wegmarke zur Konsolidierung 
der oben skizzierten Ansätze gel­
ten die beiden Beschlüsse der erst­
mals gemeinsam tagenden Räte 
der Minister für Bildungs- und Be­
schäftigungspolitik auf EG-Ebene 
von Mitte 1983: l. Die "Entschlie­
ßung des Rates über die Berufsbil­
dungspolitik der EG der 80er Jah­
re" und 2. die "Entschließung des 
Rates über Maßnahmen der Berufs­
bildung im Hinblick auf die Einfüh­
rung der neuen Informationstech­
nologien". Die genannten Ent­
schließungen schufen die Basis für 
mehrere wichtige Rahmenpro­
gramme, namentlich für COMETT 
und EUROTECNET, sowie für eben­
so wichtige Programme für Perso­
nengruppen insbesondere zugun­
sten der Jugendlichen (PETRA), 
der Chancengleichheit der Frauen 
in Ausbildung und Beruf, für die 
Aus- und Fortbildung ausländi­
scher Arbeitnehmer, für Program­
me zugunsten der Behinderten und 
der Langzeitarbeitslosen. 

Als politische Wegmarke ist die 
Mailänder Gipfelkonferenz von 
1985 hervorzuheben, die insbeson­
dere das "Europa der Bürger" als 

mittelfristiges Ziel fordert. Seit 1985 
sind von dem ideenreichen und 
durchsetzungsfähigen Präsidenten 
der EG-Kommission, Jacques De­
lors, auch und gerade für die be­
rufliche Bildung entscheidende Im­
pulse ausgegangen. Mit der kon­
kreten Zielsetzung der Durchset­
zung des Europäischen Binnen­
marktes bis Ende 1992 wurde eine 
enorme Schubkraft für die europäi­
sche Dimension vieler Politikfelder 
ausgelöst; auch für die Gesell­
schaftspolitik z. B. in Form der "Eu­
ropäischen Sozialcharta'' und in 
der Belebung des "Sozialen Dia­
logs'' auf Gemeinschaftsebene. In 
diesen Rahmen sollen zumindest 
einige Mindeststandards und Eck­
werte europaweit gesetzt werden. 
Für die einen sind diese im Be­
reich der Sozialpolitik bisher noch 
recht vage (z. B. für die Gewerk­
schaften), für die anderen (z. B. Ar­
beitgeber) gehen diese bereits zu 
weit, insbesondere im Bereich der 
beruflichen Bildung. Der Grad der 
gewünschten Verbindlichkeit in 
diesen Fragen unterscheidet sich 
noch sehr. 

Die Rechtsprechung des Europäi­
schen Gerichtshofes tendiert seit 
Jahren in zunehmendem Maße da­
zu, die Mitgliedsstaaten auf eine 
Bildungspolitik zu verpflichten, die 
, ,gemeinschaftsfreundlich'' ist. Deut­
licher Beleg dafür ist insbesondere 
das Urteil im Fall Gravier, das der 
Europäische Gerichtshof am 13. Fe­
bruar 1985 gesprochen hat: Da­
nach sind im Rahmen der Hoch­
schulausbildung Angehörige von 
EG-Staaten den Inländern gleich­
zustellen. Die Auswirkungen die­
ses Urteils bleiben nicht auf die 
Hochschulausbildung beschränkt, 
sondern erstrecken sich auf den 
gesamten Bereich der Berufsbil­
dung. 

Gemäß der neuen Zusätze der Ge­
meinschaftsverträge durch die 
"Einheitliche Europäische Akte" 
(EEA), d. h. namentlich insbeson­
dere des Artikels 118 B, können die 
Sozialparteien auch auf europäi­
scher Ebene Absprachen bzw. 
Vereinbarungen treffen, die zumin­
dest politische Wirksamkeit für die 
Arbeitnehmer in der EG haben. 
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Als wichtigster "Nebeneffekt" der 
e rweiterten EG-Verfassung durch 
die EEA gilt die Tatsache, daß 
Mehrheitsentscheidungen im Rat 
zu allen darin genannten Berei­
chen möglich sind, z. B. in bezug 
auf Art. 128 für die berufliche Bil­
dung. Hinzu kommt, daß jetzt bei 
der Budgetisierung der Gemein­
schaftspolitikdas Europäische Par­
lament das letzte Wort hat: Wenn 
Kommission und Parlament sich ei­
nig sind, können sie jeden begrün­
deten Budgetansatz auch gegen 
den Widerstand des Rates durch­
setzen. 

Bis Ende 1988 liegt der Schwer­
punkt der einschlägigen Gemein­
schaftsprogramme zweifelsohne 
auf der beruflichen Erstausbildung 
und auf der Hochschulbildung, 
was auch durch d ie folgenden Ent­
scheidungen bzw. Programme mit 
längerfristiger Perspektive unter­
strichen wird: 
- Die Entscheidung des Rates 

über die "Entsprechungen der 
beruflichen Befähigungsnach­
weise" zwischen Mitgliedsstaa­
ten der Europäischen Gemein­
schaften (85 / 368/ EWG) und d ie 
Rahmenrichtlinie des Rates über 
die "allgemeine Regelung zur 
Anerkennung von Hochschul­
diplomen, die eine mindestens 
dreijährige Berufsausbildung 
abschließen" (Dezember 1988); 

- Beschluß des Rates über ein 
"Aktionsprogramm für die Be­
rufsbildung Jugendlicher und 
zur Vorbereitung der Jugendli­
chen auf das Erwachsenen- und 
Erwerbsleben" (Dezember 1987), 
auf dessen Grundlage die 
Arbeiten zum sog. PETRA-Pro­
gramm angelaufen sind. 

Ein breit angelegtes Programm zur 
Weiterbildung Erwachsener vor al­
lem in den Unternehmen (FORCE), 
das seit Mitte der achtziger Jahre 
diskutiert wurde, konnte Ende 1989 
vom Rat verabschiedet werden. 
Darin werden auch die seit 1985 
durch die Deiars-Kommission ver­
besserten institutionellen Rahmen­
bedingungen für den "Sozialen 
Dialog' ' auf Gemeinschaftsebene 
berücksichtigt, der im Berufsbil­
dungsbereich durch das CEDEFOP 
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und vor allem durch Vereinbarun­
gen de r Sozialpartner selbst geför­
dert worden ist. 

Insgesamt kann für diese Dekade 
festgehalten werden: 
Die Qualifikation der Menschen 
und d ie berufliche Bildung haben 
auf allen politischen Ebenen und 
für jedermann und für jede Frau so 
an Bedeutung gewonnen, daß eine 
beachtliche Serie an EG-Program­
men für die gesamte Aus- und Wei­
terbildung beschlossen wurde ; de­
ren Zahl, budgetäre Ausstattung 
und politische Bedeutung haben 
enorm zugenommen. Die Kommis­
sion hat jüngst unter Druck des Ra­
tes e in "Memorandum über die Ra­
tionalisierung und Koordinierung 
von Berufsbildungsprogrammen 
auf Gemeinschaftsebene'' vorge­
legt, weil diese für einige Mit­
gliedsstaaten entweder zu weit ge­
hen oder zu unübersichtlich gewor­
den sind. 

II. Einschätzung der 
aktuellen Lage 
und Perspektiven 

I. Die Situation zu Beginn der neun­
ziger Jahre 
Die "Dynamik 1992" hat alle Politik­
bereiche erfaßt und hat durch Er­
eignisse wie die deutsche Eini­
gung und die dramatischen Verän­
derungen m Osteuropa sowie 
durch das gestiegene Interesse 
vieler Drittstaaten an der EG zu­
sätzliche Schubkraft erhalten; kon­
krete Auswirkungen auf die beruf­
liche Bildung sind in dem Druck 
der Mitgliedsstaaten und der EG 
zur Beschleunigung der Arbeiten 
zur Herstellung der Entsprechung 
der beruflichen Befähigungsnach­
weise oder in der vergleichsweise 
raschen Beschlußfassung über die 
"Europäische Stiftung für Berufs­
bildung' ' für Mittel- und Osteuropa 
sichtbar ; die Umsetzung des letzt­
genannten Ratsbeschlusses für 
diese komplementäre Einrichtung 
zum CEDEFOP konnte fre ilich 
noch nicht gelingen, da die Ent­
scheidung über deren Standort in 
ein Paket kontroverser Fragen 
über den Sitz mehrerer EG-Ein-

richtungen (vor allem des Europäi­
schen Parlaments) e inbezogen 
wurde. Eine abschließende Ent­
scheidung stand Ende 1990 auf der 
Ebene der Staats- und Regierungs­
chefs an. 

Die EG-Regierungskonferenzen, 
die im Dezember 1990 in Rom statt­
fanden, und entsprechende Nach­
folgeentscheidungen stellen ver­
mutlich bedeutende Schritte in 
Richtung der Wirtschafts- und 
Währungsunion sowie auch der Po­
litischen Union dar. Diese Per­
spektive verursacht neben vielem 
Positiven auch Unsicherheiten und 
Ängste, insbesondere gegenüber 
einem Trend zum generellen Zen­
tralismus nach Brüssel. Das Subsi­
diaritätsprinzip und die föderalisti­
sche Organisation werden jedoch 
gerade im Bereich der Berufsbil­
dungspolitik sicherste llen, daß 
weiterhin für die rd . 340 Millionen 
Bürger wichtige Entscheidungen 
gleichzeitig auf vie r Politikebenen 
getroffen werden: 
- auf der lokalen Ebene mit den 

Lernorten Schule und Be­
trieb I Verwaltung, 

- auf der regionalen Ebene, z. B. 
in den 16 Ländern der Bundes­
republik Deutschland, 

- auf der nationale n Ebene sowie 
- auf der europäischen Ebene, na-

mentlich auf der Ebene der EG­
Institutionen. 

Der Soziale Dialog wird parallel 
dazu in den Unternehmen, in den 
Wirtschaftszweigen sowie auf re­
gionaler, nationaler und europäi­
scher Ebene über prinzipiell glei­
che Hauptprobleme geführt, wenn 
auch weiterhin diffe renzierte Lö­
sungsstrategien wegen der unter­
schiedlichen Ausgangslage ange­
strebt werden müssen. Dabei wird 
es zu einer Fülle von konkreten Ab­
sprachen und kollektivvertragli­
ehen Rahmenvereinbarungen (ins­
besondere im Schwerpunktfeld 
der Weiterbildung der Erwerbstä­
tigen) zwischen den Arbeitgeber­
und den Arbeitnehmervertretun­
gen kommen. 

Das politische Gewicht der Euro­
päischen Kommission hat seit Amts­
antritt von Präsident Delors erheb-
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lieh zugenommen und wird in den 
neunziger Jahren weiter wachsen; 
die EG-Kommission wird bereits 
als "europäische Regierung" ange­
sehen, wobei sie sowohl exekutive 
als auch legislative Zuständigkei­
ten (Vorschlagsmonopol) besitzt. 

Die Kommission hat auf höchster 
politischer Ebene im Januar 1989 
die "Task Force Humanressour­
cen" geschaffen, dies kann als ein 
Vorläufer emer eigenständigen 
Generaldirektion angesehen wer­
den, die im groben Vergleich auch 
als "europäisches Ministerium" be­
zeichnet werden kann . Diese "Task 
Force'' ist bereits heute politisch, 
budgetär und personell größer als 
manche der 23 derzeitigen Gene­
raldirektionen in Brüssel. 

Am bedeutendsten für die Mit­
gliedsstaaten und für die Entwick­
lung der Berufsbildung sind die 
gemeinschaftlichen Strukturfonds 
anzusehen, namentlich der "Euro­
päische Sozialfonds" (ESF), der 
nach Art. 123 der EG-Verträge ge­
schaffen wurde. Dessen finanzielle 
Förderung ungezählter Projekte 
der Aus- und Weiterbildung sum­
mieren sich bereits auf einige Mil­
liarden ECU. Es steht fest, daß so­
wohl aus dem ESF als auch aus 
dem Europäischen Fonds für die 
regionale Entwicklung (EFRE) wie 
auch durch weitere Finanzierungs­
instrumente jährlich erhebliche Zu­
schüsse für Qualifizierungsprojek­
te, insbesondere zur Eingliederung 
von Jugendlichen und Wiederein­
gliederung von Erwachsenen er­
folgt sind. Diese Mittel der Struk­
turfonds sollen bis 1993 verdoppelt 
werden, d. h. auf ca. 14 Mrd. DM 
pro Jahr allein für die ESF und 
EFRE. 

Die Zahl der "Gemeinschaftlichen 
Rechtsakte" der Kommission und/ 
oder des Rates nimmt zu, die auch 
auf Druck seitens des Europäi­
schen Parlaments und / oder des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 
der EG beschlossen werden. Dazu 
gehört vor allem die beachtliche 
Serie von Programmen zur allge­
meinen und beruflichen Bildung, 
namentlich ERASMUS, COMETT, 
LINGUA, PETRA, FORCE, EURO-
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TECNET, IRIS u. a. m. , deren Be­
deutung in den neunziger Jahren 
wachsen wird. Die EG-Kommission 
hat kürzlich ein weiteres Programm 
zur Fortführung und Ausweitung 
von PETRA vorgeschlagen, nament­
lich ein "Erasmus junior" für den 
Austausch junger Auszubildender 
und junger Erwachsener in der be­
ruflichen Bildung. 

Das Europäische Zentrum für die 
Förderung der Berufsbildung (CE­
DEFOP), das seine Hauptaufgaben 
in Unterstützung der Kommission 
durch die Koordinierung von For­
schung, durch Information, Doku­
mentation und Publikation sowie 
als Plattform für die wichtigsten 
Akteure, namentlich für die Sozial­
partner, erfüllt, hat sich seit 1985 in 
operationeUer und in personeller 
Hinsicht erweitert; es trägt u . a . 
durch seine Arbeiten zur Herstel­
lung der Vergleichbarkeit/Ent­
sprechung der beruflichen Befähi­
gungsnachweise zur Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer und Fachkräfte 
und zur qualitativen Anhebung der 
Standards in der gesamten EG und 
somit zur Entwicklung einer sozia­
len Dimension in der Perspektive 
1992 bei. Seine weiteren konkreten 
Beiträge zum europäischen Berufs­
bildungsraum sind beispielsweise: 
Europäische Informations-, Doku­
mentations- und Datenbankennetze; 
ein jährliches Forum mit den natio­
nalen Forschungsinstituten; das 
Studienbesuchsprogramm für Ak­
teure in der Berufsbildung; der Eu­
ropäische Preis für die beste Fern­
sehproduktion in Aus- und Weiter­
bildung sowie die Vorbereitung 
eines europäischen Handbuchs für 
Berufsberater. Das CEDEFOP mit 
seinen gegenwärtig 67 Mitarbei­
tern aus allen Gemeinschaftslän­
dern, mit seinem Jahresbudget von 
rd. 20 Millionen DM und mit seinen 
gut 20 Arbeitsprojekten pro Jahr 
leistet seit Jahren einen bedeuten­
den fachlichen Beitrag zur Ent­
wicklung einer wirklich europäi­
schen Berufsbildungspolitik. 

2. Perspektiven für die neunziger 
Jahre 
Für die Bildungs- und Berufsbil­
dungssysteme gilt weiterhin der 
Grundsatz der "Einheit in der Viel-

falt" bei zunehmender Annähe­
rung und Vergleichbarkeit. Es wird 
freilich darauf zu achten sein, daß 
sich die konvergierenden Systeme 
an möglichst hohen Qualitätsstan­
dards und nicht am Mittelmaß 
orientieren. Nur so wahrt die EG ih­
re Chancen in der Konkurrenz mit 
Japan und den USA. 

In diesem Sinne wird die Europäi­
sche Kommission alle oben ge­
nannten Ansätze für eine europäi­
sche Berufsbildungspolitik, nament­
lich die Strukturfonds, die Gemein­
schaftsprogramme, das CEDEFOP 
und die Europäische Stiftung, aus­
bauen. Die Zahl der von diesen Ak­
tivitäten mittelbar oder unmittelbar 
Betroffenen wird in den nationalen 
Regelsystemen der Aus- und Wei­
terbildung weiter wachsen. 

Neue Massenwanderungen wie in 
den sechziger Jahren und in der 
ersten Hälfte der siebziger Jahre 
wird es in der EG nicht geben; tat­
sächlich sind auch die bisherigen 
Massenwanderungen weitgehend 
zum Stillstand gekommen. Italien 
ist zu einem Rückwanderungsland 
geworden. Griechenland, Spanien 
und Portugal sind keine Netto-Aus­
wanderungsländer mehr; für Spa­
nien und Portugal könnte es aller­
dings ab 1993 erneut zu Wande­
rungsbewegungen kommen, wenn 
die Annahme von Arbeitsplatzan­
geboten nicht mehr von der Vorla­
ge einer Arbeitsgenehmigung ab­
hängig gemacht wird. Der Grad 
der Einwanderung aus Drittlän­
dern bleibt dagegen einge­
schränkt - mit der vermutlichen 
Ausnahme aus Mittel- und Osteuro­
pa, in denen mehr als 400 Mio. 
Menschen leben. 

Künftig wird in der EG eine neue 
Form von Mobilität eine zunehmen­
de Rolle spielen: Ein fließender 
Austausch von Personen mit be­
sonderen Qualifikationen. Dabei 
wird es sich nicht mehr um Mas­
senwanderungen handeln, son­
dern um intra-industrielle Mobili­
tät, also um Mobilität, die auf be­
stimmte Berufsgruppen, Fertigkei­
ten und Regionen begrenzt sowie 
weitgehend zeitlich befristet ist. Sie 
wird vor allem Führungskräfte, 
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Techniker und Ingenieure, Ange­
hörige der freien Berufe, Wissen­
schaftler, aber auch viele andere 
qualifizierte Fachkräfte betreffen. 
Bereits heute gibt es in Grenzräu­
men, z. B. im "Saar-Lothringen-Lu­
xemburg-Dreieck" rege Aus­
tauschbewegungen. Auch wird mit­
telfristig eine Tendenz zu zwei 
Wohnsitzen für die wirtschaftlich 
Erfolgreichen deutlich erkennbar 
werden, was in Großflächenlän­
dern, beispielsweise in den USA, 
bereits weit verbreitet ist. 

Neben der Mobilität im Beschäfti­
gungssystem wird es intensivere 
Mobilitätsvorgänge in den Bildungs­
und Berufsbildungssystemen ge­
ben, unterstützt durch Austausch­
programme, gemeinsam konzipier­
te Studien- und Ausbildungsgänge, 
grenzüberschreitende Ausbildungs­
projekte sowie europäische Ausbil­
dungseinrichtungen. Unterschied­
liche Bedingungen zur Zulassung 
an Universitäten und Hochschulen 
sowie die Gewährung von Ausbil­
dungsbeihilfen und Stipendien 
werden in einigen Ländern zu ei­
nem verstärkten "Ausländeranteil" 
unter den Studierenden führen, 
wovon die meisten ab 1993 als "Bin­
nenländer'' zu bezeichnen sind. 
Ein wichtiger Meilenstein für die 
Menschen mit nicht akademischer 
Ausbildung wird die Einführung 
emes "Europäischen Berufsbil­
dungspasses" und die Entwick­
lung "europäischer Berufsprofile" 
sein; über beide Perspektiven ar­
beiten das BIBB und das CEDEFOP 
zunehmend zusammen. 

Wichtiger als die unmittelbaren 
Folgen des Binnenmarktes werden 
die mittelbaren Wirkungen auf län­
gere Sicht sein. Der Binnenmarkt 
verursacht kaum, sondern be­
schleunigt vor allem bestimmte 
Entwicklungen, die im Beschäfti­
gungs-, Bildungs- und Berufsbil­
dungssystem bereits angelegt 
sind. Er wirkt als Katalysator. Dies 
gilt vor allem für die Bedeutungszu­
nahme der Schlüsselqualifikatio­
nen, insbesondere für: Selbständi­
ges und kreatives Denken, sozial­
verantwortliches Handeln, koope­
ratives Arbeiten sowie die Fähig­
keit zur Kommunikation. 
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Der Qualifikationsdruck, der vor 
allem durch den technologischen 
Wandel und durch Weltmarktfakto­
ren seit längerem im Gange ist, 
wird bis 1993 und danach weiter zu­
nehmen. Die Auswirkungen betref­
fen alle Qualifikationsstufen. Aus­
bildungs-/Studienordnungen so­
wie Weiterbildungsangebote er­
fahren eine curriculare Auswei­
tung auf gemeinschaftsbezogene 
und fremdsprachige Inhalte. 

Die zusätzliche Qualifikation, zwe1 
oder mehrere Sprachen zu spre­
chen und zu schreiben bzw. zumin­
dest zu lesen und zu verstehen, 
wird im vielsprachigen Europa 
eine viel größere Bedeutung als in 
anderen Kontinenten gewinnen. In 
diesem Kontext wird das neue 
"LINGUA"-Programm der EG, das 
gleichzeitig die Bürger und die Un­
ternehmen (namentlich zugunsten 
der Ausbilder und der Auszubil­
denden) anspricht und fördert, die 
Bemühungen um Mehrsprachig­
keit deutlich verstärken. 

Der Erwerb von fachlichen und so­
zialen Qualifikationen wird nicht 
mehr ausschließlich in einem be­
stimmten Land erfolgen. Diese 
Qualifikationen dienen immer häu­
figer auch zu Erwerbszwecken in 
anderen Ländern als in denen, wo 
diese erworben werden. Berufsbil­
dung entwickelt sich mehr und 
mehr zu einem grenzüberschrei­
tenden Vorgang. Die vermittelten 
Qualifikationen werden zuneh­
mend konvertierbar. 

Wir werden es mit einem rasch 
expandierenden "europäischen 
Markt der Weiterbildung" zu tun 
haben, dessen Entwicklungschan­
cen vor allem in der Nutzung neuer 
Informationstechnologien und Bil­
dungsmedien begründet sind. 
Wettbewerber auf diesem Bil­
dungsmarkt ohne Grenzen werden 
vor allem Medienkonzerne, private 
und halbstaatliche Einrichtungen 
sein. Gleichzeitig finden in den Be­
reichen U nterrichtstechnologien 
und Bildungsmedien, namentlich 
mittels binnenmarktdeckender 
Programme durch Satellitenfern­
sehen, stürmische Entwicklungen 
statt. 

All die zusätzlichen und "neuen" 
Qualifikationen werden allerdings 
nicht mehr allein durch erfah­
rungsgemäß langwierige Verände­
rungen in den Systemen der Erst­
ausbildung zu erwerben sein: Die 
Weiterbildung gewinnt eine aus­
schlaggebende Bedeutung für die 
Wahrnehmung und Verbesserung 
der Beschäftigungschancen für die 
einzelnen, aber auch eine immen­
se Bedeutung für die Betriebe, um 
ihre Produkte und Dienstleistun­
gen den sich immer schneller wan­
delnden Bedürfnissen und den 
sich ändernden Wertvorstellungen 
anzupassen. Neben den wirtschaft­
lichen Herausforderungen stellen 
sich in zumindest gleichrangiger 
Weise neue und umfassende sozia­
le und ökologische Herausforde­
rungen, die man mit entsprechen­
den Angeboten zur Qualifizierung 
der Menschen frühzeitig aufgrei­
fen muß. Dieneunziger Jahre wer­
den als das Jahrzehnt der Weiter­
bildung in die europäische Ge­
schichte eingehen. Um die Jahr­
hundertwende wird es die ,.Politi­
sche Union" in Europa geben, in 
der es auch eine Politik für die Aus­
und Weiterbildung mit europäi­
scher Dimension geben wird. 
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Europäische Bildungspolitik 
oder Berufsbildungspolitik in Europa? 
Alfred Hardenacke 

Wenn eine gemeinsame europäische Berufsbildungspolit1k nicht als ein drittrangiges Ziel an­
gesehen werden soll, bedarf es des vollen Einsatzes aller an der beruflichen Bildung Beteilig­
ten auf allen Ebenen. Bildung und Ausbildung spielen bei der wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Entwicklung sowohl der Mitgliedsstaaten als auch der Gemeinschaft insgesamt 
eine entscheidende Rolle. Im folgenden wird den Fragen nachgegangen, wie gemeinsame 
Ziele der Berufsbildungspolitik erreicht werden können, welche Ausgangspositionen dabei zu 
berücksichtigen sind und wie trotz zersplitteter Zuständigkeiten eine mit der Wirtschafts-, Ar­
beitsmarkt-, Sozial- und Gesellschaftspolitik abgestimmte Berufsbildungspolitik verwirklicht 
werden kann. 

Alfred Hardenacke, Dr. rer. pol. 
Ministerialdirektor und Leiter der Abteilung Be­
rufliche Bildung im Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft 

Berufsbildung ist einerseits ein im­
mer bedeutsamer werdender Teil 
der Bildungspolitik und anderer­
seits in ihrer qualitativen und quan­
titativen Ausprägung entscheiden­
de Voraussetzung für wirtschaftli­
che, soziale und gesellschaftliche 
Entwicklungen. Kapitalinvestitionen 
sind in ihrer Wirksamkeit immer 
stärker abhängig von vorlaufenden 
oder gleichzeitigen Investitionen in 
die Qualifizierung des Berufsnach­
wuchses und der Erwerbstätigen. 
Wirtschaftsstrukturelle Fortschritte, 
Beherrschung technologischer Ent­
wicklungen und sozialverträgliche 
gesellschaftliche Veränderungen 
sind ohne bildungspolitische, ganz 
besonders aber berufsbildungspo­
litische Vorbereitung und Flankie­
rung kaum noch vorstellbar. Des­
halb wird in der aktuellen Um­
bruchsituation in den osteuropäi­
schen Staaten, aber auch in den 
fünf neuen Bundesländern, mit 
Recht vorrangig auf eine Qualifizie­
rungspolitik gesetzt. 
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Bereits die 1957 in Kraft getretene 
Grundnorm für eine gemeinsame 
Politik der Berufsbildung in der Eu­
ropäischen Gemeinschaft (Art. 128 
EWG-Vertrag) stellt darauf ab, daß 
diese zu einer harmonischen Ent­
wicklung sowohl der einzelnen 
Volkswirtschaften als auch des ge­
meinsamen Marktes beitragen soll . 
Sie sieht dafür die Aufstellung all­
gemeiner Grundsätze vor, die 1963 
vom Rat beschlossen und seitdem 
in vielfältigen Beschlüssen des Ra­
tes ergänzt und weiter entwickelt 
worden sind. Die am 1. Juli 1987 zur 
Schaffung des Europäischen Bin­
nenmarktes in Kraft getretene Ein­
heitliche Europäische Akte hat 
zwar rechtlich nichts daran geän­
dert, daß es bildungsrechtliche 
Kompetenzen der Gemeinschaft im 
eigentlichen Sinne bisher nicht 
gibt. Sie hat allerdings auch die 
Notwendigkeit einer engeren Zu­
sammenarbeit und Abstimmung in 
der Gemeinschaft berufsbildungs­
politisch erheblich verstärkt durch 
die Einführung eines frelen Waren-, 
Personen-, Dienstleistungs- und Ka­
pitalverkehrs sowie durch die Ein­
führung der sogenannten Kohä­
sionspolitik; danach soll zwischen 
den verschiedenen Regionen der 
Gemeinschaft der wirtschaftliche 
und soziale Abstand der am stärk­
sten benachteiligten Gebiete ver­
ringert werden. Die im Juni 1989 
von der EG-Kommission verab­
schiedeten mittelfristigen Leitlinien 
"Allgemeine und berufliche Bil­
dung in der Europäischen Ge­
meinschaft" deuten auf einen An­
spruch der Gemeinschaft hin, künf­
tig eine auf Kontinuität und Ganz­
heitlichkeit angelegte gemeinsame 
Berufsbildungspolitik anzugehen. 
Der Europäische Rat der Bildungs-

minister hat sich diese Leitlinien 
weitgehend zu eigen gemacht und 
ein multikulturelles Europa, ein Eu­
ropa der Mobilität, ein Europa der 
Bildungschancen für alle, ein Euro­
pa des Fachwissens und ein Euro­
pa der Weltoffenheit gefordert. 

Der dadurch gekennzeichnete fort­
schreitende Weg zu einer Europäi­
schen Union sollte keinen Zweifel 
daran lassen, daß gemeinsame Be­
rufsbildungspolitik in Europa nicht 
mehr als drittrangig angesehen 
werden kann, sondern den vollen 
Einsatz aller an der beruflichen Bil­
dung Beteiligten auf allen Ebenen 
erfordert. Ein wörtliches Zitat aus 
den Meinungsbildungsprozessen 
der Gemeinschaft des Jahres 1989 
möge dieses zusätzlich untermau­
ern: ,,Ohne Investition in das Ar­
beitskräftepotential, m dessen 
Qualifikation, Anpassungsfähigkeit 
und Unternehmensgeist wäre Eu­
ropas Fähigkeit zur Innovation, zum 
Wettbewerb, zum Wohlstand für 
seine Bürger geschwächt. Bildung 
und Ausbildung spielen bei der 
wirtschaftlichen, sozialen und kul­
turellen Entwicklung der Mit­
gliedsstaaten und der Gemein­
schaft selbst eine entscheidende 
Rolle. Somit stehen Bildung und 
Ausbildung im Zentrum des euro­
päischen Aufbauprozesses.'' 

Damit werden erneut zentrale Fra­
gen der künftigen Entwicklung auf­
geworfen. Wie können und sollen 
gemeinsame Ziele der Berufsbil­
dungspolitik in der Europäischen 
Gemeinschaft verfolgt und erreicht 
werden? Welche Ausgangspositio­
nen sind dabei zu berücksichtigen? 
Wie kann trotz zersplitterter Teilzu­
ständigkeiten eine abgestimmte 
und mit der Wirtschafts-, Arbeits­
markt- und Sozialpolitik verbunde­
ne gemeinsame Politik der Berufs­
bildung erreicht werden? 

I. Ausgangssituation und 
Herausforderung 

Die soziokulturelle und regionale 
Vielfalt in den europäischen Mit­
gliedsstaaten, die Unterschiedlich­
keit der Bildungs- und Berufsbil-
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dungssysteme, die voneinander 
abweichenden Einflußmöglichkei­
ten der Sozialpartner und die ver­
schiedenartigen Bildungstraditio­
nen lassen eine Vereinheitlichung 
und Harmonisierung der Berufsbil­
dung nicht zu. Es kommt vielmehr 
darauf an, in unterschiedlichen Sy­
stemen und mit verschiedenarti­
gen Bedingungen im Hinblick auf 
die wirtschaftlichen, sozialen, ge­
sellschaftlichen und kulturellen 
Ziele vergleichbare Ergebnisse für 
die betroffenen Menschen zu er­
reichen. Dies geht nicht ohne ein 
Mindestmaß an gegenseitiger 
Rücksichtnahme, Abstimmung und 
Toleranz sowie der Bereitschaft 
der Mitgliedsstaaten und der in ih­
nen verantwortlichen Stellen, ihre 
Zuständigkeiten zu überdenken 
und Teile davon zur Disposition zu 
stellen. Alle Beteiligten müssen da­
bei die Möglichkeiten und Gren­
zen einer auf gemeinsame Ziele 
ausgerichteten Berufsbildungspoli­
tik überprüfen und bereit sein, im 
Interesse des Ganzen liebgewor­
dene und unter nationalen Bedin­
gungen funktionierende Einfluß­
nahmen in Frage stellen zu lassen. 
Ein Denken in Kategorien der Be­
sitzstandwahrung kann nicht zu ei­
ner wirklich europäischen Politik 
führen. 

Ein föderales Europa, wie es im­
mer lauter von den deutschen Bun­
desländern gefordert wird, kann 
nicht zustande kommen, wenn die 
Fordernden gleichzeitig an den ge­
wachsenen Zuständigkeiten starr 
festhalten und zusätzliche einfor­
dern; ohne die Bereitschaft zu ei­
nem neuen Ausgleich kann das 
nicht funktionieren . Auch die Be­
rufsbildungspolitik steht an einem 
Scheideweg, ob und wie weit das 
Europäische Parlament und die 
übrigen Gemeinschaftsorgane in 
ihrem Einfluß gestärkt werden 
müssen, damit Europa für seine 
Menschen begreifbarer und 
glaubwürdiger wird und Partikula­
rismus überwunden werden kann. 

Andererseits müssen Grenzen ein­
gehalten werden, deren Über­
schreitung der qualitativen und 
quantitativen Entwicklung der Be­
rufsbildung sonst Schaden zufügen 
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könnte. Besonders wichtig ist in 
diesem Zusammenhang, daß das 
Subsidiaritätsprinzip nicht nur an­
erkannt, sondern zum Maßstab des 
Handelns wird und die Beteiligung 
der Betriebe an der Berufsbildung 
sowie die Mitverantwortung der 
Sozialpartner in der beruflichen 
Bildung in allen Mitgliedsstaaten 
und allen Formen der Berufsbil­
dung gestärkt und auf geregelte 
Grundlagen gestellt wird. 

Ein föderales Europa 
kann nicht 

ohne die Bereitschaft 
zum Ausgleich . 

zustande kommen. 

Die Römischen Verträge lassen aus 
einer Reihe von Artikeln mittelbare 
rechtliche Einflußnahme auf die 
Berufsbildung zu. Diese ergeben 
sich vor allem aus dem Recht auf 
freie Niederlassung, dem Recht 
auf Freizügigkeit der Arbeitneh­
mer und der Verpflichtung der Mit­
gliedsstaaten zu einem abgestimm­
ten Handeln. In diesem Rahmen 
kann die Gemeinschaft (Kommis­
sion, Rat, Parlament, Gerichtshof) 
gemeinsame Leitlinien entwickeln, 
Selbstverpflichtungen der Mit­
gliedsstaaten herbeiführen, Infor­
mations-, Erfahrungs- und Personen­
austausch unterstützen, Program­
me und Projekte initiieren, Rück­
stände in weniger entwickelten 
Staaten und Gebieten ausgleichen 
sowie Instrumente und Einrichtun­
gen schaffen, die ein abgestimmtes 
Vorgehen zwischen den Mitglieds­
staaten und der Gemeinschaft er­
leichtern. Beschlüsse auf der 
Grundlage des Artikels 128 EWG­
Vertrag können im Ministerrat mit 
einfacher Mehrheit zustande kom­
men. Dabei soll nur am Rande ver­
merkt werden, daß weder eine 
Ausbalancierung demokratischer 
Einflußmöglichkeiten horizontal 

. (Kommission, Rat , Europäisches 
Parlament) oder vertikal (Gemein­
schaft, Mitgliedsstaaten, Länder I 
Regionen) erreicht ist noch dem 
Subsidiaritätsprinzip oder dem An-

spruch föderaler Strukturen be­
reits hinreichend entsprochen 
wird. Bis zu einer europäischen 
Union ist noch ein schwieriger Weg 
zurückzulegen, der ohne eine Stär­
kung des Europäischen Parla­
ments und ohne Neuaufteilung der 
Kompetenzen nicht vorstellbar ist. 

In den Allgemeinen Grundsätzen 
vom 2. April 1963 hat sich die Ge­
meinschaft darauf verständigt, daß 
Ziel der gemeinsamen Politik der 
Berufsbildung nicht die Harmoni­
Slerung oder Vereinheitlichung 
der Berufsbildungssysteme sein 
soll, sondern daß innerhalb dieser 
unterschiedlichen Systeme eine 
Angleichung der Abschlußqualifi­
kation auf den verschiedenen Ebe­
nen erreicht werden soll. Die All­
gemeinen Grundsätze sprechen 
von der , ,schrittweisen Anglei­
chung der Ausbildungsniveaus". 
Selbst dieses moderatere Ziel ist in 
den letzten 27 Jahren bei weitem 
nicht erreicht worden. Deshalb 
sind Äquivalenzregelungen not­
wendigerweise auf Berufe mit re­
glementiertem Zugang beschränkt 
und stehen im Zusammenhang mit 
dem Niederlassungsrecht Das gilt 
auch für die Hochschulrichtlinie 
aus dem Jahre 1988 und die Diskus­
sion um eine zweite Richtlinie für 
Ausbildungsgänge unterhalb drei­
jähriger Studiengänge. Für die 
Vielzahl der übrigen Berufe ist ein 
Entsprechungsverfahren zur Ver­
besserung der Arbeitsmarkttrans­
parenz geschaffen worden, das im 
wesentlichen Ende 1992 die gro­
ßen Berufsbereiche abgearbeitet 
haben soll und Arbeitgebern und 
Bewerbern um einen Arbeitsplatz 
bessere Einschätzungsmöglichkei­
ten der erreichten beruflichen 
Qualifikation geben soll. 

Als politische Zielsetzung ist ferner 
inzwischen unbestritten, daß alle 
Jugendlichen das Recht auf eine 
angemessene berufliche Ausbil­
dung bei freier Wahl des Berufs 
und der Ausbildungsstätte haben 
sollen; dies wird als Postulat durch 
eine Reihe von Ratsentschließun­
gen untermauert. 

Im Zusammenhang mit der Debatte 
über die Verstärkung der berufli-
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chen, insbesondere der betriebli­
chen Weiterbildung, steht die Kodi­
fizierung eines Rechts auf freien 
Zugang zu beruflichen Weiterbil­
dungsmaßnahmen auf der Grund­
lage der Sozialcharta zur Entschei­
dung an . Schließlich soll die ge­
meinsame Politik der Berufsbil­
dung den wirtschaftlichen und so­
zialen Zusammenhalt der Gemein­
schaft dadurch stärken, daß eine 

Politisches Ziel: 
freie Wahl des Berufes 

und der 
Ausbildungsstätte 

für alle jugendlichen 
in Europa. 

Angleichung der Lebensverhält­
nisse und ein Nachteilsausgleich 
wirtschaftsschwächerer Regionen 
auch durch Förderung von Berufs­
bildungsmaßnahmen aus den 
Strukturfonds und dem Sozialfonds, 
aber .auch nach dem Solidaritäts­
prinzip durch die übrigen Mit­
gliedsstaaten tatsächlich erreich­
bar sind. 

2. Perspektiven der 
"Vielfalt in der Einheit" 

Insgesamt sind die Ziele und Mög­
lichkeiten einer gemeinsamen Poli­
tik der Berufsbildung in den "All­
gemeinen Grundsätzen für die 
Durchführung einer gemeinsamen 
Politik der Berufsbildung' ' aus dem 
Jahre 1963 zutreffend umschrie­
ben; sie sind bei weitem weder 
qualitativ noch quantitativ ausge­
schöpft und erreicht. 

2.1. Gemeinsame Ziele in der Aus­
und Weiterbildung 
Auf Gemeinschaftsebene wird die 
gemeinsame Zielbestimmung für 
die Berufsbildungspolitik immer 
dringlicher, die im wesentlichen zu 
Selbstverpflichtungen der Mit­
gliedsstaaten führen muß, die not­
wendigen Maßnahmen unter den 
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besonderen Bedingungen ihres 
Staates durchzuführen . Erst wenn 
alle Kinder und Jugendlichen in al­
len Mitgliedsstaaten eine ange­
messene allgemeine Grundbil­
dung und eine Berufsausbildung 
tatsächlich erhalten, die 
- sie hinreichend auf ihre Lebens­

bewältigung in einer demokra­
tisch-pluralen Gesellschaftsord­
nung vorbereitet, 

- ihnen eine auf Mobilität und Fle­
xibilität angelegte Berufsbefähi­
gung vermittelt, die langfristigen 
Perspektiven des Beschäfti­
gungssystems entspricht und 
die Fähigkeit umschließt, selbst­
verantwortlich technische und 
strukturelle Entwicklungen im 
Beruf zu gestalten und zu bewäl­
tigen, 

- die Befähigung zu individueller 
und formaler allgemeiner beruf­
licher Weiterbildung grundlegt, 

- gleichwertige Chancen für eine 
Entwicklung der Gesamtpersön­
lichkeit und einen beruflichen 
und gesellschaftlichen Aufstieg 
bietet und 

- eine größtmögliche Freizügig­
keit bei der Wahl eines ange­
messenen Arbeitsplatzes im er­
lernten Beruf in allen Mitglieds­
staaten gewährt, 

können die Ziele einer europäi­
schen Politik der Berufsausbildung 
als erreicht gelten. 

Das gilt in ähnlicher Weise für die 
berufliche Weiterbildung, die in al­
len Mitgliedsstaaten allen Er­
werbstätigen die Möglichkeit ge­
ben sollte, 
- durch lernorientiertes Arbeiten 

und arbeitsorientiertes Lernen 
vor allem im Betrieb und durch 
die Kombination von betriebli­
chen und außerbetrieblichen 
Angeboten eine ständige An­
passung der Fähigkeiten und 
Kenntnisse an sich ändernde 
Anforderungen im Beruf zu er­
reichen; 

- eine Neuqualifizierung anzustre­
ben, wenn strukturelle Verände­
rungen des Arbeitsmarktes dies 
erfordern; 

- aufbauend auf einer qualifizier­
ten Berufsausbildung und Be­
rufserfahrung durch allgemein 
zugängliche Fortbildungsange-

bote oder den Durchstieg in Bil­
dungsangebote des tertiären 
Bereichs eine berufliche Höher­
qualifizierung entsprechend 
den individuellen Fähigkeiten 
und Neigungen zu erreichen 
und damit im Wettbewerb um 
höherbewertete Positionen er­
folgreich sein zu können; 

- über Qualifizierungsnachweise 
(nicht unbedingt Zertifikate) zu 
verfügen, die eine freizügige 
Berufsausübung in allen Mit­
gliedsstaaten gewährleistet. 

Im übrigen muß auch in der beruf­
lichen Bildung die "Europafähig­
keit' ' der Akteure und der Absol­
venten zu den vordringlichen Zie­
len gehören, wenn wirkliche Frei­
zügigkeit erreicht werden soll. Da­
zu gehören ebenso die Vermittlung 
von Kenntnissen über die Kultur, 
Mentalität und die gesellschaftli­
chen Verhältnisse wie auch der 
Sprache der Nachbarstaaten. 

2.2. Angleichung der Lebensver­
hältnisse 
Das verfassungsrechtliche Gebot 
der Angleichung (nicht der Verein­
heitlichung) der Lebensverhältnis­
se gilt nicht nur für Deutschland, 
sondern muß auch in der ange­
strebten Ordnung der Europäi­
schen Gemeinschaft Geltung er­
langen, wie dies in der Einheitli­
chen Europäischen Akte durch die 
sogenannte Kohäsionspolitik grund­
gelegt ist. Für die Verwirklichung 
und rechtlich-institutionelle Umset­
zung kann unter den unterschied­
lichen Bedingungen der Mitglieds­
staaten nur das Subsidiaritätsprin­
Zlp erfolgversprechende Wege 
weisen. Dabei sind zwei verschie­
dene Arten von Subsidiarität zu be­
achten: 
- Subsidiarität in dem Sinne, daß 

vertikal die Verantwortung, Ent­
scheidung und Durchführung 
auf der Ebene angesiedelt wer­
den sollen, wo sie am besten 
wahrgenommen werden kön­
nen; 

- Subsidiarität aber auch in dem 
Sinne einer zweckgerichteten 
Aufgabenverteilung zwischen 
öffentlicher Verwaltung und pri­
vaten Einrichtungen der Wirt­
schaft und Gesellschaft. 
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2.3. Soziale Marktwirtschaft und 
berufliche Bildung 
Damit ist mittelbar bereits ein wich­
tiger weiterer Aspekt angespro­
chen, nämlich daß Bildungspolitik, 
insbesondere aber Berufsbil­
dungspolitik, immer weniger von 
den gesellschaftlichen Mechanis­
men besonders der sozialen 
Marktwirtschaft isoliert werden 
darf und sich gegen Einflüsse aus 
Wirtschaft und Gesellschaft ab­
schottet. Das einer pluralistischen 
Demokratie als Stimulans innewoh­
nende Prinzip des Wettbewerbs 
um die besten Lösungen darf im­
mer weniger vor den Türen der Bil­
dungsstätten ausgesperrt bleiben. 
Deshalb ist der Einfluß der Le­
benswirklichkeit der gesellschaftli­
chen Anforderungen auf Inhalte 
und Formen der Berufsbildung un­
verzichtbar. Mit der Rolle der Be­
triebe und der Sozialpartner haben 
wir in diesem Zusammenhang in 
Deutschland auf allen Ebenen gute 
Erfahrungen gemacht, das Berufs­
bildungssystem anforderungsge­
recht weiterzuentwickeln und mit 
seinen Ergebnissen die Akzeptanz 
der Gesellschaft und des Beschäf­
tigungssystems zu erreichen. 

2.4. Gleichwertigkeit allgemeiner 
und beruflicher Bildung 
Wir müssen in Europa nicht nur for­
mal, sondern auch in der Realität 
zu mehr Gleichwertigkeit zwischen 
allgemeiner und beruflicher Bil­
dung kommen; damit wird Bil­
dungspolitik insgesamt zu einem 
europäischen Thema. Ein Bil­
dungsbegriff ist nicht länger zu 
rechtfertigen, der Bildung staatlich 
verantworteten Schulen und Hoch­
schulen, Ausbildung aber Betrie­
ben und privaten Einrichtungen zu­
weist mit der Folge, daß damit ge­
sellschaftliche Segmentierungen 
und unterschiedliche Chancen 
verbunden sind. Ein ganzheitlicher 
Bildungsbegriff sollte nicht nach 
den unterschiedlichen Inhalten 
und Lernorten unterscheiden, son­
dern nach dem Beitrag, den Bil­
dung zur Entwicklung der Gesamt­
persönlichkeit, zur Lebensreife 
und zur Lern- und Orientierungsfä­
higkeit leistet. Nur dann können ge­
schichtlich gewachsene Ungleich­
heiten und Attraktivitätsgefälle zwi-

lO 

sehen den verschiedenen Bil­
dungsbereichen und aus nicht ge­
rechtfertigtem Prestigedenken er­
wachsende Fehlleitungen von Bil­
dungsströmen überwunden wer­
den, die sich von dem gesellschaft­
lichen Bedarf an Berufsnachwuchs 
tendenziell immer stärker entfer­
nen. Berufliche Bildung wird den 
Nachweis der ganzheitlichen und 
gleichwertigen Menschenbildung 
nur dann erbringen können, wenn 
durch sie nicht nur die im allgemei­
nen Bildungswesen weniger Er­
folgreichen gefördert werden, son­
dern ein durchschnittliches Bega­
bungspotential mit der Aussicht auf 
vergleichbare Aufstiegschancen in 
Beruf und Gesellschaft. Das von 
der Bundesregierung angestrebte 
Konzept der inneren Differenzie­
rung der Berufsbildung kann für 
eine solche Entwicklung nur för­
derlich sein. 

2.5. Neuregelung der Zuständig­
keiten im Bildungsbereich 
Ein ganzheitlicher Bildungsbegriff 
und eine ganzheitliche Bildungspo­
litik erfordern auch eine Überwin­
dung der unterschiedlich zugeord­
neten Zuständigkeiten für die ver­
schiedenen Bildungsbereiche, oh­
ne ihre Einbindung in die Gesamt­
politik, insbesondere ihre Bezüge 
zur Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und 
Gesellschaftspolitik, zu gefährden. 
Es kann für eine ganzheitliche Be­
rufsbildungspolitik nicht förderlich 
sein, wenn die Verantwortung für 
die schulischen Anteile bei den Bil­
dungsministern, für die betriebli­
chen und außerschulischen Antei­
le bei den Arbeits- oder Wirt­
schaftsministern liegt und sich die­
ses auf europäischer Ebene bei 
der Zuständigkeitsverteilung in 
den Ausschüssen des Europäi­
schen Parlaments, den Kommis­
sionsdienststellen und den Mini­
sterräten fortsetzt. Diese Erschei­
nung ist keineswegs auf den öffent­
lichen Bereich beschränkt, son­
dern ist auch bei den Verbänden 
und Organisationen auf allen Ebe­
nen anzutreffen. Ebensowenig läßt 
die deutsche Spezialität logisch be­
gründen, daß für die Nominierung 
der Inhalte und Anforderungen in 
der betrieblichen und außerschuli­
schen Berufsbildung der Bund, in 

der schulischen Berufsbildung 
aber die Länder zuständig sind mit 
der zusätzlichen Komplizierung, 
daß an sich curricular notwendi­
gerweise ganzheitliche Ausbildun­
gen, nur weil sie an zwei Lernorten 
stattfinden, formal getrennt gere­
gelt werden müssen bis hin zu der 
Konsequenz, daß bei den 
Zwischen- und Abschlußprüfungen 
die berufsschulische Seite nicht 
gleichberechtigt beteiligt werden 
kann. 

2.6. Neuregelung und Eigenstaat­
lichkeit der Länder /Regionen 
Für eine konsistente Berufsbil­
dungspolitik in Europa ist die verti­
kale Zuständigkeitsverteilung min­
destens ebenso konfliktträchtig, 
aber auch in der Sache von beson­
derem Gewicht. Dahinter steht die 
Frage, welche Aufgaben der Ge­
meinschaft, den Mitgliedsstaaten, 
den Gliedstaaten der Mitglieds­
staaten wie den deutschen Bundes­
ländern oder den Regionen zukom­
men sollen. Die immer heftiger 
werdende Diskussion in den Bun­
desländern wird durch die Vermu­
tung angefacht, daß der Bund für 
die an die Gemeinschaft abzutre­
tenden Aufgaben sich bei den Län­
dern schadlos halten könnte mit 
der Folge, daß deren Eigenstaat­
lichkeit gefährdet würde. In der 
Berufsbildungspolitik sehe ich für 
derartige Befürchtungen jedoch 
auf absehbare Zeit kaum berech­
tigte Anhaltspunkte. Die Mitglieds­
staaten und das Europäische Parla­
ment sind sich darin einig, daß es 
in der Berufsbildung nicht zu einer 
Zentralisierung und Vereinheitli­
chung oder Harmonisierung der 
Systeme kommen soll. Die weiter­
hin nationalen Systeme sollen 
durch gegenseitige Lernprozesse 
im Rahmen grundlegender ge­
meinsamer Leitlinien und "allgemei­
ner Grundsätze' ' und durch Selbst­
verpflichtung der Mitgliedsstaaten 
im Interesse der Freizügigkeit der 
Menschen eine "Annäherung der 
Ausbildungsniveaus" erreicht wer­
den; Defizite müssen in weniger 
entwickelten Regionen im Rahmen 
der Kohäsionspolitik ausgeglichen 
werden. Diesen "Lernprozessen" 
dienen auch die von der EG-Kom­
mission zusammen mit den Mit-
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gliedsstaaten durchgeführten Pro­
jekte; sowe it d ie Kommission dabei 
den Versuch unte rnimmt, auch 
strukturellen Einfluß zu gewinnen, 
wird sie regelmäßig von den Mit­
gliedsstaaten korrigiert. 

2.7 Unterschiedliche Beschäfti­
gungsstrukturen und Befähigungs­
nachweise 
In einem Te ilbereich wäre vor dem 
Hinte rgrund vergle ichbare r Wirt­
schaftsstrukturen und gesellschaft­
licher Anforderungen jedoch e ine 
europäische . Lösung auf Dauer 
wünschenswert, und zwar bei den 
Inhalten und Anforde rungen , die 
durch Befähigungsnachweise be­
scheinigt werden; gleichwertige 
Befähigungsnachweise würden eine 
Fre izügigkeit der Erwerbstätigen 
und deren freie Niederlassung we­
sentlich e rleichtern können. Die 
Voraussetzung dafür wären ver­
gle ichbare horizontale und vertika­
le Berufsschneidunge n und -ab­
grenzungen, die allerdings ähn­
liche Beschäftigungsstrukturen vor­
aussetzen, wie das in Deutschland 
der Fall ist. Deshalb wäre es wohl 
zweckdienliche r, zunächst gemein­
same Bestandteile von Inhalten 
und Anforderungen zu definie ren; 
dies ist auch ein Grundgedanke 
des Entsprechungsverfahrens. Eine 
solche kohärente Politik setzt zu­
nächst nationale Standards voraus, 
d ie es in mehrere n Mitgliedsstaa­
ten noch nicht gibt. Es wird noch 
ein lange r Angleichungsprozeß e r­
fo rderlich sein , um dieses wün­
schenswerte Ziel ohne Nivellie­
rung zu e rreichen. 

Die Berufsb ildungspolitik hat e inen 
wesentlichen Beitrag zu integrati­
ven Prozessen Europas und seiner 
wirtschaftlichen und gesellschaftli­
chen Entwicklung zu le isten. Sie 
wird in erster Linie auch in Zukunft 
e ine geme insame Politik de r Mit­
gliedsstaaten und der gesellschaft­
lichen Kräfte, vor allem der Sozial­
partner, in Europa sein und nicht 
eine Gemeinschaftspolitik Auf ab­
sehbare Zeit wird es deshalb weni­
ger e ine europäische Berufsb il­
dungspolitik in Europa geben. Ein 
erweite rter konstruktiver und ko­
operativer Föderalismus ist da­
durch zusätzlich he rausgefordert. 
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Kernsätze aus den "Mittelfristigen Leitlinien 1989 bis 1992 
(zur) allgemeinen und beruflichen Bildung'' 

I. Zur Funktion der allgemeinen und beruf­
lichen Bildung: 
" In Erwartung der Vollendung des Binnen­
marktes bis 1992 und der Perspektive des Jah­
res 2000 besteht weithin Einvernehmen dar­
über, daß d ie allgemeine und die berufliche 
Bildung in den kommenden Jahren in zuneh­
mendem M aße eine Schlüsselposition in der 
globalen Entwicklungsstrategie der Gemein­
schaft einnehmen muß. 
Daher hat die neue Kommission beschlossen, 
die allgemeine und berufliche Bildung an die 
Spitze ihrer Prioritäten zu setzen .. .'' 1) 

2. Zu den künftigen Herausforderungen und 
Perspek tiven für die Allgemein- und Berufsbil­
dung: 
"Mit der Aussicht auf die Vollendung des euro­
päischen Binnenmarktes wächst der Druck auf 
die einzelstaatlichen Bildungs- und Ausbil­
dungsbehörden, damit sie gewährleisten, daß 
das Arbeitskräftepotential von morgen den Er ­
wartungen und Bedürfnissen der europäi­
schen Wirtschaft und Gesellschaft gerecht 
wird ." 2) 

3. Zur Vielfalt der Bildungstraditionen und zum 
Prinzip der Subsidiarität: 
"Es ist uner läßlich, die reiche Vielfalt der Bil­
dungstraditionen in der Gemeinschaft zu wah­
ren und zu respektieren, wobei dieses gemein­
same Erbe optimal zu nutzen ist, um in der Zu­
kunft höhere Standards zu erreichen. Eine pau­
schale Harmonisierung oder Vereinheitlichung 
der Bildungssysteme ist gänzlich abzulehnen; 
sie ist in diesem Bereich kein Ziel für die Kom­
mission .. . Daher wird die Kommission weiter­
hin eng mit den zuständigen Behörden zusam­
menarbeiten und der besonderen Rolle der fö­
deralen, regionalen und lokalen Stellen im 
Bildungs- und Ausbildungsbereich Rechnung 
tragen."') 

4. Zur Freizügigkeit und Befähigungsnachweise: 
"Angehörige der freien Berufe und Arbeitneh­
mer, die ihren Beruf in einem anderen Mitglieds­
staat ausüben wollen, müssen sich darauf verlas­
sen können, daß ihnen dies mit den erworbenen 
Befähigungsnachweisen ohne weiteres möglich 
ist. Besonders wichtig ist dies für Jugendliche, die 
die Chance nutzen wollen, die ihnen der Binnen­
markt nach seiner Vollendung bietet."') 

5. Zur beruflichen Aus- und Weiterbildung: 
"Die Berufsausbildung wird eine besonders 
wichtige Rolle im Rahmen des Gemeinschaftsbei­
trags zur Vorbereitung auf das Ziel 1992 spielen, 
insbesondere durch den Europäischen Sozial­
fonds. Dies bringt neue Möglichkeiten zur Anhe­
bung des Ausbildungsniveaus in der gesamten 
Gemeinschaft mit sich, wobei die weniger ent­
wickelten Regionen besonders unterstützt wer­
den sollen."') Und es ist " ... insbesondere die 
Förderung des Zugangs zu und der Beteiligung 
an der ständigen allgemeinbildenden und beruf­
lichen Weiterbildung als ein absolut vorrangiges 
Thema zu behandeln."') 

6. Zur Bildung und Ausbildung für den technolo­
gischen Wandel: 
,,Um den technologischen Wandel besser bewäl­
tigen zu können, muß nach Ansicht der Kommis-

sion in den nächsten vier Jahren eine kohärente 
Vorstellung davon entwickelt werden, wie die 
neuen Thchnologien auf allen Stufen der allge­
meinen und beruflichen Bildung eingeführt wer­
den können. Dazu haben die Gemeinschaftsorga­
ne für die nächste Entwicklungsphase bereits ein 
dreigleisiges Vorgehen erarbeitet. Es erstreckt 
sich 
(!) auf die Notwendigkeit, die Zusammenarbeit 
zwischen Hochschule und Wirtschaft zu verbes­
sern, um sicherzustellen, daß bei der Planung 
fortgeschrittener Ausbildungsprogramme die 
neuen Qualifikationsanforderungen und die in­
terdisziplinären Herausforderungen des techno­
logischen Wandels berücksichtigt werden; 
(!!) auf die Notwendigkeit, den heutigen sowie 
den künftigen Arbeitnehmern Ausbildungs- und 
Umschulungsmöglichkeiten zu bieten und ihnen 
den Erwerb neuer Qualifikationen zu ermögli­
chen, da sich die verschiedenen Tätigkeiten an­
gesichts der Erfordernisse des technologischen 
Wandels immer weniger scharf voneinander ab­
grenzen lassen; 
(!!!) auf die Notwendigkeit, die neuen Technolo­
gjen während der Vollzeit-Schulpflicht und der 
beruflichen Erstausbildung sowohl hinsichtlich 
der Lehrplaninhalte als auch im Hinblick auf 
neue Lernkonzepte und -methoden zu nutzen, be­
sonders im Rahmen einer engeren Verbindung 
zwischen Schule und Wirtschaft.''') 

7. Zur qualitativen Verbesserung der Bildungs­
systeme durch Zusammenarbeit: 
Es "werden in den Mitgliedsstaaten auch weiter­
hin bedeutende Reformen im Bildungsbereich 
eingeführt, ohne daß ein systematischer Ver­
gleich mit europäischen Erfahrungen stattfindet 
und ohne daß die lmplikationen für die einzelnen 
Systeme hinreichend berücksichtigt werden. Es 
ist erforderlich, schrittweise und in Zusammenar­
beit zwischen den Mitgliedsstaaten und der Kom­
mission ein System einzurichten, das zur Einfüh­
rung einer regelmäßigen europaweiten Abstim­
mung führt . .. Hierfür muß das EURYDICE-Netz 
als das gemeinsame Hauptinstrument der Ver­
antwortungsträger im Bildungsbereich gestärkt 
und ausgeweitet werden.''') 

Anmerkungen 

1) Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten (Hrsg.): Mitteilung der Kommission an den 
Rat "Allgemeine und berufliche Bildung in der 
Europäischen Gemeinschaft - Mittelfristige 
Leitlinien 1989 bis 1992", Brüssel, 2. Juni 1989, 
s. I. 

') a. a. 0., S. 2. 
3) a. a. 0., S. 5-6. 

4) a . a. 0., S. 8. 

') a. a. 0., S 10. 

') a . a. 0., S. 12. 

') a . a. 0., S. 15. 

') a. a . 0., S 18. 
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Europäische Berufsbildungspolitik und 
die Kulturhoheit der Länder 
Herbert Pascher 

Die Grundlagenverträge der Gemeinschaft- Montanunion, Eurotom und Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft - sind wirtschaftliche Verträge, die einen Zusammenschluß auf wirt­
schaftlichem Gebiet zum Ziele hatten. Vision war aber schon damals, über die Wirtschafts­
integration zu einer Union derjenigen Staaten zu kommen, die sich zu den Grundsätzen der 
freiheitlichen und rechtsstaatliehen Demokratie bekennen. Diese erweiterte Zielsetzung 
über den reinen W1rtschaftsaspekt hinaus hin zu einer politischen Union ist spätestens seit 
den Beschlüssen der Regierungschefs von Stuttgart 1983, Fontainebleau 1984 und Mailand 
1985 für ein "Europa der Bürger" die erklärte Absicht. Neben der wirtschaftlichen und poli­
tischen Dimension ist aber auch der Bereich der Kultur im weitesten Sinne, Bildung und be­
rufliche Ausbildung eingeschlossen, eine weitere Säule für dieses Europa der Bürger. 

Herbert Pascher 
Leiter der Abteilung berufliches Schulwesen im 
Bayerischen Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst. 

Die Kulturhoheit der Länder ist das 
Kernstück der Eigenstaatlichkeit 
Diese Zielsetzung ist zwischenzeit­
lich Allgemeingut. Nicht endgültig 
geklärt ist aber die Frage, zu wel­
cher Form die europäische Eini­
gung im Endausbau führen wird; zu 
einem weitgehend zentralistisch 
geprägten Staat im klassischen 
Sinn oder aber zu einer föderativ 
geprägten Union zur Organisation 
des Miteinander und der Gemein­
samkeit in Europa. 
Diese Frage ist aber gerade für die 
Bundesrepublik Deutschland in ih­
rem derzeitigen Staatsaufbau von 
geradezu existentieller Bedeutung. 
Sie ist der einzige traditionell föde­
rativ gegliederte Mitgliedsstaat 
der Gemeinschaft. Die Länder im 
Bundesstaat können aber nur dann 
als Staaten bezeichnet werden, 
wenn ihnen ein Kern eigener Auf­
gaben unentziehbar verbleibt. Die­
sen Kern bilden in erster Linie das 
Bildungswesen, die Kunst und die 
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Angelegenheiten der Religionsge­
meinschaften. Das Bundesverfas­
sungsgericht hat deshalb die Kul­
turhoheit der Länder als Kernstück 
der Eigenstaatlichkeit der Länder 
bezeichnet. Als ein Wesensele­
ment unserer bundesstaatliehen 
Ordnung ist sie vom Grundgesetz 
als unabänderlich geschützt, falls 
nicht den Ländern ein anderer 
gleichwertiger Bereich zugewie­
sen wird; ein solcher Ersatzbereich 
ist aber weit und breit nicht in Sicht 
und steht auch nicht zur Diskus­
sion. 

Ein Entzug der Kulturhoheit hätte 
deshalb eine Abwertung der Län­
der zu bloßen Verwaltungsprovin­
zen mit Parlamentsgarnierung zur 
Folge. Wenn deshalb die Länder in 
der Bundesrepublik Deutschland, 
wie z. B. insbesondere Bayern, auf 
ihre Rechte und Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet der Kultur und der 
Bildungspolitik pochen, so ist das 
keine Verweigerungshaltung ge­
genüber Europa, sondern Aus­
druck des Willens zur Selbstbe­
hauptung. 

Unter diesem Aspekt entsteht 
zwangsläufig Mißtrauen gegen­
über den Gemeinschaftsorganen, 
wenn sie zunehmend eine Zustän­
digkeit der Gemeinschaft für die 
Bildungspolitik beanspruchen, Bil­
dung und Ausbildung als "Schlüs­
selposition" an die "Spitze ihrer 
Prioritäten'' setzen wollen und die 
Bildungspolitik als "Herzstück der 
europäischen Integration'' be­
zeichnen. Hier muß zunächst dage­
gengehalten werden die Tatsache, 
daß der Gemeinschaft - auch 

nach der "fortschrittlichen" Recht­
sprechung des Europäischen Ge­
richtshofs - keine allgemeine 
Kompetenz für die Bildungspolitik 
als solche, für die Organisation des 
Bildungswesens, für die allgemei­
ne Bildung und auch nicht für die 
Durchführung einer gemeinsamen 
Berufsbildungspolitik zusteht. Es 
gibt aber auch eine Reihe sach­
licher Gründe, die gegen eine 
grundsätzliche Regelungskompe­
tenz der Gemeinschaft in der 
Kultur- und Bildungspolitik spre­
chen: 
Wie bereits in der Präambel des 
EWG-Vertrags verankert, soll das 
vereinigte Europa eine den Fort­
schritt sichernde Wettbewerbsge­
meinschaft bilden. Wettbewerb 
setzt aber freie Entfaltungsmög­
lichkeiten voraus. Dies gilt nicht 
nur für die wirtschaftliche Betäti­
gung der Bürger, sondern auch 
und vor allem für den Bereich der 
Kultur, den der Bildung einge­
schlossen. Die in gemeinsamen 
geistigen Wurzeln geschichtlich 
gewachsene Einheit der europäi­
schen Kultur war und ist mehr als 
jeder andere Bereich geprägt von 
Vielfalt und dem Austausch natio­
naler und regionaler Ausdrucks­
formen. Sie eignet sich am wenig­
sten für eine supra-nationale Regle­
mentierung und als Motor für ein 
institutionelles Zusammenwachsen 
der Staaten in Europa. 

Die Nähe und Überschaubarkeit 
der Entscheidungen und der Ent­
scheidenden ist gerade in der 
Bildungs- und Kulturpolitik beson­
ders wichtig, weil hier jeder Bür­
ger sehr früh, sehr lang und sehr 
unmittelbar betroffen ist. Entschei­
dungen im fernen Brüssel, die 
zwangsläufig den gewachsenen 
Strukturen wenig Rechnung tragen 
können, laufen Gefahr, dem Bür­
ger fremd und unverständlich zu 
bleiben und letztlich die Akzeptanz 
der Gemeinschaft zu gefährden. 
Die Aspekte gelten unemge­
schränkt auch für die Berufsausbil­
dung und im besonderen Maße für 
die immer wichtiger werdende be­
rufliche Fortbildung; letztere ent­
zieht sich ohnehin schon aufgrund 
ihrer Vielfalt jeglicher supranatio­
naler Reglementierung. 
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Der Wettbewerb der Beil,lfsbil­
dungssysteme muß erhalten blei­
ben 
Wenn wir in Europa die Herausfor­
derungen des Binnenmarktes be­
wältigen und seine Chancen wahr­
nehmen wollen, brauchen wir eine 
sichere Grundlage, und diese liegt 
in einer soliden, zukunftsorientier­
ten beruflichen Bildung. Der 
höchstmögliche Standard in der 
beruflichen Bildung wird aber am 
besten durch den freien Wettbe­
werb zwischen den Berufsbil­
dungssystemen erreicht. Die Er­
fahrungen und nicht zuletzt auch 
unsere unmittelbaren Erlebnisse 
des vergangenen Jahres zeigen, 
welche Überlegenheit jedes Sy­
stem besitzt, das sich zum freien 
Wettbewerb bekennt. Der Zusam­
menbruch der zentralen Planwirt­
schaft des Sozialismus ist eine der 
besten Bestätigungen für die Wirk­
samkeit des Prinzips eines freien 
Wettbewerbs. Entsche idend muß 
deshalb sein, daß dieses Prinzip in 
der Europäischen Gemeinschaft 
auch beim Wettbewerb der Berufs­
bildungssysteme erhalten bleibt, 
und nicht das langsamste Schiff im 
Geleitzug der Zwölf den Maßstab 
setzt. Der freie, durch die Aus­
übung bürokratischer Gemein­
schaftskompetenzen möglichst we­
nig behinderte Wettbewerb wird 
dazu führen, daß sich das beste Bil­
dungssystem herauskristallisiert 
und schließlich auch durchsetzt. 

Unbeschadet dieser Gründe kann 
natürlich nicht außer Betracht blei­
ben, daß der Gemeinschaft im EG­
Vertrag punktuelle Zuständigkei­
ten im Bereich der beruflichen Bil­
dung zugewiesen sind, die zu ge­
meinschaftlichem Handeln legiti­
mleren: 
Freizügigkeit und Dienstleistungs­
und Niederlassungsfreiheit mit der 
Befugnis zur Regelung der gegen­
seitigen Anerkennung der Befähi­
gungsnachweise und Diplome zum 
Zwecke der Aufnahme einer Be­
rufstätigkeit; Bestimmungen über 
den Sozialsfonds zur Förderung 
von Beschäftigungsmöglichkeiten; 
die Möglichkeit, in bezug auf 
die Berufsausbildung allgemeine 
Grundsätze einer gemeinsamen 
Politik aufzustellen; ferner gewisse 
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Kooperations- und Koordinierungs­
möglichkeiten. Diesen Möglichkei­
ten ist auch sachlich eine gewisse 
Rechtfertigung nicht abzuspre­
chen. 

Im internationalen Konkurrenz­
kampf, den die EG im wesentli­
chen mit der Herstellung und dem 
Export von forschungs- und ent­
wicklungsintensiven Produkten so­
wie von Dienstleistungen aller Art 
bestehen muß, ist die qualifizierte 
Erwerbsperson der entscheidende 
Faktor; berufliche Ausbildung und 
Weiterbildung sind deshalb das 
Grundkapital und die entscheiden­
de Investition für die Zukunft Euro­
pas. Insoweit sind die Programme 
zur Förderung der Berufsausbil­
dung und von Umschulungs- und 
den Höherqualifizierungsmaßnah­
men in noch nicht so weit ent­
wickelten Regionen sicher richtig, 
auch wenn deren Effizienz im Ein­
zelfall mit einem Fragezeichen ver­
sehen werden muß. Ebensowenig 
kann - unter dem Gesichtspunkt 
der Freizügigkeit und Niederlas­
sungsfreiheit - die Verpflichtung 
zur gegenseitigen Anerkennung 
der nationalen berufsqualifizieren­
den Abschlüsse bestritten werden; 
unterschiedliche Bildungssysteme 
dürfen in der Tat nicht zu einer in­
neren Schranke in der Gemein­
schaft werden. Nicht das Ob, wohl 
aber das Wie steht zur Diskussion. 
Dabei muß der Grundsatz des ge­
genseitigen Vertrauens in die je­
weiligen Ausbildungsabschlüsse 
gelten; dem wird beispielsweise 
der Weg des sog. Entsprechungs­
verfahrens am ehesten gerecht. 
Regelungen aber, die unmittelba­
ren Einfluß auf die Bildungssyste­
me selbst nehmen, begegnen 
demgegenüber erheblichen Be­
denken. Dies gilt z. B. für den Ent­
wurf für eine Richtlinie des Rats für 
eine 2. Allgemeine Regelung zur 
Anerkennung beruflicher Befähi­
gungsnachweise, weil hier insbe­
sondere aus deutscher Sicht die 
Gefahr einer Diskriminierung un­
seres Ausbildungssystems konkret 
gegeben ist. 

Der gleichen Beurteilung unterlie­
gen die in der Regel hochdotierten 
Aktionsprogramme, wobei gerade 

bei diesen immer wieder die Ab­
sicht evident wird, den Begriff der 
beruflichen Bildung auf die allge­
meine Bildung als Gemeinschafts­
kompetenz auszudehnen. 

Für eine Kompetenz der Gemein­
schaft für eine umfassende euro­
päische Berufsbildungspolitik, die 
auch die Möglichkeit des unmittel­
baren und mittelbaren Eingriffs in 
die bestehenden nationalen 
Bildungs- und Berufsbildungssyste­
me einschließt, sehe ich danach 
weder eine vertragliche Zuständig­
keit noch eine sachliche Notwen­
digkeit. Abzuwarten bleibt, ob die 
Gemeinschaftsorgane das Be­
kenntnis der Kommission zu den 
Grundsätzen der Vielfalt in der Ge­
meinschaft und zur Subsidiarität 
gemeinschaftlichen Handelns auch 
in diesem Bereich zur Richtschnur 
ihrer zukünftigen Aktivitäten ma­
chen. Umgekehrt bekennen sich 
die Länder zu ihrer eigenen Aufga­
be, auf eine europäische Dimen­
sion in Bildung und Kultur hinzu­
wirken. 

Sie sind zu einer Zusammenarbeit 
auf bi- und multilateraler Ebene 
bereit, selbstverständlich auch zur 
Unterstützung der Gemeinschafts­
organe im Rahmen ihrer Kompe­
tenzen. Die Länder sind sich ihrer 
Verantwortung bewußt, die jungen 
Menschen bestmöglich auf die eu­
ropäische Einigung vorzubereiten. 
Mit einem Beschluß zur europäi­
schen Dimension im Bildungswe­
sen haben die Kultusminister schon 
1978 dazu den Grundstein gelegt. 
Dabei geht es um die Intensivie­
rung des ohnehin breiten Angebo­
tes an Fremdsprachen, um einen 
europäischen Bezug in allen Schul­
fächern, um die Stärkung des 
Schüler- und Studentenaustau­
sches und um die Diskussion über 
die Ausbildungszeiten allgemein. 
Die Länder haben diese Heraus­
forderung und Konsequenz der eu­
ropäischen Einigung für den Kul­
turföderalismus aufgegriffen und 
zu einem Hauptpunkt ihrer Politik 
gemacht. 
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Perspektiven der vergleichenden Berufs­
bildungsforschung im Kontext 
des europäischen Integrationsprozesses 
Richard Koch 

Die international vergleichende Berufsbildungsforschung befindet sich noch weitgehend im 
Anfangsstadium. Angesichts der Dynamik des europäischen Integrationsprozesses können 
Erkenntnisse des internationalen Vergleichs wichtige Hinweise auf eine zukunftsorientierte 
Gestaltung der Berufsbildungspolitik und der Berufsbildungspraxis geben. Über die in der 
Vergangenheit dominierende Darstellung von ausländischen Berufsbildungssystemen hin­
aus wird die vergleichende Berufsbildungsforschung zukünftig stärker die Anpassungs- und 
Gestaltungsprobleme von Politik und Praxis der beruflichen Aus- und Weiterbildung ange­
sichts eines durch den europäischen Binnenmarkt akzentuierten sozioökonomischen Struk­
turwandels thematisieren müssen. Dabei wird auch die vergleichende Evalua tion der 
Anpassungs- und Leistungsfähigkeit von Berufsbildungssystemen an Bedeutung gewinnen. 
Damit die vergleichende Berufsbildungsforschung den mit dem Zusammenwachsen Euro­
pas verbundenen Aufgaben gerecht werden kann, muß diese Forschungsrichtung personell 
und institutionell stabilisiert sowie die grenzüberschreitende Forschungskooperation weiter 
ausgebaut und finanziell besser abgesichert werden. 

Richard Koch, Dr. rer. pol. 
Leiter der Abteilung 5.3 "Internationaler Ver­
gleich beruflicher Bildung" des Bundesinstituts 
für Berufsbildung in Berlin. 

l. Ausgangslage und zu­
künftige Herausforderungen 

In der Vergangenheit befaßte sich 
die im engeren Sinne auf die Aus­
und Weiterbildung von Fachkräf­
ten bezogene Berufsbildungsfor­
schung in der Bundesrepublik 
Deutschland weitgehend nur mit 
den Strukturen und Prozessen des 
eigenen Berufsbildungssystems. 
Die relativ wenigen international 
vergleichenden Arbeiten mit zu­
mindest teilweisem Bezug zur Aus­
und Weiterbildung von Facharbei­
tern und Fachangestellten standen 
entweder in der Tradition verglei­
chender Erziehungswissenschaf­
ten oder anderer Forschungsdiszi-
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plinen (z. B. Industriesoziologie). 1) 
Als Forschungstyp dominierten Be­
schreibungen auf der Makroebene 
des Aufbaus ausländischer Berufs­
bildungssysteme (sog. Ländermono­
graphien)2) gegenüber der syste­
matischen deskriptiven oder ana­
lytischen Vergleichsforschung und 
Vergleichen auf der Ebene von 
Qualifizierungskonzepten der be­
ruflichen Aus- und Weiterbildung. 3) 

Der vergleichenden Berufsbil­
dungsforschung fehlt es nicht nur 
an Tradition, sondern auch an per­
soneller und inhaltlicher Kontinui­
tät. Zudem ist der internationale 
Vergleich noch selten als Dauer­
aufgabe in Forschungsinstitutionen 
verankert. 4) 

Die bislang eher randständige Rol­
le der vergleichenden Berufsbil­
dungsforschung in der Bundesre­
publik dürfte nicht zuletzt darin be­
gründet sein, daß man wenig An­
laß sah, sich mit der Berufsbildung 
der anderen europäischen Staaten 
zu befassen, die auf den ersten 
Blick wenig Gemeinsamkeiten mit 
dem deutschen System aufweist. 
Die einzelnen Berufsbildungssyste­
me in Europa haben sich bekannt­
lich in längeren historischen Pro­
zessen entsprechend den jeweili­
gen politischen, gesellschaftlichen 
und ökonomischen Rahmenbedin­
gungen herausgebildet und wei­
sen heute z. T. erhebliche Unter­
schiede in ihren institutionellen 
Strukturen, Bildungsprozessen und 

den sie tragenden Interessenposi­
tionen und Denkhaltungen der pri­
vaten und staatlichen Akteure auf. 
So dominieren in der EG schulisch 
organisierte gegenüber dual orga­
nisierten Ausbildungssystemen. 

Mit den wachsenden wirtschaftli­
chen, sozialen, kulturellen und po­
litischen Verflechtungen zwischen 
den europäischen Staaten und ins­
besondere zwischen den Mit­
gliedsstaaten der EG können sich 
deren Berufsbildungssysteme nicht 
mehr länger weitgehend voneinan­
der abgeschottet entwickeln. Eine 
verstärkte internationale Zusam­
menarbeit in der Berufsbildungs­
politik5) und in der Berufsbildungs­
praxis wird in dieser Situation un­
umgänglich . Der in den letzten Jah­
ren u. a. im Rahmen des CEDEFOP 
begonnene internationale Informa­
tions- und Erfahrungsaustausch 
wird weiter an Bedeutung gewin­
nen. Darüber hinaus dürfte im Zu­
sammenhang mit dem sich intensi­
vierenden europäischen Integra­
tionsprozeß auch der Bedarf an 
methodisch-systematisch gewonne­
nen Erkenntnissen der internatio­
nal vergleichenden Berufsbildungs­
forschung deutlich anwachsen. 6) 

Fragte die vergleichende Bil­
dungsforschung in der Vergangen­
heit vor allem nach den institutio­
nellen Unterschieden zwischen 
den Bildungssystemen, so wird es 
zukünftig mehr auch darum gehen 
müssen, Lösungsansätze für ge­
meinsame Probleme zu verglei­
chen. Die berufliche Bildung der 
entwickelten westeuropäischen In­
dustriestaaten sieht sich weitge­
hend ähnlichen Herausforderun­
gen durch einen sich beschleuni­
genden und immer weniger ein­
deutig ausgerichteten und damit 
kaum noch hinreichend vorherseh­
baren sozioökonomischen Wandel 
gegenüber (Auflösung traditionel­
ler Muster der Bildungsnachfrage, 
Wertewandel, rascher Wandel der 
Berufsstrukturen und -qualifikatio­
nen bei prinzipieller Offenheit der 
Entwicklungspfade der technisch­
arbeitsorganisatorischen Entwick­
lung u. ä.) . Durch den gemeinsa­
men europäischen Binnenmarkt 
werden sich diese Entwicklungen 
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weiter beschleunigen und intensi­
vieren. Die berufliche Bildung der 
Mitgliedsstaaten ist durch das pri­
mär wirtschaftspolitische Binnen­
marktprojekt zwar nicht direkt an­
gesprochen, wird jedoch von der 
angestrebten Freizügigkeit von Per­
sonen, Kapital, Waren und Dienst­
leistungen in mehrfacher Hinsicht 
indirekt betroffen: 
Die grenzüberschreitende Mobili­
tät von Arbeitskräften erfordert 
eine Vergleichbarkeit der nationa­
len Berufsbildungsabschlüsse. In 
dem entstehenden europäischen 
Bildungsraum werden berufliche 
Bildungsprozesse zunehmend auch 
grenzüberschreitend stattfinden. 
Die Leistungsfähigkeit der nationa­
len Berufsbildungssysteme wird in 
wachsendem Maße zu einem Fak­
tor für die Standortentscheidungen 
von Unternehmen werden. Schließ­
lich prägt das vom Berufsbildungs­
system eines Landes hervorge­
brachte Qualifikationspotential die 
technisch-organisatorischen Ent­
wicklungspfade der Produktion 
von Gütern und Dienstleistungen 
und beeinflußt so die Wettbe­
werbsfähigkeit der Volkswirtschaft 
insgesamt. 

Die Herausforderungen an die be­
rufliche Bildung durch den weite­
ren Verlauf der über den Binnen­
markt hinaus angestrebten wirt­
schaftlichen, sozialen und auch po­
litischen Union der jetzigen EG­
Staaten und möglicher neuer Mit­
gliedsstaaten lassen sich gegen­
wärtig noch kaum abschätzen. 

Das duale Ausbildungssystem der 
Bundesrepublik hat zwar in der 
Vergangenheit eine erhebliche An­
passungsfähigkeit an sich verän­
dernde wirtschaftliche und gesell­
schaftliche Rahmenbedingungen 
gezeigt, gleichwohl sieht sich auch 
die Berufsbildungspolitik und die 
Berufsbildungspraxis in der Bun­
desrepublik zunehmend mit der 
Frage konfrontiert inwieweit die 
berufliche Bildung hinreichend auf 
den sich beschleunigenden Inte­
grationsprozeß in der EG vorberei­
tet ist und welche Maßnahmen er­
griffen werden müssen, um die 
"Europafähigkeit" der Inhalte, Ab­
schlüsse und Bildungsstätten der 
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beruflichen Aus- und Weiterbil­
dung, aber auch der Berufsbil­
dungspolitik selbst zu sichern und 
zu verbessern. 

Unabhängig von der Frage einer 
(weiteren) Übertragung von natio­
nalen Souveränitätsrechten in der 
beruflichen Bildung an die EG 
kann zukünftig die nationale Be­
rufsbildungspolitik nicht mehr iso­
liert betrieben werden. In den mit­
telfristigen Leitlinien 1989-1992 
fordert die EG-Kommission aus­
drücklich "ein besser abgestimm­
tes Vorgehen bei der Konzeption 
der verschiedenen Systeme ... '' 
und beklagt, daß "in den Mit­
gliedsstaaten auch weiterhin be­
deutende Reformen im Bildungs­
bereich eingeführt (werden), ohne 
daß ein systematischer Vergleich 
mit europäischen Erfahrungen 
stattfindet und ohne daß die Impli­
kationen für die einzelnen Systeme 
hinreichend berücksichtigt wer­

Für die vergleichende euro­
päische Berufsbildungsforschung 
leitet sich daraus die globale Auf­
gabe ab, den Prozeß der wirt­
schaftlichen, sozialen, kulturellen 
und politischen Integration der EG 
insbesondere im Hinblick auf sei­
ne Wechselwirkungen mit der na­
tionalen Gestaltung der Berufsbil­
dung zu analysieren, evaluierend 
zu begleiten und prospektiv zu sti­
mulieren. 

Mit der Überwindung der politi­
schen Spaltung zwischen Ost und 
West erweitert sich die Perspektive 
der europäischen Zusammenar­
beit. Die Staaten Mittel- und Osteu­
ropas, die sich auf den Weg zur De­
mokratie und zur sozialen Markt­
wirtschaft gemacht haben, stehen 
vor schwierigen Umstrukturierungs­
prozessen, nicht zuletzt auch auf 
dem Gebiet der beruflichen Bil­
dung. Es zeigt sich, daß diese Staa­
ten die durch die ökonomischen 
und politischen Umwälzungen her­
vorgerufenen Anpassungsproble­
me ihrer auf eine zentralistische 
Planwirtschaft zugeschnittenen Be­
rufsbildungssysteme nicht ohne 
die Hilfe westlicher Staaten lösen 
können. Mit der geplanten Errich­
tung einer "Europäischen Stiftung 
für Berufsbildung für Mittel- und 

Osteuropa' ' sowie durch bilaterale 
Regierungsabkommen (z. B. der 
Bundesrepublik Deutschland mit 
der UdSSR Polen und Ungarn) zei­
gen die westlichen Staaten ihre Be­
reitschaft hierzu. An der Umgestal­
tung der Strukturen und politischen 
Steuerungsmechanismen der Be­
rufsbildungssysteme dieser Län­
der kann die vergleichende Be­
rufsbildungsforschung durch Bera­
tung und Evaluation in Kooperation 
mit z. T. dort noch aufzubauenden 
Forschungsinstitutionen mitwirken. 
Zur Förderung der Durchführungs­
praxis der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung der osteuropäi­
schen Staaten kann die verglei­
chende Berufsbildungsforschung 
insbesondere dadurch beitragen, 
daß sie die Übertragungsmöglich­
keiten bzw. Anpassungsnotwendig­
keiten von hier bewährten inhaltli­
chen, methodischen und organi­
satorischen Gestaltungskonzepten 
prüft. 

2. Forschungsfelder 

Die vergleichende Forschung kann 
sich auf die verschiedensten 
Aspekte der Berufsbildungspolitik 
und Berufsbildungspraxis sowie 
der maßgebenden sozioökonomi­
schen, kulturellen und politischen 
Rahmenbedingungen richten. Pro­
jekte vergleichender Berufsbil­
dungsforschung können hierbei 
auf einer oder mehreren der fol­
genden drei Forschungsebenen 
angesiedelt sein: 
-auf der Makroebene: Vergleich 

der institutionellen Strukturen 
von Berufsbildungssystemen 
(z. B. Strukturen der Bildungsträ­
ger oder der Finanzierung), Ver­
gleich von berufsbildungspoliti­
schen Maßnahmen zu vergleich­
baren Strukturproblemen der 
betrachteten Berufsbildungssy­
steme sowie Vergleich von Ver­
änderungen in den für die be­
rufliche Aus- und Weiterbildung 
maßgebenden ökonomischen, 
sozialen und politischen Rah­
menbedingungen (z. B. demo­
graphische Entwicklung, Ar­
beitsmarkt Verhältnis von Staat 
und Sozialparteien); 
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- auf der Mesoebene: Vergleich 
von Konzepten und Modellen 
der organisatorischen, didakti­
schen und methodischen Ge­
staltung der beruflichen Bildung 
(z. B. Formen der Verbindung 
von theoretischem und prakti­
schem Lernen und hieraus re­
sultierenden Anforderungen an 
das Bildungspersonal); 

- auf der Mikroebene: Vergleich 
von Gestaltungselementen und 
nationalen Rahmenbedingun­
gen individueller Lern- und Bil­
dungsprozesse (z. B. Methoden 
und Lernmittel zur Förderung 
des Erwerbs fachübergreifen­
der Qualifikationen oder zur 
Förderung individueller Lern­
strategien). 

Die Ergebnisse der auf der Ma­
kroebene angesiedelten Ver­
gleichsforschung richten sich vor 
allem an die Berufsbildungspolitik, 
d. h. die für die institutionelle Ge­
staltung und politische Steuerung 
des Systems der beruflichen Aus­
und Weiterbildung Verantwortli­
chen in Regierung, politischen Par­
teien und Verbänden. Die Ver­
gleichsforschung auf der Meso­
und Mikroebene will mit ihren Er­
gebnissen primär die Verantwort­
lichen für die Gestaltung der 
Durchführungspraxis der berufli­
chen Bildung in Unternehmen und 
bei Bildungsträgern ansprechen. 
Die speziell mit den Integrations­
prozessen m Europa befaßte 
vergleichende Berufsbildungsfor­
schung fragt nach den Wechselbe­
ziehungen zwischen dem europäi­
schen Integrationsprozeß und der 
beruflichen Bildung entweder un­
ter einer nationalen oder einer su­
pranationalen Forschungsperspek­
tive: 
Ein Beispiel für die nationale For­
schungsperspektive ist die Frage 
nach den möglichen Auswirkun­
gen der wirtschaftlichen, gesell­
schaftlichen und politischen Struk­
turveränderungen in der EG für 
ein gegebenes Berufsbildungssy­
stem und den daraus zu ziehenden 
Folgerungen für die Gestaltung 
der beruflichen Aus- und Weiter­
bildung. 
Bei der supranationalen For­
schungsperspektive werden die 
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Berufsbildungssysteme der euro­
päischen Staaten als Komponenten 
eines europäischen Bildungsrau­
mes aufgefaßt. Ein Beispiel ist die 
Frage, inwieweit das Zusammen­
wachsen Europas eine Konvergenz 
oder längerfristig gar eine Verein­
heitlichung der gegenwärtig sehr 
unterschiedlichen Berufsbildungs­
systeme voraussetzt bzw. ob und 
wie gemeinsame Ziele der Berufs­
bildungspolitik auch mit einer Viel­
falt an Strukturen der Steuerung 
und Durchführung der beruflichen 
Bildung erreicht werden können. 

3. Praxisbezug vergleichen­
der Berufsbildungsforschung 

Ausgesprochen und unausgespro­
chen zielen Projekte vergleichen­
der Berufsbildungsforschung letzt­
lich darauf ab, zur Verbesserung 
der Planungs- und Durchführungs­
praxis der beruflichen Bildung im 
Inland, im Ausland oder in Europa 
insgesamt beizutragen. 
Dies trifft in besonderem Maße für 
die sog. ,,Best-Practice-Forschung'' 
zu, die von der Grundannahme 
ausgeht, daß ausländische Erfah­
rungen grundsätzlich für die Lö­
sung vergleichbarer Probleme des 
Inlandes instruktiv sein können. 
Dem ist hinzuzufügen, daß in glei­
chem Maße auch von Fehlern und 
Mißerfolgen des Auslandes ge­
lernt werden kann. Die Arbeiten 
dieser Forschungsrichtung beste­
hen in der Beschreibung und ver­
gleichenden Evaluierung von aus­
ländischen und inländischen Lö­
sungsansätzen für ähnliche Proble­
me (z. B. Eingliederung lernschwä­
cherer Jugendlicher in Ausbildung 
und Beschäftigung). Aber auch 
die stärker analytisch orientierte 
vergleichende Berufsbildungsfor­
schung kann über ihr wissenschaft­
liches Erkenntnisinteresse hinaus 
wichtige Anstöße zur Weiterent­
wicklung von Praxis geben. 

Diese Zielorientierung der verglei­
chenden Berufsbildungsforschung 
steht im Gegensatz zu ideologi­
schen Denkhaltungen, die auf eine 
unreflektierte Bewahrung gegebe­
ner nationaler Strukturen und Tra-

ditionen beruflicher Bildung aus­
gerichtet sind. Jedes System beruf­
licher Bildung - auch das duale 
System - ist nicht nur prinzipiell 
verbesserungswürdig. Angesichts 
der zunehmenden Auflösung lange 
Zeit relativ stabiler Rahmenbedin­
gungen müssen die nationalen Be­
rufsbildungssysteme ihre Anpas­
sungs- und Innovationsfähigkeit im­
mer wieder unter Beweis stellen. In 
einem Gutachten von PROGNOS 
wird in diesem Zusammenhang zu­
treffenderweise angemerkt: "Es 
geht nicht mehr um die Konkurrenz 
des einen nationalen Bildungssy­
stems mit dem eines anderen Lan­
des, sondern um die Konkurrenz 
vielfältiger Konzepte'' 8). 

Die vergleichende Berufsbildungs­
forschung kann zu einer zukunfts­
orientierten Gestaltung der natio­
nalen und europäischen Berufsbil­
dung beitragen, indem sie alterna­
tive Möglichkeiten und Opportuni­
täten der Fortentwicklung der 
Planungs- und Durchführungspra­
xis der beruflichen Bildung auf­
zeigt. In diesem Sinne können die 
Ergebnisse vergleichender Berufs­
bildungsforschung helfen, verhär­
tete Frontstellungen in der nationa­
len bildungspolitischen Diskussion 
abzubauen und zu einer Überprü­
fung bisheriger Zielsetzungen und 
Konzeptionen anregen. 
Die vergleichende Berufsbildungs­
forschung ist auch in besonderem 
Maße geeignet, zukünftig drohen­
de Problemlagen und mögliche 
Folgen von geplanten Innovationen 
vor dem Hintergrund ausländi­
scher Erfahrungen abzuschätzen. 
Dies gilt insbesondere für Reform­
maßnahmen auf der Makroebene, 
bei denen Strukturen und Prozesse 
ausländischer Berufsbildungssy­
steme als Quasi-Experiment die 
Funktion von Modellversuchen bei 
Innovationen auf der Mikro- und 
Mesoebene der beruflichen Bil­
dung übernehmen können . Ebenso 
kann der Hinweis auf bewährte 
ausländische Qualifizierungskon­
zepte oder Lehr- und Lernformen 
zu einer Weiterentwicklung bishe­
riger Formen der Durchführung 
der beruflichen Aus- und Weiter­
bildung anregen. 
Auf europäischer Ebene kann die 
vergleichende Berufsbildungsfür-
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schung den für das Zusammen­
wachsen Europas wichtigen Inno­
vationstransfer zwischen den Mit­
gliedsstaaten befördern, indem 
entweder erfolgreiche ausländi­
sche Ansätze zu vergleichbaren 
Problemen in einer ggf. angepaß­
ten Form im Inland erprobt oder 
neuartige Problemlösungen von 
mehreren Staaten gemeinsam ent­
wickelt werden. Die Berufsbildungs­
programme der EG (z. B. PETRA, 
FORCE) bieten hierfür einen orga­
nisatorischen Rahmen. 

4. Zur Übertragbarkeit 
ausländischer Ansätze 

Die vergleichende Berufsbildungs­
forschung basiert zwar auf dem 
Gedanken, daß ausländische Er­
fahrungen grundsätzlich lehrreich 
für inländische Problemlösungen 
sein können; zugleich gilt jedoch 
die Aussage, daß sich Strukturen 
beruflicher Aus- und Weiterbil­
dung, die sich in einem ganz be­
stimmten sozioökonomischen, kul­
turellen und politischen Kontext 
e ntwickelt haben, nicht ohne weite­
res "importieren" oder "exportie­
ren" lassen. So basiert etwa das 
duale Ausbildungssystem der Bun­
desrepublik nicht zuletzt auf einer 
spezifischen Form der Kooperation 
zwischen den Sozialparteien, die 
so in den anderen EG-Staaten nicht 
gegeben und auch nicht ohne wei­
teres zu realisieren ist. Wie frühere 
Erfahrungen in osteuropäischen 
Ländern und den Entwicklungslän­
dern zeigen, sind deshalb Versu­
che wenig erfolgreich, ganze Bil­
dungssysteme nach ausländischem 
Vorbild aufbauen zu wollen. Auch 
Teilstrukturen ausländischer Be­
rufsbildungssysteme können nur in 
einer mit den gegebenen nationa­
len Rahmenbedingungen kompati­
blen Form übertragen werden. 
Dies erklärt z. B., warum Frank­
reich die aus verschiedenen Grün­
den angestrebte intensivere Zu­
sammenarbeit zwischen Schule 
und Wirtschaft in der Berufsausbil­
dung nicht einfach entsprechend 
dem viel zitierten "modele alle­
mand'' gestalten kann, sondern ei­
genständige Formen entwickeln 

BWP 2/91 

THEMENSCHWERPUNI{T 

muß. 9) Selbst Lehr- und Lernmittel 
basieren auf einem bestimmten 
kulturellen Hintergrund und Sprach­
verständnis und lassen sich ohne 
entsprechende Anpassung an die 
Lernbedingungen des Nutzerlan­
des nicht sinnvoll übertragen. 

5. Methodische Aspekte 
von Systemvergleichen 

Oberflächlich angelegte und aus 
dem Zusammenhang gerissene 
vergleichende Betrachtungen von 
Berufsbildungssystemen können 
leicht für bildungspolitische Pole­
miken mißbraucht werden oder fal­
sche Vorstellungen der Übertrag­
barkeit von Strukturen beruflicher 
Bildung erwecken. Ein seriöser Sy­
stemvergleich muß deshalb die be­
trachtenden Phänomene in einer 
methodisch systematischen Weise 
in den jeweiligen sozioökonomi­
schen, kulturellen und politischen 
Kontext einordnen. Nur so läßt sich 
auch die tatsächliche Vergleich­
barkeit der in unterschiedlich 
strukturierten Berufsbildungssyste­
men betrachteten Phänomene ge­
währleisten. Dies gilt sowohl für 
eher quantitativ als auch für eher 
qualitativ angelegte Vergleichsstu­
dien. 
Der systematische Vergleich von 
Makrostrukturen beruflicher Bil­
dung eröffnet Erkenntnisdimensio­
nen, die über die Möglichkeiten ei­
ner rein beschreibenden Darstel­
lung ausländischer Berufsbil­
dungssysteme hinausgehen. Diese 
reichen von Erkenntnissen über 
die spezifischen Besonderheiten 
bzw. Stärken und Schwächen natio­
naler Berufsbildungssysteme bis 
hin zur empirischen Überprüfung 
der Allgemeingültigkeit von wis­
senschaftlichen Hypothesen zur 
Funktions- und Wirkungsweise von 
Strukturen von Berufsbildungssy­
stemen. 

Bei der einfachsten Form systema­
tischer deskriptiver Vergleichsfor­
schung werden begrifflich-homolo­
ge Einzelphänomene (Ausbildungs­
abschlüsse, Schulformen u. ä.) ge­
genübergestellt. Eine komplexere 
Form deskriptiver Vergleichsfor-

schung betrachtet nicht Einzelphä­
nomene in ihrer "je gegebenen 
Gegenständlichkeit'' 10), sondern 
Strukturen und Prozesse, die in den 
jeweiligen Berufsbildungssystemen 
äquivalente Funktionen erfüllen 
(Selektion der Bildungsnachfrager, 
Vermittlung berufspraktischer Qua­
lifikationen, Sicherung der Qualität 
beruflicher Bildung u. ä.). Anband 
eines Vergleichs auf deskriptiver 
Ebene können Unterschiede oder 
Gemeinsamkeiten in den Merk­
malsausprägungen der betrachte­
ten Phänomene bzw. Entwicklungs­
tendenzen identifiziert werden. Bei 
einer hinreichenden Fallzahl las­
sen sich die Forschungsergebnisse 
zu Klassifikationen und Typologien 
verdichten. ll) Aber auch ein pri­
mär deskriptiv orientierter Ver­
gleich kann sich "nicht auf die Ana­
lyse institutioneller Unterschiede 
beschränken, sondern muß immer 
auch versuchen, die hinter dieser 
Kulisse stehenden Prinzipien und 
Wirkungsweisen aufzudecken'' 12). 

Die vergleichende Berufsbil­
dungsforschung mit analytisch-er­
klärender Absicht überprüft theo­
retisch postulierte Hypothesen 
über Funktionszusammenhänge 
anband der in den internationalen 
Vergleich einbezogenen Fälle. Da­
bei kann es sowohl darum gehen, 
regelmäßige Zusammenhänge in­
nerhalb des (Ben}.fs-)Bildungssy­
stems abzuleiten (z. B. Zusammen­
hänge zwischen Formen der Ein­
gangs- und Ausgangsselektion). Es 
können aber auch Zusammenhän­
ge zwischen dem Berufsbildungs­
system und anderen gesellschaft­
lichen Teilsystemen (z. B. zwischen 
der durch das Bildungssystem her­
vorgebrachten Qualifikationsstruk­
tur der Arbeitskräfte und den vor­
herrschenden Strukturen der Ar­
beitsorganisation 1m Beschäfti­
gungssystem 13) analysiert werden. 

6. Systemevaluation als 
weiterführende 
Forschungsperspektive 

Die auf die Beratung nationaler 
und europäischer Berufsbildungs­
politik ausgerichtete vergleichen­
de Berufsbildungsforschung sollte 
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sich nicht darauf beschränken, 
Strukturen und Prozesse der beruf­
lichen Bildung wissenschaftlich zu 
beschreiben und zu erklären. Eine 
für bildungspolitische Zwecke 
wichtige und neuartige Forschungs­
perspektive bestünde darin, die 
Funktionsweise und Leistungsfä­
higkeit der betrachteten Berufsbil­
dungssysteme anhand systemüber­
greifender Kriterien zu bewerten. 
Hierbei ergibt sich indes die 
Schwierigkeit, daß einerseits Be­
wertungsmaßstäbe immer auf wer­
tenden Setzungen beruhen und an­
dererseits die in einem politisch 
hochsensiblen Bereich operieren­
de international vergleichende Be­
rufsbildungsforschung in besonde­
rem Maße zu überparteilichen und 
vorurteilsfreien Bewertungen ver­
pflichtet ist. Es läge daher nahe, auf 
weithin anerkannte Maßstäbe zu­
rückzugreifen, wie etwa die in der 
UNESCO-Konvention über berufli­
che Bildung aufgenommenen bil­
dungspolitischen Ziele. Die in sol­
che Konventionen aufgenommenen 
Zielsetzungen 14) bleiben zwangs­
läufig relativ abstrakt und müßten 
für die Zwecke vergleichender Be­
rufsbildungsforschung weiter kon­
kretisiert und operationalisiert 
werden. Je konkreter die Bewer­
tungsmaßstäbe indes formuliert 
werden, desto seltener kann mit ei­
nem breiten politischen und länder­
übergreifenden Konsens gerech­
net werden. Aus diesem Legitimi­
tätsdilemma gibt es für die evaluie­
rende Systemvergleichsforschung 
nur den Ausweg, daß sie die Lei­
stungsfähigkeit der betrachteten 
Berufsbildungssysteme ggf. an­
hand alternativer Kriterien aus ver­
schiedenen Interessens- bzw. Län­
derperspektiven beurteilt. 

Beurteilungskriterien für die ver­
gleichende Evaluation der Lei­
stungsfähigkeit von Berufsbildungs­
systemen 15) müßten m. E. insbe­
sondere für folgende Felder ent­
wickelt und operationalisiert wer­
den: 
- den Zugang zur beruflichen 

Aus- und Weiterbildung (z. B. 
gleiche Zugangschancen unab­
hängig vom Geschlecht); 

- die Bildungs- und Qualifizie­
rungsleistungen des Berufsbil-
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dungssystems (z. B. Quoten des 
Ausbildungsabbruchs); 

- die Verwertungsmöglichkeiten 
von Aus- und Weiterbildung im 
Beschäftigungssystem (z. B. Ar­
beitslosen- und Berufswechsler­
quoten nach Fachrichtungen 
und Niveaus der Bildungsab­
schlüsse); 

- die Übergangsmöglichkeiten in 
weiterführende Bildungsgänge 
(z. B. inhaltlicher Anschluß zwi­
schen Aus- und Weiterbildungs­
gängen); 

- den Steuerungsleistungen des 
Berufsbildungssystems bzw. der 
Berufsbildungspolitik (z. B. Re­
aktionsfähigkeit auf den Wandel 
des Qualifikationsbedarfs der 
Wirtschaft). 

7. Internationale Zusammen­
arbeit zur Unterstützung 
vergleichender Berufs­
bildungsforschung 

Vergleichende Analysen zur beruf­
lichen Bildung in Europa sind im 
besonderen Maße auf bi- bzw. mul­
tinationale Kooperationszusam­
menhänge angewiesen. Diese 
müssen über die Arbeitsbeziehun­
gen von Einzelpersonen hinaus in 
einem ausreichenden Maße institu­
tionalisiert und verstetigt werden. 
In jüngerer Zeit wurden von ver­
schiedener Seite Anstrengungen 
unternommen, grenzüberschrei­
tende Informations- und Koopera­
tionsnetze aufzubauen, die auch für 
die Zwecke vergleichender Berufs­
bildungsforschung nutzbar sind. 
Die Ansätze hierzu auf der binatio­
nalen Ebene [z. B. Kooperationsab­
kommen zwischen dem Bundesin­
stitut für Berufsbildung (BIBB) und 
ausländischen Berufsbildungsinsti­
tuten 16)] und auf der supranationa­
len Ebene im Kontext europäischer 
Institutionen (z. B. dem CEDEFOP) 
müßten zukünftig weiter ausgebaut 
werden. Bedenkenswert sind des­
halb Vorschläge, eine "Europäi­
sche Gesellschaft für Berufsbil­
dungsforschung'' 17) oder e ine 
"Ständige europäische Berufsbil­
dungsforschungskonferenz'' einzu­
richten. 18) 

Es gibt gegenwärtig noch eine gan­
ze Reihe von Hindernissen für eine 
vertiefte internationale Zusammen­
arbeit in der vergleichenden Be­
rufsbildungsforschung, die vor­
dringlich abgebaut werden 
müssen: 
- eine nach wie vor unterent­

wickelte Einsicht in den Nutzen 
international vergleichender Be­
rufsbildungsforschung in den 
für die Steuerung der Berufsbil­
dungsforschung maßgebenden 
nationalen und internationalen 
Gremien, was u. a. eine unzurei­
chende Finanzausstattung für 
die grenzüberschreitende For­
schungszusammenarbeit nach 
sich zieht; 

- eine schwer überschaubare 
Vielfalt an öffentlichen und pri­
vaten Instituten der Berufsbil­
dungsforschung mit unterschied­
lichem Aufgabenzuschnitt sowie 
unterschiedlichen Forschungs­
schwerpunkten und Rhythmen 
der Erstellung von Forschungs­
programmen; 

- national unterschiedliche Defini­
tionen von Fachbegriffen (z. B. 
Abgrenzung von Aus- und Wei­
terbildung), von Kennziffern (z. B. 
Arbeitslosenquoten) und von po­
tentiellen Forschungsobjekten 
(z. B. Berufsgruppen, bestimmte 
Personengruppen, Wirtschafts­
zweige); 

- eine noch ungenügende Verfüg­
barkeit von für Vergleichs­
zwecke unmittelbar nutzbaren 
Statistiken und Datenbanken 
über die wichtigsten Struktur­
merkmale von Berufsbildungs­
systemen; 

- eine unzureichende Zahl ein­
schlägig qualifizierter Wissen­
schaftler mit Forschungserfah­
rung. Projekte vergleichender 
Berufsbildungsforschung erfor­
dern nicht nur profunde Kennt­
nisse der Strukturen, Prozesse 
und Kontextbedingungen des ei­
genen Berufsbildungssystems, 
sondern auch das notwendige 
theoretisch-methodische Rüst­
zeug, um entsprechende Er­
kenntnisse über ausländische 
Berufsbildungssysteme erarbei­
ten und vergleichend einordnen 
zu können . Eine erfolgreiche Zu­
sammenarbeit mit ausländi-
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sehen Wissenschaftlern bzw. In­
stitutionen setzt neben entspre­
chenden Landes- und Fremd­
sprachenkenntnissen auch 
Kenntnisse der Denkkategorien, 
Forschungsmethoden und For­
schungstraditionen des Auslan­
des sowie ein Verständnis für 
gewachsene nationale Beson­
derheiten voraus. Diese Kennt­
nisse und Erfahrungen können 
nur in längerfristig angelegten 
Lern- und Arbeitszusammen­
hängen erworben werden. 
Schließlich müssen die beteilig­
ten Wissenschaftler bereit und 
in der Lage sein, die Grenzen 
der - international ohnehin un­
terschiedlich zugeschnittenen -
akademischen Disziplinen zu­
gunsten eines mehr interdiszipli­
nären Denkens zu überschrei­
ten. 

Die auf Probleme der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung auf der 
Fachkräfteebene in Europa bezo­
gene international vergleichende 
Berufsbildungsforschung befindet 
sich noch weitgehend im Anfangs­
stadium. In den nächsten Jahren 
werden erhebliche Anstrengun­
gen erforderlich sein, um diese 
Forschungsrichtung in theoretisch­
methodischer, personeller und in­
stitutioneller Hinsicht so weiter­
zuentwickeln, daß sie den mit der 
weiteren Integration Europas ver­
bundenen Aufgaben und Erwar­
tungen gerecht werden kann. 
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ruflichen Bildung, Bericht über das Internatio­
nale UNESCO-Symposium Hamburg, 5.-9. Juni 
1989, Bonn 1990. 

12) Georg, W. : Marktmodell Japan - Thesen zur 
Verbetrieblichunq beruflicher Qualifizierung. 
In: Arnold, R./ Lipsmeier, A. (Hrsg.): Betriebs­
pädagogik in nationaler und internationaler 
Perspektive, Baden-Baden 1989, S. 394. 

") Vgl. z. B. Lutz, B. : a. a. 0. 
14) So heißt es dort etwa in Artikel 2, Absatz 3: .,Die 

Vertragsstaaten bemühen sich um die Verwirk­
lichung des Rechts auf gleichen Zugang zur be­
ruflichen Bildung und um gleiche Lernmöglich­
keiten während des gesamten Bildungsprozes­
ses." 

15) Vgl. hierzu auch Lipsmeier, A. : Das System der 
beruflichen Bildung in der Bundesrepublik 
Deutschland - seine Vor- und Nachte ile im EG-

Binnenmarkt. In: Arnold, R./ Lipsmeier, A. 
(Hrsg.): a. a. 0., S. 355-367 und den dort ent­
wickelten Katalog von .,Merkmalen effizienter 
Berufsbildungssysteme' '. 

16) Solche Kooperationsabkommen hat das BIBB 
bislang mit dem französischen CEREQ. dem 
niederländischen CIBB und dem italienischen 
ISFOL abgeschlossen. Die Abkommen sehen 
neben dem Literaturaustausch u. a. auch die 
Förderung des Austauschs von Wissenschaft­
lern und die Durchführung gemeinsamer For­
schungsprojekte vor. 

'') Onna, B. v./Jansen, W.: Wissenschaftlicher Aus­
tausch und Zusammenarbeit zwischen der Bun­
desrepublik Deutschland und den Niederlan­
den auf dem Gebiet der beruflichen Bildung. 
Bi- und multinationale Aspekte. Beck-Ubbergen 
1990. 

18) Schmidt, H. : Aufbruch in das Europa der Zwölf 
- auf dem Weg zu einer europäischen Ausbil­
dungsordnung. Unveröffentl. Manuskript zum 
Festvortrag vor dem Fachkuratorium des ESTA­
Bildungswerkes e. V. am 12. 12. 1989 in Bad 
Oeynhausen, S. 29. 
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Dokumentation zu den EG-Aktionsprogrammen 
im Bereich der Beruflichen Bildung 
Georg Hanf 

PET RA 

Das Aktionsprogramm der Euro­
päischen Gemeinschaft für die Be­
rufsbildung Jugendlicher und ihre 
Vorbereitung auf das Erwachsenen­
und Erwerbsleben*) 

1. Allgemeine Bedingungen 
Das Europäische Aktionspro­
gramm für die Berufsbildung Ju­
gendlicher und ihre Vorbereitung 
auf das Erwachsenen- und Erwerbs­
leben (PETRA) basiert auf dem Be­
schluß des Rates der Europäischen 
Gemeinschaft vom l. 12. 1987. Das 
Programm hat zum Ziel, die Ent­
wicklung und Durchführung von 
Maßnahmen der Mitgliedsstaaten 
zu fördern, die gewährleisten sol­
len, daß alle Jugendlichen im An­
schluß an ihre Vollzeitschulpflicht 
für die Dauer von zwei oder mehr 
Jahren an einer Berufsbildungs­
maßnahme teilnehmen können. 

Das Programm hat zunächst eine 
Laufzeit von fünf Jahren. In den Jah­
ren 1988, 1989 und 1990 finanzierte 
die Kommission das Programm aus 
ihren Förderungsmitteln für beruf­
liche Bildung (19 Millionen DM per 
anno). In den folgenden Jahren soll 
das Programmbudget erhöht und 
teilweise aus dem Europäischen 
Sozialfonds finanziert werden. 

2. Ziele und Inhalte 
Das Programm soll die Bemühun­
gen der Mitgliedsstaaten unterstüt­
zen und ergänzen, die darauf ge­
richtet sind: 
- das Niveau und die Qualität der 

Berufsbildung anzuheben und 
die Vorbereitung der Jugendli­
chen auf das Erwachsenen- und 
Erwerbsleben sowie auf die 
ständige Weiterbildung zu ver­
bessern; 

- das Berufsbildungsangebot für 
Jugendliche mit unterschiedli-

*) Von den zahlreichen EG-Programmen sind hier 
nur diejenigen aufgenommen, die sich eindeutig 
und ausschließlich mit Berufsbildung befassen. 
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chen Fähigkeiten breiter aufzu­
fächern und sicherzustellen, 
daß es zu anerkannten berufli­
chen Abschlüssen führt; 

- die Anpassungsfähigkeit der 
Berufsbildungssysteme an wirt­
schaftliche, technologische und 
soziale Veränderungen zu för­
dern. 

In Verfolgung dieser Ziele sowie 
mit Blick auf das Jahr 1992 strebt 
die Kommission eine engere Zu­
sammenarbeit mit den Mitglieds­
staaten auf dem Gebiet der beruf­
lichen Bildung an. 

Das Aktionsprogramm beinhaltet 
drei unterschiedliche, jedoch mit­
einander verbundene Maßnahme­
bereiche: 
- Ein europäisches Netz von Aus­

bildungsinitiativen 
Das Ziel des europäischen Net­
zes von Ausbildungsinitiativen 
und der damit verbundenen 
fachlichen Unterstützung liegt 
darin, die ausgewählten Ausbil­
dungsinitiativen/Projekte mit­
einander zu verbinden, um den 
Ausbildungsmaßnahmen in den 
Mitgliedsstaaten auf nationaler, 
regionaler und örtlicher Ebene 
eine europäische Dimension zu 
verleihen. Dies soll durch die 
Förderung grenzübergreifen­
der, partnerschaftlieheT Zusam­
menarbeit als Teil der Weiter­
entwicklung des beruflichen Bil­
dungsangebots für Jugendliche 
geschehen. 
Um Interaktion und Entwicklung 
grenzübergreifender Zusam­
menarbeit zu erleichtern, kon­
zentrieren sich die am Verbund­
netz beteiligten Projekte im we­
sentlichen auf die im Beschluß 
festgelegten Schwerpunktthe­
men. Dazu gehören: 
Maßnahmen zur Verbesserung 
der Qualität und Vielfalt der 
Ausbildung; 
die Förderung der Zusammen­
arbeit zwischen den für Berufs­
bildung zuständigen Stellen; 

die Förderung eines leichteren 
Zugangs zu Ausbildungssyste­
men sowie einer größeren 
Durchlässigkeit zwischen diesen; 
Maßnahmen zur Unterstützung 
benachteiligter Jugendlicher 
und solcher, die in benachteilig­
ten Regionen leben; 
die Entwicklung und Abstim­
mung breitgefächerter Formen 
von Berufsberatung; 
Maßnahmen in ländlichen Ge­
bieten und Maßnahmen, die 
den Zugang von Mädchen zu ei­
ner beruflichen Ausbildung im 
industriellen, technischen und 
wissenschaftlichen Bereich för­
dern sollen. 

-Projekte zur Förderung von Ju­
gendinitiativen 
Dieser Teil des Programms soll 
Projekte fördern, an denen die 
Jugendlichen nicht ausschließ­
lich oder überwiegend als Ziel­
gruppe beteiligt sind, sondern 
selbst eine wesentliche Rolle 
bei der Planung, Organisation 
und Durchführung von Maßnah­
men übernehmen, die auf unter­
schiedliche Weise zu ihrer Aus­
bildung beitragen. 

- Zusammenarbeit auf dem Ge­
biet der Forschung sowie Unter­
suchungen über die Effektivität 
des Ausbildungsangebots 
Bei der im Programm vorgese­
henen Förderung von For­
schungsprojekten trägt die "Eu­
ropäische Dimension' ' dazu bei, 
den Mitgliedsstaaten bei der 
Überwachung und Bewertung 
von Qualität und Wirksamkeit ih­
rer Maßnahmen zur Durchfüh­
rung des Beschlusses Anregung 
und Hilfe zu bieten. PETRA hat 
einen Kooperationsprozeß in 
Gang gesetzt, um bestehende 
fachliche Erfahrungen zu bün­
deln und dadurch die verfügba­
ren Ressourcen effektiver zu 
nutzen und um Themen von ge­
meinsamem Interesse herauszu­
arbeiten, die jeweils in mehre­
ren Mitgliedsstaaten Gegen­
stand für kooperative For­
schungsprojekte sein können. 

Im Rahmen des Aktionsprogramms 
soll darüber hinaus auch das Aus­
tauschprogramm für Fachkräfte 
der beruflichen Bildung ausgewei-
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tet werden. Das Europäische Zen­
trum für die Förderung der Berufs­
bildung (CEDEFOP) übernimmt 
dabei die praktische Durchfüh­
rung für die Kommission. 

Ergänzende Informationen zum 
PETRA-Programm sind erhältlich 
bei: 
IFAPLAN, 
Stadtwaldgürtel 33, 
W-5000 Köln 41 
Ansprechpartner im BIBB: 
Dr. Georg Hanf, Berlin, 
Te l.: (0 30) 86 83-2 84. 

FORCE 

Das Aktionsprogramm der Euro­
päischen Gemeinschaft für die 
Entwicklung der Weiterbildung 

1. Allgemeine Bedingungen 
Der Rat der Europäischen Gemein­
schaften hat am 29. 5. 1990 für die 
Zeit vom l. l. 1991 bis 31. 12. 1994 ein 
Aktionsprogramm zur Förderung 
der beruflichen Weiterbildung in 
der Europäischen Gemeinschaft 
"FORCE-Programm" festge legt. 
Die berufliche Weiterbildung trägt 
- je nach Sachlage innerhalb oder 
außerhalb des Unternehmens -
zur Erfüllung von vie r Aufgaben 
bei, die einander e rgänzen: 
-ständige Anpassung an die Ent-

wicklung der Berufe und Tätig­
keitsinhalte und somit Verbesse­
rung der Fähigkeiten und Quali­
fikationen, was uner1äßlich ist, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Unternehmen und 
ihrer Beschäftigten zu stärken; 

- Förderung des sozialen Auf­
stiegs, um zahlreichen Arbeit­
nehmern zu ermöglichen, Män­
gel ihrer beruflichen Qualifika­
tion zu überwinden und ihre La­
ge zu verbessern; 

- Präventivfunktion, um negativen 
Folgen der Vollendung des Bin­
nenmarktes zuvorzukommen 
und um die Schwierigkeiten zu 
überwinden, denen sich Sekto­
ren und Unternehmen gegen­
übersehen, die sich in e inem 
wirtschaftlichen oder technolo­
gischen U mstrukturierungspro­
zeß befinden; 
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- Eingliederung der Arbeitslosen, 
insbesondere der Langzeitar­
beitslosen. 

2. Ziele und Inhalte 
Das FORCE-Programm soll die 
Maßnahmen von und in den Mit­
gliedsstaaten unterstützen und er­
gänzen, durch die die berufliche 
Weiterbildung gefördert wird. Die 
Ziele des FORCE-Programms sind: 
-verstärkte und wirksame Förde-

rung von Investitionen in die be­
rufliche Weiterbildung und Ver­
besserung der Effizienz, indem 
insbesondere Partnerschaften 
entwickelt werden, um die staat­
lichen Stellen, die Unternehmen 
- insbesondere die kleinen und 
mittleren Unternehmen -, die 
Sozialpartner und die einzelnen 
Arbeitnehmer stärker für die 
Vorteile von Investitionen in die 
berufliche Weiterbildung zu 
sensibilisieren; 

- Förderung von Weiterbildungs­
maßnahmen zum Beispiel durch 
die Demonstration und Verbrei­
tung beispielhafter Maßnahmen 
der beruflichen Weiterbildung in 
den Wirtschaftszweigen oder Ge­
meinschaftsregionen, in denen 
der Zugang zur beruflichen Wei­
terbildung und die Investitionen 
in die berufliche Weiterbildung 
gegenwärtig unzureichend sind; 

- Förderung von Innovationen im 
Bereich des Weiterbildungsma­
nagements sowie von Methodik 
und Ausstattung; 

- den Auswirkungen der Vollen­
dung des Binnenmarktes besser 
Rechnung zu tragen, indem ins­
besondere gemeinsame länder­
übergreifende und grenzüber­
schreitende Weiterbildungsvor­
haben und der Informations­
und Erfahrungsaustausch geför­
dert werden; 

- größere Effizienz der Weiterbil­
dungsinstrumente und bessere 
Eignung, mit den Veränderun­
gen am europäischen Arbeits­
markt Schritt zu halten, indem 
Maßnahmen auf allen Ebenen 
gefördert werden, um insbeson­
dere die Entwicklung der beruf­
lichen Weite rbildung begleiten 
und analysieren und den Bedarf 
an Qualifikationen besser pro­
gnostizieren zu können. 

Ergänzende Informationen zum 
FORCE-Programm sind erhältlich 
bei: 
Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften, Task Force "Human 
Ressources, Education, Training 
and Youth' ', 
Rue de la Loi 200, 
B-1049 Brüssel 
Ansprechpartner im BIBB: 
Dr. Uwe Grünewald, Berlin, 
Tel. : (0 30) 86 83-5 47. 

EUROTECNET 

Das Aktionsprogramm der Euro­
päischen Gemeinschaft im Bereich 
der Berufsbildung und der neuen 
Informationstechnologien 

1. Allgemeine Bedingungen 
Das Programm hat eine Laufzeit 
von fünf Jahren und trat als Ergebnis 
des Ratsbeschlusses vom 18. De­
zember 1989 in Kraft. Es ist das 
Nachfolgeprogramm des zwischen 
1985 und 1989 gültigen Arbeitspro­
gramms der Europäischen Kom­
mission (ebenfalls unter dem Na­
men EUROTECNET bekannt), das 
sich mit der Förderung von Berufs­
ausbildungsmaßnahmen befaßte, 
die mit den neuen Informations­
technologien in Beziehung stehen. 

Der revolutionäre Wandel, der in 
den letzten ] ahren durch neue 
Technologien ausgelöst wurde, hat­
te tiefgreifende Auswirkungen auf 
die Art und Weise, wie Geschäfte 
im industriellen Bereich und im 
Dienstleistungssektor abgewickelt 
werden. Die nationalen Berufsaus­
bildungssysteme sind unter einen 
erheblichen Druck geraten, mit 
diesem Wandel Schritt zu halten. 
Es zeigt sich, daß nicht nur die 
Kenntnisse und Fähigkeiten, die für 
den Umgang mit neuen Technola­
gien erforderlich sind, immer kom­
plexer werden, sondern auch die 
Art der Arbeitsorganisation wird 
komplexer. Der Einfluß der neuen 
Technologien durchdringt jeden 
Arbeitsbereich und damit natürlich 
auch die Gesellschaft. 
Die zweite Phase des EUROTEC­
NET-Programms ist viel breiter an­
gelegt und hat das Ziel, den Mit-
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gliedsstaatenbei der Auseinander­
setzung mit den neuen Informa­
tionstechnologien zu helfen. Dar­
über hinaus stellt es die Frage 
nach dem Sinn des technologi­
schen Wandels und seiner Auswir­
kungen auf die Beschäftigungs­
struktur, die Arbeitsorganisation 
und die erforderlichen Qualifika­
tionen und Fähigkeiten. Es handelt 
sich um ein Aktionsprogramm, das 
Innovationen im Bereich des Be­
rufsbildungssystems fördert und 
sich mit dem Wandel in Europa in 
den 90er Jahren beschäftigt. Sein 
Ziel ist die effektive Nutzbarma­
chung des technologischen Fort­
schritts in den Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft, damit 
diese ihre wirtschaftlichen und so­
zialen Ziele realisieren können. 

2. Ziele und Inhalte 
Das Ziel des EUROTECNET-Pro­
gramms, wie es im Ratsbeschluß 
festgelegt wurde, lautet: 
Förderung von Innovationen im Be­
reich der beruflichen Grundausbil­
dung und der kontinuierlichen be­
ruflichen Fortbildung unter Be­
rücksichtigung des augenblickli­
chen und zukünftig zu erwartenden 
technologischen Wandels und des­
sen Auswirkungen auf die Beschäf­
tigung, die Arbeit und die erfor­
derlichen Qualifikationen und Fä­
higkeiten. 

Der Hauptzweck dieser Innovatio­
nen ist es, wirksame Ausbildungs­
systeme und -Strategien in den ein­
zelnen Mitgliedsstaaten zu verwirk­
lichen, und zwar auf der Ebene 
- von Wirtschaftszweigen 
- von Regionen und 
- von Nationen. 

Das EUROTECNET-Programm be­
steht aus zwei einander ergänzen­
den Maßnahmen: die eine unter 
der Verantwortung der Mitglieds­
staaten und die andere unter der 
Verantwortung der Europäischen 
Gemeinschaft, vertreten durch die 
Kommission. Die Rolle der einzel­
nen Mitgliedsstaaten besteht darin, 
eine Reihe von innovativen Projek­
ten zu initiieren und durchzuführen, 
deren Zweck in der Entwicklung 
und Verbesserung der Berufsbil­
dungsstrategien und -systeme liegt. 
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Die Europäische Gemeinschaft un­
terstützt ihrerseits diese Projekte 
durch den Aufbau eines Kommuni­
kationssystems, Europäisches Netz­
werk genannt, das ihnen die Mög­
lichkeit bietet, Fachwissen und Er­
kenntnisse intensiv miteinander 
auszutauschen. Die Aufgabe von 
EUROTECNET ist es, die einzelnen 
Mitgliedsstaaten in die Lage zu ver­
setzen, ihre nationalen Projekte zu 
entwickeln und zu verbessern, was 
zur Entwicklung fundierter Berufs­
bildungsstrategien und -systeme 
führt, die ihren Bedürfnissen im 
kommenden Jahrzehnt gerecht 
werden. 

Ergänzende Informationen zum 
EUROTECNET-Programm sind er­
hältlich bei: 
Unite d'Assistance Technique, Pro­
gramm EUROTECNET, 
Avenue du Cortenbergh 661Bte 13, 
B-1040 Brüssel 
Ansprechpartnerin im BIBB: 
Christel Alt, Berlin, 
Tel.: (0 30) 86 83-3 50. 

IRIS 

Das europäische Netz von Gemein­
schaftsprogrammen zur Berufsaus­
bildung von Frauen 

1. Allgemeine Bedingungen 
IRIS wurde auf Initiative der EG­
Kommission im Dezember 1988 ein­
gesetzt. Das Programm soll die Ak­
tionen fördern und unterstützen, 
die die Kommission in ihrer Emp­
fehlung zur Berufsausbildung der 
Frauen vorschlägt. Diese Empfeh­
lung von 1987 betrifft den Zugang 
der Frauen zu allen Arten und Ebe­
nen der Berufsausbildung. 

In seiner Sitzung im Mai 1987 
sprach sich der Rat für eine weitge­
hende Unterstützung der in der 
Mitteilung der Kommission ge­
nannten Strategien aus. In der Fol­
ge wurde dann von der Kommis­
sion am 24. ll. 1987 eine gesonder­
te Empfehlung zur beruflichen Bil­
dung von Frauen herausgegeben. 

In Ergänzung der den Mitglieds­
staaten empfohlenen Maßnahmen 

beabsichtigt die Kommission selbst, 
Möglichkeiten für einen systemati­
schen Erfahrungs- und Informa­
tionsaustausch zwischen den ver­
schiedenen nationalen, regionalen 
und örtlichen Stellen, die sich mit 
der beruflichen Bildung von Frau­
en befassen, zu schaffen. Dieser 
Austausch wird durch IRIS forciert. 

2. Ziele und Inhalte 
Mit IRIS sollen wichtige Berufsaus­
bildungsprogramme in allen Mit­
gliedsstaaten identifiziert, relevan­
te Informationen gesammelt und 
ein Netzwerk zwischen den einzel­
nen Ausbildungsprogrammen her­
gestellt werden. IRIS ist im Septem­
ber 1988 angelaufen und wird bis 
August 1992 dauern. Das Fünfjahres­
programm enthält folgende Maß­
nahmen: 
- Austausch von Informationen 

und Personen; 
- Zusammenarbeit mit Forschungs­

programmen; 
- gegenseitige Information über 

die Ergebnisse sowie metho­
disch-inhaltliche Abstimmung 
der Ausbildungsprogramme; 

- Veröffentlichungen, Informa-
tionsaustausch, Datenbank, Se­
minare, Ausstellungen. 

IRIS bemüht sich um die Vernet­
zung von Ausbildungsprogrammen 
und -projekten in unterschiedli­
chen Branchen, Berufsfeldern so­
wie mit Programmen, die auf die 
Heranbildung bestimmter (berufli­
cher) Fähigkeiten und Fertigkeiten 
zielen. 

Über 200 Projekte in allen EG-Staa­
ten sind Mitglieder des IRIS-Net­
zes. Das IRIS-Netzwerk funktioniert 
auf zwei Ebenen: 
Auf der Ebene der Koordination 
wirkt eine Arbeitsgruppe, beste­
hend aus zwei Regierungsvertre­
tern lvertreterinnen aus jedem der 
Mitgliedsstaaten, der I die eine als 
Vertreter I -in von Berufsbildungs­
einrichtungen, der I die andere als 
Vertreter I -in von Einrichtungen 
aus dem Bereich der Chancen­
gleichheit im Beruf. Jedes Grup­
penmitglied ist als Verbindung zwi­
schen der Kommission und den Bil­
dungsprogrammen seines Landes 
eingeschaltet und hat die Aufgabe, 
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die berufliche Bildung der Frauen 
anzuregen, zu fördern, zu verbes­
sern und der Kommission über die 
Durchführung ihrer Empfehlung 
vom November 1987 Bericht zu er­
statten. Mit der allgemeinen Koor­
dinierung und Organisation ist 
CREW, Forschungszentrum für euro­
päische Frauenfragen, beauftragt. 

Zur gegenseitigen Information 
über die Ergebnisse der Projekte 
sowie zur inhaltlich-methodischen 
Abstimmung der Ausbildungspro­
gramme werden in allen Mitglieds­
staaten der EG Seminare zu be­
stimmten Themenschwerpunkten 
durchgeführt. Darüber hinaus fin­
den fachliche Bewertungstagun­
gen statt, auf denen die einzelnen 
Projekte im nationalen Rahmen ih­
re Ergebnisse darstellen und Ma­
terialien austauschen. 

Das Bulletin, das viermal im Jahr in 
französischer und englischer Spra­
che herausgegeben wird, infor­
miert über die Programme des 
Netzes, über die Veröffentlichun­
gen, Konferenzen und pädagogi­
sches Material; es bringt eine Aus­
wahl wichtiger Neuigkeiten über 
die berufliche Bildung der Frauen 
auf europäischer Ebene. Für die 
IRIS-Mitgliederprogramme ist eine 
Datenbank seit dem Sommer 1989 
im Einsatz. 

Ergänzende Informationen zum 
IRIS-Netz sind erhältlich bei: 
CREWs. c. 
38 rue Stevin, B-1040 Brüssel 
Ansprechpartnerin im BIBB: 
Brigitte Wolf, Berlin, 
Tel.: (0 30) 86 83-2 97. 

ERGO 

Das Aktionsprogramm der Euro­
päischen Gemeinschaft für die 
Langzeitarbeitslosen 

1. Allgemeine Bedingungen 
ERGO ist ein Drei-Jahres-Aktions­
und Forschungsprogramm zugun­
sten der Langzeitarbeitslosen, das 
1989 von der Europäischen Ge­
meinschaft gestartet wurde. Es 
wurde als Reaktion auf einen Auf-
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ruf der Sozialminister für die Not­
wendigkeit geschaffen, "positive 
Erfahrungen zu fördern, die Teile 
von nationalen Programmen zugun­
sten der Langzeitarbeitslosen for­
men könnten''. 
Es arbeitet eng mit anderen Pro­
grammen wie LEDA, PETRA und 
IRIS zusammen. ERGO steht außer­
dem in Zusammenarbeit mit ande­
ren europäischen Organisationen 
wie CEDEFOP in Berlin und der 
European Foundation in Dublin. 

ERGO ist dabei, ein Netzwerk von 
Projekten und Initiativen in den Mit­
gliedsstaaten und mit Nicht-EG­
Ländern, einschließlich den USA, 
Kanada, Österreich und Schwe­
den, herzustellen. ERGO identifi­
ziert erfolgreiche Aktionen zur Be­
kämpfung von Langzeitarbeitslo­
sigkeit und bietet für Entschei­
dungsträger, Projektleiter, Organi­
sationen der Arbeitslosen und So­
zialpartner eine Plattform zum Aus­
tausch von Erfahrungen und Ideen. 

2. Ziele und Inhalte 
Ziel von ERGO ist es, lokale Aktio­
nen und nationale Programme zu 
bewerten, gute Anwendungsbei­
spiele herauszufinden und diese 
unter denjenigen, die eng mit 
Langzeitarbeitslosigkeit zu tun ha­
ben, in allen Mitgliedsstaaten zu 
verbreiten. ERGO ist kein Finanzie­
rungsprogramm. 

ERGO hat vier Hauptansätze: 
-Aktion 

Veranstaltungen werden abhän­
gig von lokalen und nationalen 
Bedürfnissen und Vorschlägen 
in den Mitgliedsstaaten organi­
siert. Austauschbesuche, Aktivi­
täten im ganzen Land und inter­
nationale Treffen haben bereits 
stattgefunden, und für 1991 sind 
mehr geplant. Diese Treffen 
sind darauf ausgerichtet, die mit 
Langzeitarbeitslosigkeit Beschäf­
tigten zusammenzubringen; sie 
behandeln wirtschaftliche, sozia­
le und politische Fragen und he­
ben die Bedürfnisse der Grup­
pen hervor, die am meisten von 
Langzeitarbeitslosigkeit betrof­
fen sind (Frauen, junge Leute, 
ältere Arbeitnehmer, Behinder­
te, ehemalige Straftäter). 

- Informationen 
Ein Netzwerk von Landeskorre­
spondenten fördert das ERGO­
Programm und sammelt Infor­
mationen über Aktionen zur Be­
kämpfung der Langzeitarbeitslo­
sigkeit in den Mitgliedsstaaten. 
Sie stellen eine unentbehrliche 
Verbindung zwischen ERGO 
und den lokalen, regionalen und 
nationalen Akteuren her. Im 
ERGO-Büro in Brüssel wird der­
zeit eine Datenbank und eine 
Bücherei über nationale Projek­
te und Programme eingerichtet. 

-Bewertung 
Der Hauptzweck der Bewertung 
liegt darin, festzustellen, welche 
Projekte und Programme am ef­
fektivsten im Hinblick auf die 
Verwirklichung ihrer Ziele arbei­
ten, und ob eine derartige "gute 
Anwendung'' des Projektde­
signs übertragbar ist. Die Bewer­
tung wird allen Beteiligten zu­
gute kommen: den Regierungen, 
Sponsoren, Arbeitgebern und 
den Langzeitarbeitslosen selbst. 

- Kommunikation 
Die von ERGO aus allen EG-Län­
dern und den ERGO ange­
schlossenen Ländern zusam­
mengestellten Informationen 
werden durch Broschüren, Be­
richte, Zeitungen, Verzeichnisse, 
Dias, Videos und andere rele­
vante Hilfsmittel verbreitet. 
Manche sind in allen neun EG­
Sprachen erhältlich. 

Ergänzende Informationen zum 
ERGO-Programm sind erhältlich 
bei: 
Annie Bauder 
CEI Consultants Ltd. 
205 rue Belliard, B-1040 Brüssel 
Ansprechpartner im BIBB: 
Bent Paulsen, Berlin, 
Tel.: (0 30) 86 83-3 35. 

LINGUA 

Das Aktionsprogramm der Ge­
meinschaft zur Förderung der 
Fremdsprachenkenntnisse 

1. Allgemeine Bedingungen 
Auf der Grundlage eines Vor­
schlags der EG-Kommission vom 
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Januar 1989 beschloß der EG-Bil­
dungsministerrat am 22. Mai 1989 
das LINGUA-Programm der Euro­
päischen Gemeinschaft. Die end­
gültige Verabschiedung erfolgte 
am 28. Juli 1989. 
Hauptziel des LINGUA-Programms 
ist die quantitative und qualitative 
Verbesserung der Fremdspra­
chenkenntnisse zur Förderung der 
Kommunikationsfähigkeit inner­
halb der Gemeinschaft. 

Die für 1990 bis 1994 vorgesehenen 
Finanzmittel des LINGUA-Pro­
gramms von insgesamt rd. 400 Mio. 
DM sollen Maßnahmen der Mit­
gliedsstaaten für eine quantitative 
und qualitative Verbesserung der 
Fremdsprachenangebote nach 
dem Prinzip der Subsidiarität er­
gänzen und unterstützen. 

Das Programm umfaßt vier "Ak­
tionen' ': 
Aktion I: Maßnahmen zur Förde­
rung der Fortbildung von Fremd­
sprachenlehrern. 
Aktion II: Maßnahmen zur Förde­
rung des Erlernens von Fremd­
sprachen an der Hochschule, ins­
besondere zur Verbesserung der 
Erstausbildung von Fremdspra­
chenlehrern. 
Aktion III: Förderung der Fremd­
sprachenkenntnisse in Wirtschaft 
und Beruf. 
Aktion IV: Förderung des Austau­
sches von Jugendlichen in der be­
ruflichen Bildung. 
Nur die Aktionen III und IV betref­
fen speziell die Berufsbildung. 

2. Ziele und Inhalte 
Aktion III : Förderung der Fremd­
sprachenkenntnisse in Wirtschaft 
und Beruf 

Ziel dieser Aktion ist das verstärkte 
Erlernen von Fremdsprachen als 
wesentlicher Bestandteil der be­
ruflichen Aus- und Weiterbildung 
insbesondere in kleinen und mittle­
ren Unternehmen. 
Diese Aktion umfaßt folgende 
Maßnahmen: 
- Bedarfsfeststellungen, 
- Unterstützung von offenen Lern-
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systemen im Fremdsprachenun­
terricht in beruflichen und tech­
nischen Bereichen, 

- Einrichtung eines Austausch­
und Mobilitätsprogramms für 
Mitarbeiter in kleinen und mitt­
leren Unternehmen sowie in Be­
rufsverbänden, die für die 
fremdsprachliche Ausbildung 
verantwortlich sind, 

- Einführung von Zertifikaten, 
- Modellversuche für die Ent-

wicklung von Lehrmitteln. 

Aktion IV: Förderung des Austau­
sches von Jugendlichen in der be­
ruflichen Bildung 
Gefördert werden in dieser Aktion 
mindestens zweiwöchige, von Ein­
richtungen der beruflichen Bil­
dung getragene Austauschpro­
gramme für Jugendliche in derbe­
ruflichen Bildung. 
- Gefördert werden sollen Vorha­

ben sowohl im Rahmen der be­
ruflichen Erstausbildung als 
auch der Weiterbildung für Teil­
nehmer bis zu 25 Jahren. 

- Die Austauschmaßnahmen sollen 
mindestens zwei Wochen dau­
ern; gedacht ist hauptsächlich 
an den Austausch von Gruppen. 

-Die Höhe der Zuschüsse für die­
se Maßnahmen soll 50 % der Ge­
samtkosten nicht überschreiten, 
kann aber in Ausnahmefällen 
maximal 75% betragen. 

Ergänzende Informationen zum 
LINGUA-Programm sind erhältlich 
bei: 
LINGUA, 
Place du Luxembourg 2/ 3, 
B-1040 Brüssel 
Nationaler Koordinator für die Ak­
tionen III und IV ist: 
Reg-Dir. Dietrich Elchlepp, 
Ref. III A 4, Bundesministerium für 
Bildung und Wissenschaft, 
Heinemannstr. 2, W-5300 Bonn 2, 
Tel.: (02 28) 57-21 10, 
Fax: (02 28) 57-20 96 

Die Gemeinschaftsinitiativen 
EUROFORM, NOW 
und HORIZON 

Am 23. Juli 1990 stellte die Kommis­
sion drei neue EG-Programme vor: 
EUROFORM, NOW und HORIZON. 
Für den Zeitraum 1990-93 geplant, 
werden sie im Rahmen der Gemein-

schaftsinitiativen des Europäischen 
Sozialfonds und des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung ar­
beiten. Die Initiativen wurden am 
18. Dezember 1990 endgültig ange­
nommen. Eine Synergie mit den 
laufenden Aktionsprogrammen 
(PETRA, FORCE, EUROTECNET, 
IRIS, HELlOS usw.) ist vorgesehen. 

Im Rahmen von EUROFORM wer­
den transnationale Partnerschaften 
in den Bereichen Ausbildung und 
Arbeitsbeschaffung eingerichtet 
werden. Ziele des Programms 
sind : eine europäische Dimension 
für Berufsbildung und Beschäfti­
gungsmaßnahmen, Konvergenz 
der beruflichen Qualifikationen 
und Mobilität der Arbeitnehmer. 
Das für EUROFORM zugewiesene 
Budget beträgt 600 Mio. DM. Für 
die Initiative NOW stehen 240 Mio. 
DM zur Verfügung. Sie sollen weib­
lichen Langzeitarbeitslosen und 
Frauen nach der Familienphase zu­
gute kommen. Gefördert werden 
Berufsbildungsmaßnahmen und 
Dienstleistungseinrichtungen, die 
der Eingliederung und Wiederein­
gliederung in den Arbeitsmarkt so­
wie der Gründung von Unterneh­
men bzw. Kooperativen dienen. 

Im Rahmen von HORIZON werden 
360 Mio. DM für die Beschäftigung 
von Behinderten und sozial be­
nachteiligten Personen bereitge­
stellt. Dazu zählt die Unterstützung 
von Pilotaktionen und innovativen 
Initiativen zur Förderung der sozia­
len und wirtschaftlichen Eingliede­
rung sowie die Ausbildung von Be­
hinderten und die Anpassung von 
Arbeitsplätzen an die besonderen 
Anforderungen der Behinderten. 
Trägerinformationen sind bei den 
jeweiligen Landesarbeitsämtern 
anzufordern; diese sind auch für 
die Abwicklung der Initiativen zu­
ständig. 

Ergänzende Informationen zu den 
Gemeinschaftsinitiativen sind zu 
erhalten bei: 
Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, 
Rochusstraße 1, 
W-5300 Bonn-Duisdorf, 
Tel.: (0228) 527-l, 
Fax: (02 28) 5 27 51 76 
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EUROTECNET - Ein Aktionsprogramm 
zur Förderung von Innovationen 
in der Berufsbildung 
in der Europäischen Gemeinschaft 
Zusammenfassung der Grundzüge 
des EG-Aktionsprogramms EUROTECNET : 

Christel Alt, BIBB Berlin 

Das 
EUROTECNET-Programm 

Der Europäische Rat hat bereits 
seit 1986 die Bedeutung von Ge­
meinschaftsmaßnahmen zur Ver­
besserung der Berufsausbildung 
und beruflichen Weiterbildung un­
terstrichen. Der Rat sah die Not­
wendigkeit, die Anpassungsfähig­
keit der Berufsbildungssysteme an 
den technologischen Wandel zu 
verbessern und damit zur Verwirk­
lichung des Grundsatzes des wirt­
schaftlichen und sozialen Zusam­
menhangs beizutragen. Dem Aus­
bau der Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedsstaaten mit dem Ziel 
einer bestmöglichen Nutzung der 
durch die neuen Technologien ge­
botenen Möglichkeiten in den Be­
rufsbildungssystemen kommt da­
bei ein hoher Stellenwert zu. 

Die bestmögliche Erschließung 
des menschlichen Qualifikations­
potentials sowie die optimale Nut­
zung von Ausbildungsinvestitionen 
sind die entscheidenden Faktoren 
für den Nutzen des technologi­
schen Wandels für den einzelnen 
und für die Wirtschaft insgesamt. 
Die Berufsbildung wird darum als 
wichtiger strategischer Faktor bei 
der Vollendung des Binnenmark­
tes angesehen. 1) 

Das Ziel des EUROTECNET-Pro­
gramms ist lt. Art. 2 des Ratsbe­
schlusses vom 18. 12. 1989 
"die Förderung von Innovationen in der be­
ruflichen Erstausbildung und der berufli­
chen Weiterbildung ... , um dem derzeiti­
gen und künftigen technologischen Wandel 
und seinen Auswirkungen auf Beschäfti­
gung, Arbeit sowie die erforderlichen Qua­
lifikationen und Kenntnisse Rechnung zu 
tragen'' 2). 
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In emem Informationsblatt der 
Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften- Task Force Human 
Ressources, Erziehung, Bildung 
und Jugend - vom Dezember 1990 
zum EG-Aktionsprogramm EURO­
TECNET wird die Struktur des Pro­
gramms als ein gemeinsames Un­
ternehmen der Kommission und 
der Mitgliedsstaaten beschrieben: 

"Das EUROTECNET-Programm umfaßt 
zwei Kategorien sich gegenseitig ergänzen­
der Maßnahmen, von denen eine zur Zu­
ständigkeit der Mitgliedsstaaten und die an­
dere über die Kommission zur Zuständigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft gehört. 
Die Rolle eines jeden Mitgliedsstaates be­
steht in der Aufnahme und Durchführung ei­
ner Reihe innovativer Projekte mit dem Ziel 
der Entwicklung und Verbesserung der Be­
rufsbildungspolitiken und -systeme. Die 
Kommission unterstützt ihrerseits diese Pro­
jekte, indem sie in der Form eines europäi­
schen Netzes Verbindungen zwischen ihnen 
knüpft durch die Förderung von Austausch­
maßnahmen, der Übertragung von Sachver­
stand und Erfahrungen und der Entwick­
lung von Synergien zwischen den Projekten. 

Die allgemeine Zuständigkeit für die Ver­
waltung des Programms liegt bei der Task 
Force Human Ressources, Erziehung, Bil­
dung und Jugend der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften. Die Kommission 
wird bei ihrer Arbeit durch e inen Sonder­
ausschuß unterstützt - Beratender Aus­
schuß EUROTECNET -, der aus Vertretern 
der Mitgliedsstaaten, der Sozialpartner so­
wie der kleinen und mittleren Unternehmen 
besteht. 

Im Sinne einer effizienten Durchführung des 
Programms in den Mitgliedsstaaten arbeitet 
d ie Kommission bei der Schaffung ,nationa­
ler Animations- und Verbreitungseinheiten' 
mit den jeweiligen nationalen Behörden zu­
sammen. Hinsichtlich der Entwicklung der 
Systeme und der Bildungspolitiken besteht 
eine enge Bindung zwischen den Einheiten 
und der Kommission. Sie erhalten finanzielle 
Zuwendungen sowohl von den Mitglieds­
staaten als auch von der Kommission. Bei 
der Durchführung des Programms genießt 
die Kommission die Unterstützung eines 
,technischen Büros EUROTECNET'. 

Gemeinschaftliche Maßnahmen und Ak­
tionen: 
Die Kommission unterstützt die Initiativen 
und Aktivitäten der Mitgliedsstaaten auf­
grund von drei verschiedenartigen Förde­
rungsmaßnahmen: 

Erster Teil: Die Förderung innovativer An­
sätze 
Folgende Initiativen werden auf aktive Wei­
se durch die Kommission unterstützt: 
- die Aufnahme von Ausbildungspartner­

schaften im technologischen Bereich, so­
wohl im Bereich kleiner und mittlerer als 
auch großer Betriebe sowie zwischen Be­
trieben und außerbetrieblichen Berufs­
bildungsstätten; 

- die Zusammenarbeit zwischen dem öf­
fentlichen und dem privaten Sektor bei 
der Einführung neuer Formen der beruf­
lichen Ausbildung; 

- die Entwicklung von Programmen für die 
Schulung der Ausbilder; 

- die Aufnahme von Animationstätigkeiten 
auf gemeinschaftlicher Ebene und auf 
der Ebene der Mitgliedsstaaten; 

- die Einrichtung eines Dokumentations­
zentrums für die Förderung des Aus­
tausches von Lehrmaterial; 

- die Veranstaltung von Studienreisen, Alls­
tauschmaßnahmen auf Gemeinschafts­
ebene. 

Zweiter Teil: Die Durchführung von For­
schungs- und Studienarbeiten 
Das Ziel dieser Forschungen besteht darin, 
das Programm wissenschaftlich zu beglei­
ten und allen Teilnehmern die Möglichkeit 
zu geben, die mit den Projekten gesammel­
te Erfahrung in die Praxis umzusetzen, wo­
mit die Formulierung von begründeten ,Ak­
tionsgrundsätzen' im Bereich der berufli­
chen Ausbildung und der neuen Technola­
gien erleichtert werden soll. 
Die nachfolgenden Initiativen genießen 
eine besondere Aufmerksamkeit: 
- die Entwicklung neuer, in den Bereichen 

der Grundausbildung und der Weiterbil­
dung verwendbarer Lern- und Ausbil­
dungsformen; 

-die Verbesserung.des Zugangs zur Schu­
lung in den Bereichen der neuen Techno­
Jegien für benachteiligte Bevölkerungs­
gruppen und Randgruppen; 

- die Beurteilung der erforderlichen Quali­
fikationen und Kompetenzen, um eine ef­
fiziente Planung zu ermöglichen, inner­
halb derer insbesondere die neuen Alls­
bildungsbedürfnisse berücksichtigt wer­
den, die aus den gemeinschaftlichen 
technologischen Forschungs- und Ent­
wicklungsprogrammen hervorgehen. 

Dritter Teil: Die Organisierung von 
Informations- und Verbreitungstätigkeiten: 
Dieser Teil betrifft folgende Initiativen: 
- Konferenzen auf gemeinschaftlicher Ebe­

ne sowie auf der Ebene der Mitglieds­
staaten; 

- Fachseminare und -symposien; 
- Workshops für den Erfahrungsaustausch 

zwischen den Projekten; 
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- Begegnungen in der Form von ,Ge­
sprächsrunden'; 

- Sondertätigkeiten im Sinne der Förde­
rung der Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedsstaaten und den Organisatio­
nen, die sich mit der Lieferung informati­
sierter Informationen über die Anforde­
rungen hinsichtlich der Qualifikationen 
und Ausbildungssysteme befassen; 

-die Veröffentlichung von Berichten, Infor­
mationsschriften, Mitteilungen usw., die 
die Aktivitäten des Programms betref­
fen.'' 3) 

Das Netz der Projekte: 
Das Netzwerk der Projekte bildet 
den eigentlichen Kern des EURO­
TECNET-Programms. Es handelt 
sich hierbei vor allem um Projekte, 
die zu den Berufsbildungssyste­
men der Mitgliedsstaaten gehören, 
sowohl im Bereich der beruflichen 
Erstausbildung als auch der beruf­
lichen Weiterbildung. Die Projekte 
in den einzelnen Mitgliedsstaaten 
müssen, was die Fragen der Aus­
und Weiterbildung und des tech­
nologischen Wandels betrifft, inno­
vativ sein. Sie müssen so angelegt 
sein, daß sie einen Beitrag zur For­
mulierung der Berufsbildungspoli­
tik leisten können. Das heißt, sie 
müssen zu gültigen und transfer­
fähigen Ergebnissen führen, um 
die Entwicklung von gut fundierten 
Berufsbildungssystemen und -Stra­
tegien im Gleichschritt mit dem 
technologischen Wandel zu unter­
stützen. 

Die Fragen, die in den Projekten 
der Mitgliedsstaaten berücksich­
tigt sein sollten, lauten: 

- .,Wie kann die Zusammenarbeit zwischen 
dem öffentlichen und privaten Sektor ge­
fördert werden? 

-Wie wirkt sich der technologische Wan­
del auf die Qualifikationen und Fähigkei­
ten der Manager, der Belegschaft, der 
Mitarbeiter in Klein- und Mittelbetrieben 
und der Arbeitslosen aus? 

- Wie können wirkungsvolle Maßnahmen 
ergriffen werden, um jungen Menschen 
beim Eintritt in das Arbeitsleben zu hel­
fen, um Frauen die Rückkehr in den Ar­
beitsmarkt zu ermöglichen und Personen 
mit unzureichenden oder veralteten Qua­
lifikationen zu einem Arbeitsplatz zu ver­
helfen? 

- Wie müssen Ausbilder geschult 
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und I oder weitergebildet werden, damit 
sie ihren Aufgaben, die dem technologi­
schen und sozialen Wandel unterworfen 
sind, gerecht werden können? 

- Wie können die Informationen über den 
aktuellen Stand der Ausbildung und 
Technologie eine möglichst weite Ver­
breitung finden?" 4

) 

Modellvorhaben werden weiterhin 
von den Mitgliedsstaaten eingelei­
tet. Die Projektvorschläge müssen 
den nationalen Mitgliedern des 
EUROTECNET-Ausschusses einge­
reicht und durch diese an die Kom­
mission weitergeleitet werden. 

Die eigentlichen Projekte werden 
nicht aus dem EUROTECNET-Bud­
get finanziert. Für bestimmte Pro­
jekte kann die Finanzie rung durch 
den Europäischen Sozialfonds 
nach den üblichen Auswahlrege­
lungen und im Rahmen der für die 
einzelnen Mitgliedsstaaten gelten­
den Prioritäten beschlossen wer­
den. Die gemeinschaftlichen För­
derungsmaßnahmen einschließ­
lich der Netzwerkkosten werden 
durch das Programm-Budget finan­
ziert. 
In der Bundesrepublik Deutsch­
land stehen keine gesonderten Mit­
tel zur Finanzierung von EURO­
TECNET-Projekten bereit. Viel­
mehr können und sollen bereits mit 
öffentlichen Mitteln geförderte Pro­
jekte bzw. Modellversuche in der 
beruflichen Bildung in das Netz­
werk einbezogen werden, wenn 
sie den Leitlinien des Rates für das 
Programm entsprechen. 5) 

Auswahlkriterien neben den oben 
genannten allgemeinen Zielsetzun­
gen und der Orientierung an den 
Leitlinien lt. Art. 4 des Ratsbe­
schlusses sind: 
- Orientierung an dem Bedarf 

nach neuen Qualifikationen; 
- Beitrag zur Behebung regiona­

ler Ungleichgewichte; 
- Klare Definition der Zielgrup­

pe(n); 
- Eignung für Veranschauli-

chungszwecke und Übertrag­
barkeit, d. h., Projekte müssen 
eine nachvollziehbare Arbeits­
und Zeitplanung haben (opera­
tional sein); in der Lage sein, we­
sentliche Aspekte ihrer Arbeits­
weise zu erläutern; am Pro­
gramm ausdrücklich teilnehmen 
dürfen (entsprechende Zusage 
der verantwortlichen Stellen); in 

der Lage sein, sich an der Ver­
breitung der Ergebnisse zu be­
teiligen; innerhalb der Mit­
gliedsstaaten und unter ihnen 
übertragbar sein. 

- Beitrag zur Weiterentwicklung 
der Berufsbildungspolitik 1m 
Sinne des Ziels des Programms. 

Für die Bundesrepublik Deutsch­
land wurden der Kommission die 
Beibehaltung eines Projektes aus 
dem EUROTECNET-Programm I 
sowie für die erste Beratungsrunde 
Ende 1990 zehn neue Projekte vor­
geschlagen. Die Vorhaben bezie­
hen sich sowohl auf die berufliche 
Aus- als auch Weiterbildung. Sie 
decken die Leitlinien in Art. 4 des 
Ratsbeschlusses ab. Thematisch 
sind sie drei Schwerpunkten zuzu­
ordnen: 
- Methodische Ansätze des 

selbstgesteuerten projektorien­
tierten Lernens bei der Einfüh­
rung neuer Technologien; Self­
Learning-Competency in Grup­
penarbeit; neue Rolle des Aus­
bilders. 

- Einführung vernetzter, rechner­
gestützter Informationssysteme 
im Betrieb; Qualifizierung für 
CIM-Lösungen u. a. in mittelstän­
dischen Unternehmen. 

- Interaktive, offene Lernsysteme 
einschließlich CBT im Zuge des 
selbstgesteuerten handlungs­
orientierten Lernens. 

Die Entscheidung der Kommission 
über die Aufnahme dieser vorge­
schlagenen Projekte wird nunmehr 
für März 1991 erwartet. 
Parallel hierzu besteht die Mög­
lichkeit, für die zweite Beratungs­
runde bis März 1991 weitere Pro­
jektvorschläge über den oben ge­
nannten Weg einzureichen. Die für 
die zweite Beratungsrunde vorge­
sehenen Vorschläge sollen insbe­
sondere bisher noch weniger ver­
tretene Bereiche, Zielgruppen und 
inhaltliche Schwerpunkte abdecken. 

Anmerkungen 

') Zu den allgemeinen Gründen für das Programm 
EUROTECNET vgl. den Beschluß des Rates vom 
18. 12. 1989 über ein Aktionsprogramm zur För­
derung von Innovationen in der Berufsbildung in 
der Folge des technologischen Wandels in der 
Europäischen Gemeinschaft (EUROTECNET); 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 
L 393, 32. Jg., 30. Dez. 1989, S. 29 ff. 

BWP 2/91 



THEMENSCHWERPUNI{T 

2) Ebenda. 

') Vorabkopie der deutschen Fassung vom 7. 12. 90 
eine r von der Kommission vorbereiteten Kurz­
information zum EUROTECNET-Programm. 

4) VADEMECUM zum EUROTECNET-Programm 
in der Fassung vom Mai 1990, vorgelegt von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
- Task Force Human Ressources, Erziehung, 
Bildung und Jugend - Dok. TFRH I U 3 / 264 I 90, 
S. 9. Die Fragen entsprechen den Leitlinien in 
Art . 4 des Ratsbeschlusses. 

') Vgl. Art. 4 des Ratsbeschlusses vom 18. 12. 1989, 
a. a. 0. 

Weite re Informationen und Auskünfte sind zu er­
halten übe r: 
Christel Alt (Nationale Koordinie rungsstelle für 
EUROTECNET), Bundesinstitut für Berufsbildung, 
Ab t. 2.3,Fehrbelliner Platz 3, W-1000 Berlin 31, Tel. : 
(0 30) 86 83-3 50 
Dieter Lellmann (Nationaler Koordinator für EURO­
TECNET), Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft , Ref. III B 3, Heinemannstraße 2, 
W-5300 Bonn 2, Tel.: (02 28) 57-21 62 

Berufsbildungsdiskussion in den Niederlanden: 
Selbständige Berufsschulzentren 
und mehr Verantwortung für die Betriebe 
Jochen Reuling 

Die berufliche Erstausbildung ist in 
den Niederlanden bislang vor al­
lem staatlich organisiert. Der über­
wiegende Teil der Jugendlichen 
wird in schulischen Berufsbil­
dungsgängen unterschiedlichen 
Niveaus und unterschiedlicher 
Länge ausgebildet, wobei teilweise 
auch betriebliche Praktika zwi­
schengeschaltet werden. In den 
letzten Jahren hat allerdings auch 
das Lehrlingswesen quantitativ 
und qualitativ an Bedeutung ge­
wonnen. Die Auszubildenden be­
suchen in der Regel einen Tag die 
Berufsschule und werden die rest­
liche Zeit in Betrieben ausgebildet. 

Je nach Abschlußniveau haben die 
Ausbildungsgänge im Lehrlings­
wesen eine Dauer von zwei bis ma­
ximal vier Jahre. Schließlich gibt es 
noch verschiedene Teilzeitausbil­
dungen für bereits Beschäftigte so­
wie berufsbezogene Schulungs­
maßnahmen für arbeitslose Ju­
gendliche oder junge Erwachsene. 

Schon seit geraumer Zeit werden 
quantitative und qualitative Mängel 
des Berufsbildungssystems sicht­
bar, die von den bildungspolitisch 
Verantwortlichen als strukturell 
und sich als in der Zukunft noch 
verschärfend angesehen werden. 
Genannt werden in diesem Zusam­
menhang: 
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- Relativ sinkende Attraktivität 
der Berufsbildungsgänge durch 
Höherbewertung allgemeiner 
Bildungsgänge; 

- mangelnde Attraktivität der Be­
rufsbildung für Jugendliche aus 
ethnischen Minderheiten; 

- zeitaufwendige Umwege der 
Schüler und Studenten im Bil­
dungssystem aufgrund mangel­
hafter Abstimmung der ver­
schiedenen Ausbildungsgänge; 

- Abbrecherquoten in den Voll­
zeitberufsausbildungsgängen 
von 35-40 Prozent; 

- zu wenig Absolventen in ge­
werblich-technischen Fächern 
sowie im Bereich kommerzieller 
Dienstleistungen; 

- mangelnde Flexibilität bei der 
Gestaltung der Ausbildungsin­
halte, teils auch aufgrund veral­
teter Ausstattung der Berufs­
schulen; 

- unzureichende institutionelle 
Beziehungen zwischen Berufs­
schulen und Arbeitswelt; 

- finanzielle Restriktionen des 
Staates im Hinblick auf die quan­
titative Ausweitung und qualitati­
ve Verbesserung der Berufsaus­
bildung. 

Im Mai 1990 wurden weitreichende 
Reformvorstellungen einer von der 
niederländischen Regierung ein­
gesetzten Beratungskommission 

veröffentlicht. Die Regierung über­
nahm in ihrer Antwort von Oktober 
1990 einen großen Teil dieser Vor­
schläge. Zentrale Punkte sind: 
- Anhebung des beruflichen und 

allgemeinen Bildungsniveaus, 
mindestens bis zu einer auf dem 
Arbeitsmarkt bzw. für die Be­
rufslaufbahn verwertbaren 
, ,Startqualifikation' '; 

- Vergrößerung der Selbständig­
keit und der betriebswirtschaft­
liehen Professionalität der zu re­
gionalen Zentren zusammenge­
faßten Berufsschulen und ande­
ren Ausbildungsinstitutionen; 

- Dualisierung der beruflichen 
Ausbildungsgänge und Verbes­
serung der institutionellen Zu­
sammenarbeit zwischen Berufs­
schulen und Betrieben. 

Aus internationaler Perspektive 
verdienen die beiden zuletzt ge­
nannten Punkte besonderes Inter­
esse, da sie - wenn sie realisiert 
werden können - eine wichtige 
Veränderung des niederländi­
schen Berufsbildungssystems be­
deuten würden. Die Schaffung 
eines breiten, flexiblen und effi­
zienten Berufsbildungsangebots für 
heterogene Lernergruppen macht 
nach Auffassung der Regierung au­
tonomere und nach betriebswirt­
schaftlichen Grundsätzen handeln­
de Berufsschulen notwendig. Wäh­
rend der Staat bislang sowohl die 
Zielsetzung als auch die Durchfüh­
rung der schulischen Berufsbil­
dung plante, soll er sich in Zukunft 
auf zwei Aufgaben beschränken: 
Erstens auf die Festlegung der an­
gestrebten Resultate von Berufsbil­
dung, ausgedrückt in Zugänglich­
keit zu einem breiten Angebot, in 
Ertrag und in globalen Lernzielen 
mit landesweiter Geltung. Zweitens 
soll er das Verfahren festlegen, wie 
seine Verantwortlichkeit für die 
Qualität der Berufsausbildung un­
ter Mitwirkung der verschiedenen 
Betroffenen sichergestellt werden 
kann. Die Berufsschulen sollen hin­
gegen das Recht haben, die Wahl 
und Ausgestaltung der Ausbil­
dungsprogramme, die Investitions­
entscheidungen hinsichtlich Perso­
nal, Ausstattung und Gebäude so­
wie der Arbeitsbedingungen für 
die Lehrer und das Schulmanage-
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ment zu bestimmen. Für die Ko­
sten, die vom Schulmanagement 
selbst beeinflußbar sind, wird vom 
Staat eine Pauschalsumme bereit­
gestellt. Kosten, die aus exogenen 
Entwicklungen wie steigenden 
Schülerzahlen entstehen, sollen 
durch zusätzliche staatliche Mittel 
aufgefangen werden. Die Schulen 
sollen auch die Möglichkeit haben, 
die Höhe des Schulgeldes selbst 
festzulegen sowie sich am Kapital­
markt zu finanzieren. 

Aus Kosten und Ertragsgründen, 
aber auch aus Gründen der Flexi­
bilisierung und der Qualität des 
Bildungsangebotes sollen die ver­
schiedenen Vollzeit- und Teilzeit­
ausbildungsgänge der beruflichen 
Erstausbildung in regionalen Be­
rufsbildungszentren zusammenge­
faßt und später auch mit berufli­
chen Weiterbildungsgängen inte­
griert werden. Um die Qualität der 
schulischen Berufsausbildung zu 
sichern bzw. die staatlichen Quali­
tätsanforderungen und Mittelver­
wendung zu kontrollieren, wird von 
der Regierung vorgeschlagen: 
Selbstevaluation der Berufsschulen 
mittels eines jährlichen Rechen­
schaftsberichts über den Ertrag 
und die Ergebnisse ihrer Tätigkeit 
sowie periodische Besuche von 
Sachverständigenkommissionen, die 
die Qualität der Schulprogramme 
auf ihren bildungspolitischen Ge­
halt bewerten sollen. 

Die zweite gravierende Neuerung 
in den Regierungsvorstellungen ist 
die Aufforderung an die Betriebe, 
eine größere inhaltliche, organisa­
torische und finanzielle Verantwor­
tung für die berufliche Erstausbil­
dung zu übernehmen. Außerdem 
sollen die Betriebe und die neuen 
Berufsschulzentren enger zusam­
menarbeiten. Vorgeschlagen wird 
in diesem Zusammenhang, daß die 
bisherigen Betriebspraktika für Be­
rufsschüler ausgeweitet und inhalt­
lich und organisatorisch verbind­
lich mit den Berufsschulen abge­
stimmt werden. Die mittelfristige 
Zielvorstellung der Regierung ist, 
daß die Berufsschulzentren eine 
breite Berufsausbildung garantie­
ren, während die Betriebe zukünf­
tig die speziellere Ausbildung 
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durchführen und den Auszubilden­
den Gelegenheit geben, Berufser­
fahrung zu sammeln. Erwartet wird 
von der Regierung, daß der zeitli­
che Anteil der betrieblichen Erst­
ausbildung zunimmt, wobei die Ko­
sten von den Betrieben getragen 
werden sollen. 

Zur Verbesserung der Ausbil­
dungsqualität wird dem Informa­
tionsaustausch zwischen Berufs­
schulen und Betrieben große Be­
deutung beigemessen. Die Weiter­
bildung der Lehrer und des Schul­
managements soll zwar einerseits 
durch den Staat (im Rahmen der 
Pauschalsummenregelung) finan­
ziert werden. Andererseits sollen 
die Lehrer aber auch regelmäßig 
Weiterbildungspraktika in den Be­
trieben absolvieren, um sich über 
neue technische, organisatorische 
und kommerzielle Entwicklungen 
zu orientieren. Im Gegenzug sollen 
die Schulen die Betriebe in Ausbil­
dungsfragen sachverständig unter­
stützen und auch die Möglichkeit 
haben, Extraeinkünfte zu erzielen. 
Da nicht jeder individuelle Betrieb 
mit den Schulen in Kontakt treten 
kann, soll ein gebündelter und 
sachverständiger Informationsaus­
tausch'in jedem Fall zwischen den 
Branchen und Schulorganisationen 
auf Landesebene und auf regiona­
ler Ebene erfolgen. 

Die Reformvorstellungen der nie­
derländischen Regierung stellen 
eine Politik dar, die nicht lediglich 
die Mängel des bisherigen Sy­
stems kurieren will. Vielmehr han­
delt es sich um einen weitergehen­
den Reformansatz, in deren Rah­
men unter anderem auch die So­
zialparteien erheblich stärker an 
Einfluß auf die Berufsausbildung 
gewinnen würden. Ob diese auf 
Deregulierung und Dezentralisie­
rung abzielende staatliche Politik 
durchsetzbar ist, ist zur Zeit noch 
nicht genau abschätzbar. Unsicher­
heiten bestehen vor allem über die 
Wirkungen der angestrebten Re­
formen und deren mögliche Folge­
probleme. Befürchtet wird, daß die 
geplanten Einschränkungen 1m 
Wachstum der staatlichen Ausbil­
dungsinvestitionen nicht durch ent­
sprechende Bildungsinvestitionen 

der Wirtschaft kompensiert wür­
den. Sowohl der Unternehmerver­
band VNO als auch die Gewerk­
schaften halten die berufliche Erst­
ausbildung primär für eine Aufga­
be des Staates, die auch von ihm 
getragen und finanziert werden 
müsse. Schul- und Lehrerorganisa­
tionen begrüßen auf der einen Sei­
te den ihnen in Aussicht gestellten 
größeren Handlungsspielraum 
Auf der anderen Seite wird von ih­
nen aber auch befürchtet, daß 
durch eine stärkere Marktorientie­
rung der Berufsbildung zukünftig 
kurzfristige Qualifikationserforder­
msse anstelle längerfristiger 
Qualifizierungs- und Entwicklungs­
perspektiven des einzelnen an Be­
deutung gewinnen könnten. Dies 
könne sich vor allem auch negativ 
auf die schon bislang benachteilig­
ten Lernergruppen auswirken. 
Eine Tendenz zu kurzfristiger Qua­
lifizierungspolitik wird von diesen 
Organisationen auch deswegen er­
wartet, weil in den geplanten regio­
nalen Planungsgremien nicht nur 
die Sozialparteien, sondern auch 
die Arbeitsverwaltungen an Ein­
fluß gewännen, deren Handeln 
eher auf die schnelle Besetzung of­
fener Stellen gerichtet ist. Insge­
samt wird in der bildungspoliti­
schen Diskussion gefragt, ob die 
Ziele eines breiten, modernen und 
wirtschaftlichen Berufsbildungsan­
gebots mit den angestrebten Re­
formmaßnahmen wirklich erreicht 
werden können oder ob sich diese 
Ziele nicht teilweise in ihr Gegen­
teil verkehren werden . Der zustän­
dige Minister für Bildung und Wis­
senschaft läßt zumindest gegen­
wärtig keinen Zweifel über die 
Richtung der von ihm angestrebten 
Berufsbildungsreform aufkommen. 
Erwartet wird jedoch, daß er in 
den Verhandlungen mit den Sozial­
parteien finanzielle Zugeständnisse 
an die Ausbildungsbetriebe zur 
Durchsetzung der Reform machen 
wird. 
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Die Veränderungen der politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebensbedin­
gungen in Polen wirken sich auf das Selbstverständnis und die Funktion der Wissenschaf­
ten, insbesondere der Arbeits- und Berufspädagogik, aus. In der Diskussion um die Grund­
sätze der Erziehungswissenschaften und um die Entwicklung einer Theorie der Berufsbil­
dung spielen in Polen auch die Erkenntnisse der christlichen Arbeitsphilosophie eine wichti­
ge Rolle. Das daraus ableitbare Verständnis von Berufsbildung, die Bestimmung neuer päd­
agogischer Ziele und deren Folgen für die Bildungseinrichtungen und das Bildungspersonal 
stehen im Mittelpunkt der Ausführungen. Die mit Blick auf den europäischen Einigungspro­
zeß geführte Diskussion in Polen widerspiegelt die Vielfalt der unterschiedlichen Entwick­
lungen in der (beruflichen) Bildung in Europa. (Die Redaktion) 

Probleme der Berufsbildung in Polen in der Zeit 
des Regierungs-, Wirtschafts- und Bildungswandels 
Zygmunt Wiatrowski*) 

In Polen und auch in anderen Län­
dern der ehemaligen sozialisti­
schen Gemeinschaft hat eine im­
mer kühnere und bedeutendere 
Periode des revolutionären Regie­
rungs-, Wirtschafts- und Bildungs­
wandels begonnen. Das politische 
und gesellschaftlich-ökonomische 
System ändert sich. Es kommt zu 
Veränderungen der Prinzipien, 
nach denen die Wirtschaft funktio­
niert, sowie zu einem Wandel der 
menschlichen Anschauungen und 
ihrer Wertungssysteme. Unsere 
ganze Wirklichkeit ändert sich. 
Der Gedanke über Europas Verei­
nigung unter polnischer Beteili­
gung begleitet uns. 

In diesen neuen Bedingungen un­
seres Wissenschafts- und Bildungs­
wirkens wird eine völlig neue Ein­
stellung zur Arbeitspädagogik, ins­
besondere zu den Problemen der 
Berufspädagogik, gebraucht. Im 
Fall der Ausbildung und der beruf­
lichen Weiterbildung sind diese 
Veränderungen auch dringend er­
forderlich. 

Um welche Veränderungen 
handelt es sich? 

Die von uns bisher betriebene Bil­
dung und berufliche Weiterbildung 
waren der sogenannten sozialisti­
schen, planmäßigen Wirtschaft, die 
oft richtig begriffene Berufstätigkeit 
simulierte, angepaßt. Zum Interes­
sengegenstand der Organisatoren 
des wirtschaftlichen Lebens gehör­
ten hauptsächlich die formalen Qua-
*)Professor Dr. hab., Pädagogische Hochschule, 

Lehrstuhl für Arbeitspädagogik Bydgoszcz, Polen 
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lifikationen, die durch den Rang der 
verliehenen Diplome und Zertifikate 
definiert waren. Ziel der Berufs­
schulen war es deshalb, möglichst 
viele Diplome zu verleihen. Dabei 
wurden häufig nur Ideologie- und 
Propagandakriterien berücksichtigt. 

Der Übergang zur Marktwirtschaft 
geht vom Bedarf realen Wirkens 
und Handeins aus, der sich von an­
deren Bedarfsformen unter ande­
rem durch die Kompetenz und Kon­
kurrenz unterscheidet und in dem 
Arbeitslosigkeit nicht ausgeschlos­
sen ist. In solchem Fall müssen die 
Arbeit des Menschen und die Be­
fähigungen der Arbeiter anders 
gesehen werden. 

Im Fall der Arbeit des Menschen 
geht es darum, daß sie das Zei­
chen des subjektiven Wirkens 
trägt und nicht so wie bis heute das 
Zeichen der Befehlswirkung. Ich 
denke, daß dieser neue Stand­
punkt zur menschlichen Arbeit 
nicht nur die kapitalistischen Spiel­
regeln in Betracht ziehen sollte, 
sondern auch gewisse Anweisun­
gen der katholischen Doktrin, die 
von Papst Johannes Paulus II. in der 
Enzyklika , , Laborern exercens'' 1) 
sehr gut zum Ausdruck gebracht 
wurden. Folgende Fragmente die­
ser Enzyklika, die im Jahre 1981 
veröffentlicht wurde, versuche ich 
in Erinnerung zu bringen: 
- "Die Arbeit ist das Grundelement des 

Daseins des Menschen auf der Erde." 
- "Als ein Wesen ist dann der Mensch das 

Subjekt der Arbeit. Als das Wesen arbeitet 
er; übt verschiedene Tätigkeiten, die zum 
Arbeitsprozeß gehören, aus. Diese Tätig­
keiten dienen, ohne Rücksicht auf ihren 
Charakter, der Verwirklichung seiner 
Menschennatur und der Erfüllung der per-

sönlichen Berufung, die direkt aus dem 
Wesen der Menschennatur kommt.'' 

- "Die Arbeit ist das Gut des Menschen -
das Gut seiner Gesellschaft - denn der 
Mensch formt durch die Arbeit nicht nur 
die Natur um, paßt sie seinen Bedürfnis­
sen an, sondern er realisiert sich auch als 
Mensch, und dadurch wird er immer 
mehr ,zum Menschen'.'' 

- "Der Mensch soll arbeiten, sowohl aus der 
Rücksicht auf den Befehl des Schöpfers als 
auch aus der Rücksicht auf seine eigene 
Menschennatur, deren Erhaltung und Ent­
wicklung die Arbeit verlangt. Einfach ge­
sagt - die Arbeit ist die Pflicht des Men­
schen im weitesten Sinne dieses Wortes." 2) 

Aus den zitierten Fragmenten, die 
in Polen von J. Tischner, einem ka­
tholischen Priester und Hochschul­
professor, im Rahmen der von ihm 
bearbeiteten christlichen Arbeits­
philosophie gründlich analysiert 
wurden, ergibt sich eindeutig, daß 
es sich vor allem um die subjektive 
Behandlung der menschlichen Ar­
beit handelt. Wenn das richtig ist, 
so muß sich in dem von uns ent­
wickelten Verständnis von Berufs­
bildung viel ändern. Der Prozeß 
der Bildung ist vor allem als sub­
jektive Behandlung des Schü­
lers / Auszubildenden zu verste­
hen. Ziel der Erziehung ist es, daß 
jeder Schüler I Auszubildende der 
Berufsschule bewußt und gesell­
schaftlich aktiv auftritt und seinen 
Platz in der Schule sowie seine 
Möglichkeiten und Aufgaben im 
Beruf kennt. Auch der Lehrer soll 
subjektiv behandelt werden; man 
sollte ihm die Arbeitsmöglichkeit 
bieten, daß er immer und überall 
er selbst bleiben kann und daß er 
seine pädagogische Tätigkeit ent­
sprechend seinem Interesse und 
seiner Vorbereitung und nicht auf 
der Grundlage von Befehlsemp­
fang ausführen kann. 

In einem weiter gefaßten Sinne soll­
te die Berufsbildung so organisiert 
werden, daß die Absolventen auf 
eine kompetente und verantwor­
tungsvolle Ausführung der Aufga­
ben im Rahmen der Marktwirtschaft 
vorbereitet werden. Man erwartet, 
daß sie in jeder Berufssituation eine 
nachdenkliche, forschende und 
schöpferische Innovationshaltung 
einnehmen. Es kommt darauf an, 
daß die Jugend nicht nur die forma­
len, sondern auch die wirklichen 
Befähigungen besitzt. Dazu gehören 
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die moralischen und bürgerlichen 
sowie die körperlichen und ge­
sundheitlichen Befähigungen, aber 
mehr als bisher die richtig begriffe­
nen beruflichen Qualifikationen, 
die durch das Wissensniveau, 
durch die Fähigkeiten und Berufs­
motivation bestimmt werden. 3) 

In der neuen, höheren Organisie­
rung des ökonomischen Lebens 
gewinnen nur die beruflichen Qua­
lifikationen von hohem Rang an Be­
deutung, die im Konkurrenzwirken 
entscheidend sein werden. 

Und so kommen wir an den Punkt, 
wo wir die Entwicklungsbedingun­
gen der Pädagogik in der neuen 
Wirtschafts- und Regierungssitua­
tion bestimmen müssen. Ohne Zwei­
fel entstehen große Chancen der 
Entwicklung, aber unter einer Be­
dingung, alle Bildungstätigkeiten 
dem, was in unserer Wirklichkeit 
das Neue darstellt , unterzuordnen. 
Es geht hier um die neuen Ziele 
und Bildungsaufgaben im Geiste 
der 90er Jahre und der Jahrhun­
dertwende. In Polen verbreitet sich 
die Überzeugung, daß man die 
Ziele der Schulausbildung gleich­
zeitig auf die Erziehung des Men­
schen, des Bürgers und des Arbei­
ters zurückführen kann und soll. 
Man stellt dabei fest, daß diese 
Chance nur durch die Vergesell­
schaftung der Schule erfüllt wer­
den kann. In den letzten zwei Jah­
ren wurde über die Vergesell­
schaftung viel diskutiert und be­
richtet. Und das ist nicht zufällig, 
denn wir berühren wirklich das 
wichtigste Problem der zeitgenös­
sischen Ausbildung. Es geht doch 
darum, daß die ganze Bildungstä­
tigkeit mehr subjektiv betrachtet 
werden kann. Die vergesellschaf­
tete Schule ist eine solche Bildungs­
institution, die das Gebilde der 
bewußten Gesellschaft darstellt 
und dieser Gesellschaft dient. Ein 
Ideal der Vergesellschaftung ist 
die Situation der äquivalenten Ver­
gegenständlichung von vier Sub­
jekten, die ein System der verein­
ten, geschlossenen Kräfte bilden, 
die für das richtige Funktionieren 
der Bildungslösungen und Bil­
dungswerte verantwortlich sind. Es 
sind folgende : 
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-die Kinder, die Jugend und an­
dere Lernende, für die ihre Er­
ziehung zum Synonym ihrer ge­
sellschaftlichen und persönli­
chen Entwicklung wird; 

- die Lehrer und Erzieher, die 
durch ihre Befähigungen, ihre 
Selbständigkeit und Verantwor­
tung die Bildungsprobleme und 
Aufgaben übernehmen und lö­
sen; 

- die Eltern, die Interesse daran 
haben, ihre Kinder zu würdigen 
und zu braven Vertretern der 
bürgerlichen Gesellschaft, zu 
gebildeten und aktiven Mitglie­
dern dieser Gesellschaft und zu 
ehrlichen und schöpferischen 
Arbeitern von unterschiedli­
chen Arbeitsstellen zu erziehen 
und auszubilden; 

-das regionale Umfe ld und die 
Struktur der vorhandenen Beru­
fe, die den Bildungsbereich ent­
sprechend prägen. Die hier be­
tonten Eigenschaften der Verge­
sellschaftung der Schule kom­
men im uns interessierenden Be­
reich der Berufsschule in sehr 
breitem Maße zur Anwendung. 

In meinen bisherigen Ausführungen 
habe ich die Aufmerksamkeit vor al­
lem auf die Berufsschule und auf 
die dort lernende Jugend konzen­
triert. Jedoch ist auch der Lehrer 
eine nicht minder wichtige Person, 
denn von ihm ist die erwünschte 
Form und die Modernisierung der 
didaktisch-erzieherischen Tätigkeit 
abhängig. Im Fall des Berufsschul­
wesens werden das die Lehrer der 
allgemeinbildenden Fächer, die 
Lehrer der theoretischen und der 
praktischen Berufsausbildung sowie 
die Lehrer für die Erziehungstätig­
keit sein. In der Bildung und Weiter­
bildung der Lehrer finden die Ein­
stellung und die Lösungen, durch 
die jeder Lehrer zum wahren Orga­
nisator des Lernprozesses und der 
Arbeit der Jugend in den Berufs­
schulen wird, immer mehr Beach­
tung - und dies obwohl uns die Ten­
denz zur Abschwächung der Rolle 
des Lehrers und sogar zur Vernei­
nung der positiven Rolle der Schule 
gut bekannt ist. Aber wir denken re­
al, und deswegen steht der Lehrer 
im Mittelpunkt unseres Interesses. 
Die weiteren Erwägungen zu die-

sem Thema sind in meiner Arbeit: 
Lehrer der Berufsschule - einst -
heute- morgen4) nachzulesen. 

Die bisher dargestellten Probleme 
der Berufsausbildung in Polen wur­
den schon 1988 entsprechend den 
neuen Zeiten herausgearbeitet. Sie 
wurden während der Internationa­
len Wissenschaftskonferenz in Byd­
goszcz zum 75. Geburtstag von Ta­
deusz Nowacki, der die Theorie 
der Berufsausbildung und der Ar­
be itspädagogik in unserem Lande 
geschaffen hat, diskutiert. An die­
ser Konferenz nahmen unter ande­
rem die Vertreter der Institute für 
Berufsbildung in Leningrad, Prag, 
in Ost- und Westbe rlin teil. Diese 
Konferenz wurde durch die Veröf­
fentlichung "Grundideen und Lehr­
sätze der Arbeitspädagogik und ih­
re Perzeption und gesellschaftliche 
Realisierung'' 5) - dokumentiert. 

Seit diesem Treffen sind zwei Jahre 
vergangen, und vieles hat sich ge­
ändert. Trotzdem sind die Gedan­
ken und Feststellungen, die geäu­
ßert wurden, immer wieder aktuell. 
Und das ist kein Zufall. Schon da­
mals beschäftigten wir uns mit der 
neuen Denkweise, die unser Bestre­
ben nach Veränderungen wider­
spiegelte. Dieser Wandel ist heute 
Tatsache geworden. Zur Zeit ent­
steht die neue Regierungs- und Ge­
sellschaftswirklichkeit. Aus dieser 
Entwicklung erwachsen für die Be­
rufsbildung immer neue Aufgaben. 
In Warschau wird das Institut für 
Berufsbildung aufgelöst. Das klingt 
paradox. Wir hoffen, daß uns die 
Kontakte mit dem Berliner Institut 
bei der Lösung unserer Aufgaben 
helfen werden. 

Anmerkungen 
1) Johannes Paulus I! .: Laborern exercens. Zum Ar­

beiten berufen. Kommentar unter Redaktion 
vom Priester ]. Krucina. Wroclaw 1983. Die Aus­
gabe des Erzbistums-Verlags in Wroclaw. 
Siehe auch: Wiatrowski, Z.: Arbeitspädagogik 
im Abriß. Warszawa 1985, PWN. 
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Arbeitspädagogik im Abriß. a. a . 0. 

3) Nowacki, T. : Ausbildung und Weiterbildung der 
Arbeiter. Warszawa 1983, PWN. 
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Auswirkungen neuer Technologien auf 
die Strukturen überbetrieblicher Berufsbildungs­
stätten des Handwerks 
Klaus Berger, Ulrich Schöpke 

Ein Blick in die Lehrgangsprogramme überbetrieblicher Berufsbildungsstätten (ÜBS) des 
Handwerks zeigt, daß sich die Vermittlung neuer Technologien in vielen Handwerksbil­
dungsstätten in zunehmendem Maße zum festen Bestandteil des Lehrgangsangebots ent­
wickelt hat. Ohne diese Bildungsangebote könnte das Handwerk den gestiegenen Qualitäts­
anforderungen an die Aus- und Weiterbildung kaum mehr gerecht werden. Bei der Erfül­
lung ihres Bildungsauftrages werden die ÜBS durch Mittel der öffentlichen Hand finanziell 
unterstützt. So förderte auch das BIBB die kostenintensive Ausstattung der ÜBS mit neuen 
Technologien aus Finanzmitteln des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft. 

Ausgehend von der These, daß mit der Einführung neuer Technologien in den ÜBS des 
Handwerks ein Strukturwandel in diesen Bildungsstätten verbunden ist, führte das BIBB ein 
Forschungsprojekt zur Untersuchung dieses Strukturwandels und der damit zusammenhän­
genden Probleme durch. 1) Die wichtigsten Projektergebnisse werden in diesem Beitrag 
für die konstitutiven Elemente einer ÜBS, wie Ausstattung, Lehrgänge, Ausbilder, Manage­
ment und Aufgaben im Bereich des Technologietransfers dargestellt. 

Klaus Berger 
Diplom-Pädagoge in der Abteilung 6.1 "Bildungs­
ökonomie' ' des Bundesinstituts für Berufsbildung 
in Bonn; Arbeitsschwerpunkt: Kosten und Nutzen 
beruflicher Weiterbildung. 

Grundlage der hier vorgestellten 
Ergebnisse sind mehrstündige 
Interviews (Befragungszeitraum: 
IV I 1988 bis I/ 1989) mit Leitern und 
Ausbildern von 26 ÜBS des Hand­
werks, die bereits in größerem Um­
fang neue Technologien einsetzen 
und seit mehreren Jahren Erfah­
rungen auf diesem Gebiet gesam­
melt haben. Stellvertretend für das 
breite Spektrum der neuen Tech­
nologien wurden dabei vier - in 
den ÜBS relativ häufig anzutreffen­
de - Technologiebereiche ausge­
wählt: EDV, CAD, CNC und SPS. 2) 

Erste Zwischenergebnisse und 
hieraus abgeleitete Vorschläge zur 
Unterstützung der Einführung neu-

BWP 2/91 

Ulrich Schöpke 
Referent für die Vorhabenplanung im Hochschul­
bau im Bundesministerium für Bildung und Wis­
senschaft in Bonn. 

er Technologien in den ÜBS wur­
den nach der Interviewphase in 
Form eines Thesenpapiers den Lei­
te rn der befragten ÜBS auf einem 
Workshop zu einer kritischen 
Überprüfung vorgelegt. Damit soll­
te den ÜBS-Leitern eine Rückmel­
dung über den Stand des For­
schungsprojektes gegeben und si­
chergestellt werden, daß die aus 
den Befragungsergebnissen abge­
leiteten Schlußfolgerungen auch 
tatsächlich die wesentlichen Pro­
bleme bei der Einführung neuer 
Technologien in den ÜBS praxisbe­
zogen aufgreifen. Die Anregungen 
der ÜBS-Leiter konnten damit bei 
der weiteren Auswertung der Be­
fragungsergebnisse berücksichtigt 
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werden. Die wesentlichen Projekt­
ergebnisse sind im folgenden zu­
sammenfassend dargestellt. 

Ausstattung 

Die untersuchten vier Technologie­
bereiche zeichnen sich - wie fast 
alle übrigen, auf Mikroelektronik 
beruhenden, technischen Entwick­
lungen - durch kurze Produktzy­
klen aus. Bei der Entscheidung, 
neue Technologien in das Lehr­
gangsangebat aufzunehmen, müs­
sen deshalb neben den hohen Ko­
sten für die Erstausstattung von 
Werkstätten auch kostenintensive 
Anpassungsinvestitionen berück­
sichtigt werden, die bereits nach 
vergleichsweise kurzen Ze itabstän­
den notwendig sind. Tabelle l gibt 
einen Überblick der durchschnitt­
lichen Zeiträume, nach denen eine 
Erneuerung der Ausstattung in den 
vier Technologiebereichen erfol­
gen sollte. Nicht mehr das Funk­
tionsversagen der Maschinen und 
Geräte ist hierbei ausschlagge­
bend, sondern deren schnelle 
technologische Veralterung. 

Der Einstieg in neue Technologien 
ist nicht nur kostenintensiv (vgl. Ta­
belle 2), sondern auch mit höherem 
finanziellen Risiko verbunden. Dies 
gilt insbesondere für Neue-Tech­
nologie-Bereiche, mit deren ver­
stärktem Einsatz im Handwerk erst 
in einigen Jahren gerechnet wer­
den kann, denn in diesen Fällen 
muß zunächst noch mit einer gerin­
geren Werkstattauslastung kalku­
liert werden. Erfahrungsgemäß 
können die Ausstattungen nach der 
Installation auch nicht unmittelbar 
für den Lehrgangsbetrieb einge­
setzt werden, da für die volle Be­
triebsbereitschaft zunächst ange­
messene Erprobungsphasen zu 
berücksichtigen sind. 

Auch bei eingespieltem Lehr­
gangsbetrieb erfordert der kompli­
zierte Lernstoff aus pädagogischen 
Gründen kleinere Gruppen mit ca. 
zehn bis zwölf Teilnehmern, um die 
vorgegebenen Lernziele effektiv 
erreichen zu können. Werden da­
bei die, im Vergleich zu "norma-
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Tabelle 1: Durchschnittliche Zeitabstände für Anpassungsinvestitionen 

EDV Hardware 3,8 Jahre 
Software 1,8 Jahre 

CAD Hardware 3, 5 Jahre 
Software 1,5 Jahre 

CNC Maschinen 6,4 Jahre 
Steuerung 3,2 Jahre 
Programmie rung 2,1 Jahre 

SPS Steuerungseinheit 3,2 Jahre 
Programmierungsgeräte 3,4 Jahre 

Tabelle 2: Durchschnittliche Ausstattungskosten 3) für Neue-Technologie­
Werkstätten mit 12 Teilnehmerplätzen 

EDV-Werkstatt 

CAD-Werkstatt 

CNC-Werkstatt 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ca. 120.000,- DM 

SPS-Werkstatt 

len'' Lehrgängen, um durchschnitt­
lich ein Drittel höheren Durchfüh­
rungskosten berücksichtigt, so kön­
nen den kleineren Teilnehmer­
gruppen kostendeckende Lehr­
gangsgebühren häufig nicht in 
Rechnung gestellt werden. Ein 
Überschreiten der ,.Schmerzgren­
ze'' von 10,- DM bis 12,- DM Teil­
nahmegebühr pro Lehrgangsstun­
de würde nach Angaben der ÜBS­
Leiter zu einer rapiden Abnahme 
der Teilnahmebereitschaft führen. 
Die Kosten werden daher teilweise 
durch eine Umlage auf das Ge­
samtlehrgangsangebot gedeckt. In 
einigen Fällen werden Teilnehmer­
gruppen aus diesen ökonomischen 
Gründen auch über die pädago­
gisch optimale Gruppenstärke hin­
aus aufgestockt. Eine zufrieden­
stellende Lösung ist hier noch nicht 
gefunden. Bisher blieben die Lehr­
gangsgebühren unterhalb der er­
wähnten ,.Schmerzgrenze". So la­
gen die Teilnehmergebühren für 
die Lehrgänge zur fachtechni­
schen Weiterbildung durchschnitt­
lich bei 9,50 DM pro Stunde. 

Mit den untersuchten Technologie­
bereichen haben die Handwerks­
bildungsstätten einen Einstieg auf 
dem Gebiet der neuen Technola­
gien vollzogen. Nach Aussagen der 
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ca. 300.000,- DM 

ca. 500.000,- DM 

ca. 240.000,- DM 

befragten ÜBS-Leiter werden in 
den kommenden Jahren weitere 
Bereiche wie z. B. CIM, Lasertech­
nik, Robotertechnik sowie Umwelt­
und Energietechnik für die ÜBS an 
Bedeutung gewinnen. 4) Die bisher 
gewonnenen Erfahrungen sollten 
daher bei der weiteren Einführung 
neuer Technologien genutzt 
werden. 

Lehrgänge 

Traditionelle Lehrmethoden des 
Handwerks, die primär auf Beob­
achtung und praktischem Nachma­
chen basieren, können bei Neue­
Technologie-Lehrgängen nicht 
mehr eingesetzt werden. Die kom­
plexen und dabei wenig anschauli­
chen Sachverhalte auf dem Gebiet 
der neuen Technologien erfordern 
vielmehr eine professionelle Aus­
arbeitung von Lehrgangskonzep­
ten und -medien. Neben den fach­
technischen Aspekten muß hier 
der pädagogischen und didak­
tisch-methodischen Seite der Lehr­
gangsgestaltung hohe Aufmerk­
samkeit gewidmet werden. 

Zur Auslastung der kostspieligen 
Neue-Technologie-Werkstätten müs-

sen die ÜBS des Handwerks mit ei­
nem breitgefächerten, modular auf­
gebauten Lehrgangsangebot und 
der Vergabe anerkannter Lehr­
gangsabschlüsse unterschiedlich 
vorgebildete Teilnehmerkreise an­
sprechen. Die Befragung ergab, 
daß die Entwicklung solcher Lehr­
gangssysteme häufig regional be­
grenzt auf einzelne Kammerbezirke 
und in sehr unterschiedlichem Aus­
maß stattgefunden hat. So werden 
beispielsweise für SPS-Technik -
neben den zahlreichen Kursen oh­
ne anerkanntem Abschluß - einige 
sehr umfangreiche Lehrgangsrei­
hen angeboten, die über verschie­
dene Zwischenqualifikationen zu 
anerkannten Zertifikaten führen. 
Die Abschlüsse dieser Lehrgangs­
systeme sind jedoch wegen der un­
terschiedlichen Lehrgangsdauer 
und inhaltlichen Schwerpunkte nur 
bedingt vergleichbar. So wird z. B. 
eine Lehrgangsreihe mit 1320 Lehr­
gangsstunden und dem Abschluß 
,.Fachmann für Steuerungs- und Re­
gelungstechnik'' angeboten, wäh­
rend eine andere ÜBS eine SPS­
Lehrgangsreihe mit 364 Stunden an­
bietet, die zum Abschluß ,.Steue­
rungsfachmann' ' führt. In welchem 
Ausmaß die vermittelten Qualifika­
tionen sich unterscheiden, läßt sich 
aufgrund der vergebenen Ab­
schlußzertifikate nicht eindeutig 
feststellen. 

Auch auf den anderen Technolo­
giegebieten kam es zur Entwick­
lung von anerkannten, aber je nach 
Kammerbezirk sehr unterschied­
lichen Lehrgangszertifikaten (vgl. 
auch die Computerscheine der 
Handwerkskammer in Oberbayern 
und die EDV-Fachkraftabschlüsse 
anderer Kammern) . Eine stärkere 
Vereinheitlichung der Lehrgangs­
abschlüsse wird jedoch gerade vor 
dem Hintergrund des künftigen 
EG-Binnenmarkts für notwendig 
erachtet. Dabei wird zu bedenken 
gegeben, daß auch bundeseinheit­
liche Rahmenlehrgänge den ÜBS 
unbedingt genügend Spielraum für 
eine Anpassung an die jeweiligen 
Bedingungen vor Ort ermöglichen 
müssen. 

Eine bereits schon sehr weitgehen­
de regionale Vereinheitlichung von 
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Lehrgangskonzepten und -Zertifika­
ten erfolgt beispielsweise durch 
die Zentralstelle für Weiterbildung 
im Handwerk für die Handwerks­
kammern in Nordrhein-Westfalen. 
Die hier praktizierte arbeitsteilige 
Kooperation von ÜBS untereinan­
der wird zunehmend notwendig, 
weil die Lehrgangsentwicklung für 
die verschiedenen Technologiebe­
reiche durch eine einzelne ÜBS zu 
einer spürbaren zeitlichen, finan­
ziellen und personellen Belastung 
führt. Die Zuständigkeit für dieses 
Arbeitsgebiet liegt in der Regel 
bei den Ausbildern der ÜBS, die 
damit vielfach auch überregional 
in Arbeitskreisen an der Lehrgangs­
entwicklung beteiligt sind. Beispie­
le hierfür sind der Arbeitskreis der 
Landesinnung des Elektrotechni­
schen Handwerks in Baden-Würt­
temberg, der Arbeitskreis "Neue 
Technologien'' der Handwerks­
kammer für Oberbayern sowie der 
Weiterbildungsverbund zwischen 
den ÜBS der Kammern von Harn­
burg, Hannover und Hildesheim. 

Die Praxis zeigt, daß die bisher 
entwickelten Neue-Technologie­
Lehrgänge weitgehend die Nach­
frage von Weiterbildungsteilneh­
mern abdecken, die neben ihrer 
Berufstätigkeit einen anerkannten 
Fortbildungsabschluß anstreben. 
Die Nachfrage bei Abend- und 
Wochenendlehrgängen liegt da­
durch häufig deutlich höher als bei 
Lehrgängen im Tagesbetrieb. Erst 
in Ansätzen bestehen Lehrgangs­
konzepte, die insbesondere auf die 
Freistellungsmöglichkeiten für Be­
schäftigte in Klein- und Mittel­
betrieben des Handwerks zuge­
schnitten sind. Von der noch zu lei­
stenden Entwicklung solcher hand­
werksadäquater Lehrgangsange­
bote wird erwartet, daß sie die bis­
her sehr unterschiedlich ausge­
prägte Akzeptanz der neuen Tech­
nologien im Handwerk erhöhen 
und damit auch die Tagesausla­
stung der Neue-Technologie-Werk­
stätten in den ÜBS verbessern kön­
nen. 

Der Anteil der Neue-Technolo­
gie-Lehrgänge am Gesamtlehr­
gangsangebot war mit durch­
schnittlich 16 Prozent geringer als 
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dies in den gerade wegen ih­
rer Neue-Technologie-Erfahrungen 
ausgewählten ÜBS zunächst vermu­
tet wurde. Mit 89 Prozent handelt es 
sich hierbei schwerpunktmäßig um 
Maßnahmen zur beruflichen Wei­
terbildung, die sich in Meistervor­
bereitungskurse (10 Prozent), Um­
schulungen (9 Prozent), "fachtech­
nische Fortbildung'' (52 Prozent), 
Kurse für Entscheiderwissen sowie 
Sonstige (18 Prozent) aufteilen. Für 
die Lehrgänge zur überbetriebli­
chen Ausbildung zeichnet sich ab, 
daß auch hier die Vermittlung der 
neuen Technologien (bisher bei 11 
Prozent) - beispielsweise durch 
die Neuordnung der Metall- und 
Elektroberufe - verstärkt an Be­
deutung gewinnen wird. 

Ausbilder 

Der Tätigkeitsbereich des ÜBS­
Ausbilders erhält mit den neuen 
Technologien zusätzliche Aufga­
benschwerpunkte. Hierzu gehören 
beispielsweise Aufgaben der Aus­
stattungsplanung, Erprobung neu­
er Hard- und Software, komplizier­
te Wartungsroutinen sowie die 
Lehrgangsentwicklung und Me­
diengestaltung. Der hierfür erfor­
derliche und gerade in der Neue­
Technologie-Einstiegsphase häufig 
unterschätzte Arbeitsaufwand wur­
de dabei mit sehr viel Eigeninitiati­
ve und nur unter hohem Einsatz 
der persönlichen Freizeit der Aus­
bilder bewältigt. Dies kann aller­
dings keine Dauerlösung sein, da 
schon allein der künftig notwendi­
ge Weiterbildungsbedarf im Be­
reich der neuen Technologien pro 
Ausbilder und Jahr mit zwei bis fünf 
Wochen - und damit deutlich hö­
her als in den früheren Jahren -
veranschlagt wird. 

Über die Notwendigkeit einer re­
gelmäßigen fachtechnischen Wei­
terbildung hinaus wird zunehmend 
auch die Bedeutung der berufs­
pädagogischen Weiterbildung für 
die Ausbilder erkannt. Die Verant­
wortung der Neue-Technologie­
Ausbilder für die Entwicklung der · 
Lehrgänge setzt die Fähigkeit vor­
aus, die fachtechnischen Inhalte in 

ein methodisch-didaktisch sinnvol­
les Lehrgangskonzept umzusetzen 
und für sehr unterschiedliche Teil­
nehmerkreise vermitteln zu kön­
nen. Die Mehrzahl der Schulungs­
angebote, die für die Ausbilder­
weiterbildung in Betracht kommen, 
werden diesen gestiegenen be­
rufspädagogischen Anforderun­
gen nicht immer gerecht, da sie 
sich in der Regel nicht an Ausbil­
der, sondern an reine Anwender 
der neuen Technologien richten. In 
einem Teil der befragten ÜBS wer­
den bereits verschiedene Ansätze 
zur Intensivierung der berufspäd­
agogischen Fortbildung der Aus­
bilder praktiziert. Ein Beispiel hier­
für ist der Modellversuch "Perma­
nente Selbstqualifikation der Aus­
bilder'', der im Technologie- und 
Berufsbildungszentrum Faderborn 
durchgeführt wird und die pädago­
gisch-didaktische Weiterbildung 
zum , , handlungsfeldorientierten 
Ausbilder'' beinhaltet. 

Die Personalausstattung der ÜBS 
ist häufig auf die neuen Aufgaben 
noch nicht hinreichend vorbereitet. 
Fehlende Planstellen haben spür­
bare Personalengpässe zur Folge, 
die durch den Einsatz von Honorar­
kräften allein nicht auszugleichen 
sind. In den untersuchten ÜBS 
wurden immerhin durchschnittlich 
45 Prozent der Neue-Technologie­
Lehrgänge von Honorarkräften 
durchgeführt. Der bei Honorar­
kräften häufig zu beobachtende 
Personalwechsel wird dabei auf 
Dauer als Hindernis für eine fach­
gerechte Wartung der komplizier­
ten Neue-Technologie-Werkstatt­
einrichtungen gesehen. 

Bei den festangestellten Ausbil­
dern kann eine tendenzielle Verän­
derung in der Qualifikationsstruk­
tur beobachtet werden. So wird 
der übliche Meisterabschluß bei 
den ÜBS-Ausbildern für bestimmte 
Technologiebereiche, wie z. B. CAD I 
CAM nicht mehr uneingeschränkt 
als ausreichend angesehen. Ver­
einzelt werden daher für die ge­
nannten neuen Aufgabengebiete 
Fachkräfte mit (Fach-)Hochschul­
abschluß eingestellt, die dann in 
Teamarbeit mit den Meistern eine 
Neue-Technologie-Werkstatt leiten. 
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Management 

Mit 52 Prozent entfällt der überwie­
gende Anteil der Neue-Technolo­
gie-Lehrgänge auf die bereits er­
wähnte "fachtechnische Fortbil­
dung' '. Damit hat sich in den letzten 
Jahren ein neuer Schwerpunkt im 
Lehrgangsangebot entwickelt , mit 
dem sich die ÜBS stärker als bis­
her in eine Marktkonkurrenz zu an­
deren Anbietern beruflicher Wei­
terbildungsmaßnahmen begeben 
haben. Aus diesem Grund gehört 
eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
und die Auseinandersetzung mit 
wirkungsvollen Marketing-Strate­
gien bereits zum festen Bestandteil 
der zunehmenden Management­
aufgaben von ÜBS-Leitern. 

Die Anforderungen bei der Ent­
wicklung von Neue-Technologie­
Lehrgangskonzepten hat in den 
meisten der befragten ÜBS zu neu­
en Ansätzen und Organisations­
strukturen bei der Kooperation mit 
anderen ÜBS sowie Betrieben ge­
führt. Dabei bewirkt die zuneh­
mende Konkurrenz der kommer­
ziellen Anbieter beruflicher Wei­
terbildung, daß die häufig noch be­
stehende Konkurrenzsituation der 
ÜBS untereinander in den Hinter­
grund gedrängt und eine intensive 
Zusammenarbeit im gegenseitigen 
Interesse begünstigt wird. Darüber 
hinaus erfordert die schwierige 
Prognostizierbarkeit handwerks­
relevanter Technologieentwicklun­
gen eine engere Zusammenarbeit 
mit Fachhochschulen und Universi­
täten sowie Fachinstituten. Weitere 
Kooperationsgebiete sind Fragen 
der Fachdidaktik und Teachware. 
Schließlich wird auch eine Zusam­
menarbeit mit anderen Anbietern 
beruflicher Weiterbildung in der 
eigenen Region zur gegenseitigen 
Abstimmung der Lehrgangspro­
gramme angestrebt. 

Dies alles ist ohne entsprechende 
Personalkapazitäten und Finanzmit­
tel kaum zu verwirklichen. Weil die­
se in den meisten ÜBS nicht in dem 
notwendigen Maße zur Verfügung 
stehen, befinden sich die angestreb­
ten Kooperationsvorhaben in vielen 
Fällen noch im Planungsstadium 
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Technologietransfer 

Die Kooperation mit externen Ein­
richtungen gewinnt insbesondere 
dann an Bedeutung, wenn sich die 
ÜBS selber in einer Vorre iterrolle 
auf dem Gebiet der neuen Techno­
lagien sehen. Als "Technologie­
Transfer-Zentren" (TTZ) überneh­
men sie mit umfangreichen Bera­
tungsaufgaben eine Pilotfunktion 
bei der Einführung neuer Techno­
lagien im Handwerk. 

Teilweise wird jedoch der hohe 
Anspruch dieses TTZ-Konzeptes 
relativiert , da er nur von einzelnen, 
besonders finanzstarken ÜBS qua­
lifiziert verwirklicht werden kann. 
Außerdem wird darauf hingewie­
sen, daß die technologische Ent­
wicklung in der Mehrzahl der 
Handwerksbetriebe noch nicht weit 
genug fortgeschritten ist. Für die 
kostspielige Übernahme emer 
Technologie-Transfer -Zentrum-Kon­
zeption fehlt - nach Ansicht dieser 
ÜBS - zur Zeit noch eine ausrei­
chend hohe Nachfrage durch die 
Klein- und Mittelbetriebe. Der Be­
griff des Technologie-Transfer­
Zentrums erhöht zudem die beste­
henden Hemmschwellen bei gera­
de diesem Teil der Handwerksbe­
triebe, indem bei den Betriebs­
inhabern der Eindruck erweckt 
wird , daß das Bildungs- und Bera­
tungsangebot der ÜBS eher theo­
retisch und zu wenig an der be­
trieblichen Praxis orientiert sei. 

Unabhängig vom jeweiligen Selbst­
verständnis der einzelnen ÜBS, tra­
gen die Berufsbildungsstätten aber 
schon allein durch ihr Neue-Tech­
nologie-Lehrgangsangebot und die 
hieraus entstehenden informellen 
- in ihrer praktischen Wirkung 
nicht zu unterschätzenden - Bera­
tungsaktivitäten zwischen ÜBS-Aus­
bildern und Betrieben zum Techno­
logietransfer im Handwerk wirk­
sam bei. 

Resümee 

Die Projektergebnisse zeigen, daß 
Planung und Beschaffung der 

Werkstattausstattungen in der Re­
gel ohne nennenswerte Schwierig­
keiten gemeistert wurden. Damit 
ist jedoch nur ein erster Schritt auf 
dem Weg zu einem eingespielten 
Lehrgangsprogramm getan. Die ei­
gentlichen Probleme ergaben sich 
oftmals aus dem unterschätzten 
Aufwand für die Erprobung, War­
tung und Weiterentwicklung der 
neuen Ausstattungen, dem Mangel 
an bedarfsgerechten Lehrgangs­
konzeptionen, sowie z. B. durch den 
erhöhten Weiterbildungsbedarf 
der Ausbilder. Die Einführung neu­
er Technologien stellt an die ÜBS­
internen Arbeitsbereiche, die Or­
ganisation und das Management 
deutlich veränderte Ansprüche. 
Um die Aus- und Weitbildungs­
maßnahmen in den ÜBS des Hand­
werks weiterhin erfolgreich durch­
führen zu können, müssen die hier­
für erforderlichen finanziellen, 
personellen Mittel und organisato­
rischen Rahmenbedingungen stän­
dig an neue Anforderungen ange­
paßt und bei der Förderung durch 
die öffentliche Hand 5) entspre­
chend berücksichtigt werden. Eini­
ge Vorschläge zur Verbesserung 
dieser Rahmenbedingungen sind 
im Abschlußbericht dieses For­
schungsprojektes veröffentlicht. 

Anmerkungen 

1) Schöpke, U. ; Berger, K.: Auswirkungen neuer 
Technologien auf Strukturen überbetrieblicher 
Berufsbildungsstätten des Handwerks. Berichte 
zur beruflichen Bildung, Heft ll5. Hrsg.: Bundes­
institut für Berufsbildung, Bann und Berlin 1990. 

2) Auswahl und Beschreibung der Technologiebe­
reiche fand in Zusammenarbeit mit dem Heinz­
Piest-Institut für Handwerkstechnik an der Uni­
versität Hannover statt. 

3) Diese Kostenangaben sind nicht als Richtwerte 
zu verstehen, da sie weder d ie Unterschiede bei 
den Ausstattungsanforderungen in den e inzel­
nen ÜBS noch d ie schnelle Preisentwicklung be­
rücksichtigen. 

') Vgl. auch: Heinz-Piest-lnstitut für Handwerks­
technik an der Universität Hannover (Hrsg.): 
Neue Thchnologien für das Handwerk - Vorunter­
suchung - Teilbericht II : Technologie-Transfer 
im Handwerk. Hannover, Mai 1989. 

5) Vgl.: Kielwein, K.: Förderung der Modernisie ­
rung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten. 
In: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 
Jg 19, (1990), H. 3, S. 7-10. 
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Forschen und Beraten im Modellversuch 
-Zum Umgang wissenschaftlicher Begleitung mit einem Spannungsver­
hältnis-

Bernd Helbich 

Die wissenschaftliche Begleitung in Modellversuchen hat zu forschen und zu beraten. Sie 
kann sich damit in ihrer Arbeit nicht nur auf analytische und dokumentierende Tätigkeiten 
beschränken, sondern muß sich auch in mitentwickelnde und versuchsstützende Tätigkeiten 
einbringen. Mit der Wahrnehmung von Forschungs- und Beratungstätigkeiten bewegt sich 
die wissenschaftliche Begleitung notwendigerweise immer in einem Spannungsverhältnis. 
Dieses wird im vorliegenden Beitrag am Beispiel des M odellversuches " Kooperative ar­
beitsplatzorientierte Berufsbildung bei moderner Prozeßfertigung" "beleuchtet ': und es 
werden einige Hinweise gegeben, wie man damit umgehen kann. Der Schlüsselliegt in der 
Gestaltung und Handhabung des Forschungsdesigns. 

Inhaltlich geht es im Modellversuch darum, dezentrale, d. h., produktionsnahe Lernsituatio­
nen zu entwickeln und zu erproben: u. a. ein " Kooperatives Arbeitsprojekt ': bei dem Auszu­
bildende der Berufe Energieelektroniker, Industriemechaniker und Verfahrensmechaniker 
gemeinsam im Betrieb lernen. Zentraler Lerngegenstand ist die Arbeitsstruktur in ihrer Aus­
wirkung auf die Qualität von Produkt und Arbeit. Entwicklungsarbeiten liegen in den Hän­
den eines Ausbilderarbeitskreises. Auf diese Weise solllin Modellversuch eine beteiligungs­
orientierte Organisationsentwicklung in der Berufsbildung intensiviert werden. 

Bernd Helbich 
Diplom-Ingenieur, Diplom-Soziologe, wissen­
schaftlicher Mitarbeiter der Sozialforschungsstel­
le Dortmund, Landesinstitut im Forschungsbereich 
"Berufliche Bildung und Facharbeit" 

Ansprüche an Wissenschaft 

Indem die wissenschaftliche Be­
gleitung im Modellversuch analy­
siert, berät, mitentwickelt, evaluiert 
und dokumentiert, ist sie dreierlei 
Interessen verpflichtet: 
- den Interessen des Durchfüh­

rungsträgers, 
- den Interessen des Auftragge­

bers, d. h. dem Ministerium, das 
den Modellversuch fördert so­
wie dem Bundesinstitut für Be­
rufsbildung, 
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- den ongmaren Interessen der 
Wissenschaftsdisziplin, dem eige­
nen Forschungsverständnis und 
der eigenen Forschungstradition. 

Der Durchführungsträger erwartet 
von der wissenschaftlichen Beglei­
tung Ratschläge für die praktische 
Umsetzung der Modellversuchs­
ziele. Also in unserem Fall konkrete 
Hinweise zur Konzipierung des 
,,Kooperativen Arbeitsprojektes'', 
dessen Inhalten, Methoden und 
Medien. Und er erwartet Mithilfe 
dabei, seine Dokumentations­
pflichten zu erfüllen. Er kann dar­
über hinaus Hinweise erhalten, wie 
er eine neue Ausbildungssituation 
in die vorhandene Ausbildung inte­
grieren kann, wie und in welcher 
Form diese die bisherige Ausbil­
dung beeinflußt und zu Verände­
rungen zwingt, wie sie von Auszu­
bildenden und Ausbildern akzep­
tiert wird, welche Anforderungen 
an Ausbildertätigkeiten aus ihr re­
sultieren etc. Der Auftraggeber er­
hofft sich Antworten auf bestimmte 
inhaltliche Fragestellungen, insbe­
sondere aber darauf, ob und wie 
Innovationsprozeß und -ergebnis 
im Hinblick auf die Zielsetzungen 
erreicht werden. Ihn interessieren 
die Durchführungsbedingungen 
und speziell die Mechanismen der 
Übertragbarkeit der Ergebnisse in 
andere Unternehmen. 
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Bliebe noch das Eigeninteresse 
der Wissenschaft. Unser Anliegen 
ist es zum einen, die "Betroffenen", 
also die Ausbilder und Auszubil­
denden, bei der Wahrnehmung ih­
rer Interessen zu unterstützen. 
Dann gilt es, die fachwissenschaft­
liehe Diskussion voranzutreiben, 
was im übrigen auch Vorausset­
zung für wissenschaftsinterne An­
erkennung ist, und - bezogen auf 
unseren Modellversuch - die fol­
genden Forschungsfragen zu be­
antworten: Wie lassen sich Arbeits­
strukturen als Lernfelder erschlie­
ßen und gestalten? Auf welche 
Weise können Auszubildende in 
solchen Lernfeldern Gestaltungs­
und Beteiligungsfähigkeit ent­
wickeln? Wo ergeben sich Rück­
wirkungen für die Veränderung 
von Arbeitsstrukturen im Betrieb 
selbst? Welche Bedeutung hat die 
Konzipierung solcher Lernfelder 
durch Ausbilder für eine Organisa­
tionsentwicklung in der Berufsbil­
dung? Um so besser, wenn sich ne­
benbei noch neue, förderungswür­
dige Forschungsfragen finden lie­
ßen, die die Reproduktion von Wis­
senschaft sichern würden. 

Nun bedingen sich diese Interes­
sen in einigen Bereichen gegensei­
tig. Antworten auf bestimmte wis­
senschaftliche Fragestellungen 
können dem Durchführungsträger 
ebenso helfen, wie sie auch die 
Neugier des Auftraggebers zu be­
friedigen vermögen. Grundlagen 
für Handlungsempfehlungen kön­
nen deckungsgleich sein mit der 
Beantwortung von Forschungsfra­
gen und umgekehrt . Andererseits 
schließen sich die Interessen aber 
auch aus und führen zu Kompatibi­
litätsproblemen. Diese liegen nicht 
ausschließlich auf einer inhaltli­
chen Ebene - hier könnte die wis­
senschaftliche Begleitung ja die 
spezifisch interessierenden Frage­
stellungen getrennt voneinander 
abarbeiten - , sondern mehr auf 
einer Verfahrensebene im For­
schungs- und Handlungsfeld selbst: 
die Fragen, in welchem Umfang 
man sich welchen Interessen zu­
wendet, wie man mit einer be­
grenzten Forschungs- und Bera­
tungskapazität umgehen kann, in 
welcher Tiefe man Ergebnisse ver-
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folgt, aufarbeitet und an die Akteu­
re zurückkoppelt etc. Praktische 
Umsetzungsschritte verlangen kurz­
fristige Ad-hoc-Empfehlungen. Die 
Überprüfung von Forschungshy­
pothesen erfordert eine sorgfältige 
Evaluation. Handlungsempfehlun­
gen auf Grundlage dieser langfri­
stigen Evaluation müssen damit 
rechnen, aufgrund der Dynamik 
des Innovationsprozesses längst ih­
rer Aktualität entkleidet zu sein. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß 
diese Kompatibilitätsprobleme 
nicht zu vermeiden sind. Inwieweit 
sie jedoch reduziert werden kön­
nen, hängt zum einen vom konkre­
ten Forschungsvorgehen ab, zum 
anderen von der Fähigkeit und Be­
reitschaft der wissenschaftlichen 
Begleitung, sich mit bestimmten 
unveränderbaren Rahmenbedin­
gungen zu arrangieren. 

Handlungsorientierter 
Forschungsstrang 

In diesem Modellversuch arbeitet 
die wissenschaftliche Begleitung in 
Arbeitskreisen mit, sie nimmt an 
Sitzungen des Leitungsgremiums. 
teil und steht in einem ständigen, 
engen Kontakt mit den hauptamtli­
chen Modellversuchs-Mitarbeitern 
des Unternehmens. Auf diese Wei­
se fließt Beratungswissen unmittel­
bar in den Reformprozeß ein. Ei­
nerseits im Sinne eines externen 
Know-how, d. h. wissenschaftliche 
Erkenntnisse, Erfahrungen aus an­
deren Reformvorhaben beruflicher 
Bildung etc. Andererseits als vor­
läufige Befunde modellversuchs­
begleitender Evaluation, d. h. 
Wissen in Form reflektierter Ge­
staltungsvorschläge mit der Ziel­
richtung, Maßnahmen zu optimie­
ren. 

Mitwirkungssituationen sind nicht 
nur dazu da, zu beraten, in ihnen 
läßt sich auch Forschungswissen 
generieren: intensive Zusammen­
arbeit wird so zur Methode des Er­
kenntnisprozesses. 1) Informelle Ge­
spräche, Stegreifdiskussionen und 
ein Verfahren, das man als , ,be­
obachtende Teilnahme'' 2) bezeich­
nen könnte, sind die Methoden 
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dieses handlungsorientierten For­
schungsstranges. Sie haben den 
Vorzug, daß sie den Forscher mit 
dem wirklichen Handeln der be­
trieblichen Akteure vertraut ma­
chen und ihm im Rahmen seiner 
Mitarbeit Einschätzungsmöglich­
keiten eröffnen, wieweit Informatio­
nen über die betriebliche Realität 
auch zutreffen3) , und sie haben 
den Vorzug, daß man zur rechten 
Zeit am rechten Ort ist, wenn es et­
was zu forschen gibt. 

Allerdings sieht sich die wissen­
schaftliche Begleitung mit dem be­
kannten Dilemma konfrontiert, wel­
ches eintritt, wenn man das Feld, 
das erforscht werden soll, selbst 
mitgestaltet In betriebliche Hand­
lungszwänge eingebunden zu wer­
den und mit betrieblichen Arbeits­
stilen und-rhythmenkonfrontiert zu 
werden, sind die Folgen. Es droht 
die Gefahr, "frei im Raume zu 
schweben' ', und es droht die Ge­
fahr, die wissenschaftliche Freizü­
gigkeit, den richtigen methodi­
schen Schritt zu wählen, zu verlie­
ren. 4) Wie kann man dem entge­
gensteuern? 

Wichtig ist es, ein Gespür dafür zu 
entwickeln, wie weit man sich von 
Wissenschaftsprinzipien entfernen 
kann und wie man sich auf immer 
neue Situationen einrichten kann. 
Die wissenschaftliche Begleitung 
muß im Innovationsprozeß "ler­
nen'', und sie muß sich genau wie 
der Durchführungsträger der Dy­
namik anpassen. Wichtig ist der 
alltägliche Dialog mit den Akteu­
ren des Durchführungsträgers dar­
über, wie man die je spezifischen 
Rollen ausfüllen kann. Bewährt hat 
sich als formelle Instanz das Lei­
tungsgremium - ihm gehören Füh­
rungskräfte der Abteilung Berufs­
bildung, hauptamtliche Projektmit­
arbeiter des Durchführungsträ­
gers, ein Mitglied des Betriebsra­
tes und die wissenschaftliche Be­
gleitung an -, notwendige Klä­
rungsprozesse durchzuführen und 
das eigene Handeln zusammen mit 
dem Durchführungsträger zu re­
flektieren. Dies betrifft den hand­
lungsorientierten Strang ebenso 
wie einen zweiten, mehr analytisch 
orientierten Forschungsstrang. 

Analytischer 
Forschungsstrang 

Dessen Kennzeichen sind Befra­
gungen von Ausbildern, Auszubil­
denden, Führungskräften, betrieb­
lichen Mitarbeitern und Betriebs­
räten. Ergebnisse des handlungs­
orientierten Forschungsstranges 
konstruieren dabei das Instrumen­
tarium des analytischen Stranges 
mit: sie helfen, Themen- und Pro­
blemfelder zu strukturieren, zu 
präzisieren und einzugrenzen. Und 
noch in einer ganz anderen Weise 
beeinflussen die Geschehnisse im 
handlungsorientierten Strang die­
jenigen des analytischen. Indem 
zum Beispiel erst die Mitarbeit im 
Ausbilderarbeitskreis, die gleich­
bedeutend mit einer direkten Un­
terstützung der Ausbilder bei Ent­
wicklungsaufgaben ist, ein Vertrau­
ensverhältnis entstehen läßt, auf 
dessen Basis dann bei Befragun­
gen auch valide Informationen 
über Innovationsbedingungen und 
-probleme zu empfangen sind. Daß 
die Gesprächspartner dann auf­
grundoffener Aussagen unter Um­
ständen befürchten, negativen 
Sanktionen ausgesetzt zu sein, steht 
auf einem anderen Blatt und macht 
auf jeden Fall einen sensiblen Um­
gang mit Befragungsergebnissen 
erforderlich, oft bis hin zum voll­
ständigen Verzicht auf eine Offen­
legung. 

Wir haben die Befragungen an­
band von offenen Leitfäden durch­
geführt. Auf diese Weise sollte 
möglichst viel Raum für eigene Si­
tuationsdeutungen, Wahrnehmun­
gen und Themenstrukturierungen 
der Gesprächspartner gewonnen 
und der explorativen Anlage der 
Befragungen Rechnung getragen 
werden. Leitfäden sollte man vorab 
mit dem Durchführungsträger und 
dem Betriebsrat abstimmen. Auch 
hier stellt sich eine Aufgabe für das 
Leitungsgremium Abstimmungs­
prozeduren sind deshalb unver­
zichtbar, weil man mit Befragungen 
angesichts möglicher tiefgreifen­
der Veränderungsprozesse eines 
Modellversuches - vor dem :F-Iin­
tergrund umfangreicher Wand­
lungsprozesse im Unternehmen -
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in "sensible Zonen" eindringt. Not­
wendig ist auf jeden Fall, den Ge­
sprächspartnern gegenüber das 
Erkenntnis- und Verwertungsinter­
esse von Befragungen aufzuzeigen 
und den Ausbildern und Auszubil­
denden klarzumachen, daß Wis­
senschaft hier eine Sprachrohr­
funktion einnehmen kann. Unter­
bleibt dies, so trägt die wissen­
schaftliche Begleitung das Risiko, 
als Kontroll- oder Rationalisierungs­
instanz angesehen zu werden. 
Auch das Instrument selbst muß of­
fengehalten und der Dynamik des 
Innovationsprozesses angepaßt 
werden. Das bedeutet, daß Wis­
senschaft nicht dogmatisch an For­
schungshypothesen festhält und 
daß Forschungshypothesen unter 
Umständen modifiziert werden 
müssen. 5), 6) 

Forschungsaktivitäten beanspru­
chen Zeit für die Vorbereitung, 
Durchführung und Auswertung; 
Zeit, die für eine unmittelbare Mit­
arbeit im Modellversuch verloren­
geht. Wiederum sind Klärungspro­
zesse erforderlich: mit sich selbst, 
aber auch mit dem Durchführungs­
träger. Zunächst einmal muß Wis­
senschaft ständig ausbalancieren 
zwischen dem handlungsorientier­
ten und analytischen Strang und 
sich beide Anteile und Inhalte im 
Hinblick auf die funktionale Zuord­
nung zu den Interessen des Mo­
dellversuches vor Augen führen. 
Denn die Gefahr ist nicht von der 
Hand zu weisen, daß vor lauter 
praktischem Handeln, Beraten und 
Mitwirken die wissenschaftliche 
Distanz verlorengeht oder For­
schung und Evaluation zur bloßen 
Legitimation (mit)gestalteter Maß­
nahmen dienen. Dieser Gefahr 
kann man begegnen, indem man 
distanzierende Reflexionsphasen 
installiert und dabei auf modellver­
suchsexternes Reflexionspotential 
zurückgreift. In unserem Fall ha­
ben sich mehrere Kollegen der So­
zialforschungsstelle Dortmund -
alle sind wissenschaftliche Assi­
stenzen von Modellversuchen - zu 
einer Gruppe zusammengefunden, 
die regelmäßig zusammenkommt, 
um aktuelle Modellversuchsfragen 
zu diskutieren und die Innovations­
prozesse zu reflektieren. For-
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schungshypothesen, Methoden, 
Vorgehensweisen und Ergebnisse 
können in diesem Reflexionsmilieu 
daher auf ihre Erfolgsprogram­
miertheit und Betriebsblindheit hin 
überprüft werden. Aus solchen Re­
flexionspha.sen lassen sich im übri­
gen auch wiederum Reformimpul­
se für die Beratungsarbeit bezie­
hen i ) 

Klärungsprozesse mit dem Durch­
führungsträger sind notwendig, 
weil aus dessen Sicht manchmal 
Befragungsaktionen fragwürdig 
sind, was das Verhältnis von Auf­
wand und Ertrag angeht: zumal 
dann, wenn Befragungen primär 
an wissenschaftsinternen Frage­
stellungen ausgerichtet sind, die 
für Praktiker oftmals nur eine be­
grenzte Bedeutung haben. 8) Sinn­
voll ist es, in solche Klärungspro­
zesse den Auftraggeber, das Bun­
desinstitut für Berufsbildung, ein­
zubinden, um aus dessen Sicht die 
Bedeutung von Forschungsfragen 
auch für den Gewinn von Übertra­
gungsmechanismen herausstellen 
zu lassen. Der Durchführungsträ­
ger wird am ehesten davon über­
zeugt sein, daß Forschungsaktivitä­
ten keine Verschwendung von Ar­
beit und Zeit der wissenschaftli­
chen Begleitung, aber noch viel­
mehr seiner befragten Mitarbeiter 
sind, wenn es gelingt, neben wis­
senschaftsinternen Fragestellun­
gen auch solchen nachzuspüren, 
die sich auf die konkreten Umset­
zungsschritte im Modellversuch 
beziehen und sich aus diesen un­
mittelbare Rückschlüsse für ein 
weiteres Vorgehen ziehen lassen. 
Dies erfordert eine schnelle Um­
setzung von Evaluation in Beratung 
und verlangt nach konkreten Rück­
kopplungsverfahren. Wir kommen 
noch darauf zurück. 

,,Weite Fragen'' 
und Ergebnishorizonte 

Am Beispiel der Auszubildenden­
befragung und der Ausbilderbe­
fragung sollen kurz Fragekomple­
xe aufgezeigt werden, um deutlich 
zu machen, zu welchen Ergebnis­
sen man mit entsprechenden , ,wei-
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ten Fragen" kommt. Unsere Ge­
sprächspartner waren Ausbilder, 
die das "Kooperative Arbeitspro­
jekt'' entwickelt und erprobt ha­
ben, und die Auszubildenden, die 
im "Kooperativen Arbeitsprojekt" 
gelernt haben. 

Wir haben die Auszubildenden ge­
fragt, wie sie die Inhalte und Rah­
menbedingungen erlebt haben 
und bewerten, welche Ansatzpunk­
te für eine Optimierung sie sehen 
und ob die Installation einer neuen 
Lernsituation Veränderungen in 
der übrigen Ausbildung notwendig 
macht. Aber auch danach, welche 
Bedeutung sie einer neuen Lernsi­
tuation im Hinblick auf den Ertrag 
für eine spätere Facharbeitertätig­
keit beimessen und inwieweit sie 
bereit sind, später in neuen Ar­
beitsstrukturen zu arbeiten. Wir 
haben die Befragung also auch auf 
die Gestaltung zukünftiger Lebens­
entwürfe ausgerichtet. Ergebnisse 
zeigen, inwieweit Lernziele er­
reicht werden konnten, geben Hin­
weise darauf, ob die Maßnahme 
akzeptiert wird, liefern konkrete 
Anhaltspunkte dafür, Unterlagen 
zu überarbeiten, Lerninhalte zu 
präzisieren etc. Und die breite An­
lage der Befragung vermag For­
schungsfragen zu beantworten, 
wie sie auch aus der subjektiven 
Sicht der Auszubildenden ein Ge­
samtbild entstehen läßt, das die 
Auszubildenden von ihrer Ausbil­
dung und den späteren Facharbei­
tertätigkeiten haben. Gerade diese 
"Bilder" sind es, die über die un­
mittelbaren Maßnahmen im Mo­
dellversuch hinaus Anlaß geben 
können, Handlungsbedarf für die 
Weiterentwicklung von Berufsbil­
dung und Facharbeit aufzudecken. 

Ziel der Ausbilderbefragung war 
es, Wahrnehmungen und Einschät­
zungen der Entwickler und Erpro­
ber des "Kooperativen Arbeitspro­
jektes" zu eruieren. Dementspre­
chend beziehen sich auch die Fra­
gekomplexe auf den Entwicklungs­
prozeß mit seinen hemmenden und 
fördernden Bedingungen in bezug 
auf konzeptionelle Arbeiten der 
Ausbilder und auf die Inhalte und 
Umsetzungsbedingungen. Die Er­
gebnisse sind in mehrfacher Hin-
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sieht aufschlußreich. Geben sie 
doch sowohl dem Durchführungs­
träger eine Rückmeldung darüber, 
inwieweit sich aus der Sicht der 
Ausbilder die neue Lernsituation 
bewährt hat, als sie auch die Orga­
nisationsentwicklung in der Abtei­
lung Berufsbildung vor der Folie 
des Modellversuches in einem be­
sonderen Licht erscheinen lassen. 
Und sie zeigen nicht zuletzt die 
"Knackpunkte" auf, die sich bei 
der Entwicklungsarbeit ergeben, 
wobei sich gerade aus diesen 
"Knackpunkten" generelle Über­
tragungsmechanismen einer Mo­
dellversuchsentwicklung herausfil­
tern lassen. Um nur einige Beispie­
le zu nennen 
-die Frage, inwieweit Entwick­

lungsarbeiten mit "normalen 
Ausbildertätigkeiten'' vereinbar 
seien und demgemäß auch, ob 
die derzeitige Entlohnung nicht 
den Anforderungen der Ent­
wicklungsarbeit angeglichen 
werden müßte, 

- Entfremdungstendenzen von der 
Ausbildung und von Kollegen -
und wie man damit umgehen 
kann -, wenn Ausbilder über 
längere Zeiträume von der nor­
malen Ausbildertätigkeit befreit 
sind und sich ausschließlich ei­
ner Entwicklungsarbeit widmen, 

- Möglichkeiten und Grenzen von 
Beteiligung unter den Bedingun­
gen einer hierarchisierten Orga­
nisation und Bedingungen der 
Auslastung personeller Kapazi­
täten. 

Zu beachten ist bei Befragungen: 
das Ergebnis einer Ausbilderbe­
fragung ist genauso ein Mosaik­
stein im Forschungskontext wie das 
Ergebnis einer Auszubildendenbe­
fragung. Erst in der Zusammenset­
zung der Ergebnisse und der Ge­
genspiegelung der Ergebnisse un­
tereinander wie auch mit denen 
des handlungsorientierten For­
schungsstranges lassen sich For­
schungsresultate konstruieren. 

Rückkopplungsprozeduren 

Alle Erhebungen haben wir mit 
Rückkopplungsgesprächen abge-
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schlossen - in Form von Gruppen­
diskussionen mit den Interviewten 
auf der Grundlage vorläufiger Be­
funde. Die Hauptfunktion solcher 
Rückkopplungen liegt neben der 
Validierung von Daten darin, wis­
senschaftliche Interpretationen mit 
den Eigenwahrnehmungen der Be­
fragten zu konfrontieren. 

Im Prozeß der Auswertung muß 
die wissenschaftliche Begleitung 
zweigleisig vorgehen: auf einer 
langfristigen Schiene Forschungs­
fragen beantworten, auf einer kurz­
fristigen Schiene vorläufige For­
schungsergebnisse in Beratung 
umsetzen. Dies wiederum heißt, 
Ergebnisse und daraus resultie­
rende Empfehlungen den betrieb­
lichen Akteuren und Gremien des 
Modellversuches zur Diskussion zu 
stellen. Hierbei ist das ,.Wie" nicht 
unerheblich. Es versteht sich von 
selbst, daß man weitgehend von ei­
ner Wissenschaftssprache abse­
hen und sich der betrieblichen All­
tagssprache bedienen muß. Wir 
haben auch die Erfahrung ge­
macht, daß es empfehlenswerter 
ist, Erkenntnisse nicht in allzu lan­
ger schriftlicher Form, als Bericht 
o. ä., einzuspeisen, sondern im Rah­
men eines mündlichen Vortrages, 
unterstützt durch ein kurzes The­
senpapier bzw. eine Visualisie­
rung. Denn jedes Papier, in dem 
sowohl positive als auch (potentiel­
le) kontraproduktive Effekte von 
Modellversuchsmaßnahmen auf­
gezeigt werden, gerät in Gefahr, in 
der Logik betrieblichen Denkens 
als ,.offizielle Verlautbarung" be­
griffen zu werden, deren Weiterga­
be im Innenraum des Unterneh­
mens, aber auch in der Außendar­
stellung zunächst Legitimationsfra­
gen für das eigene Handeln auf­
werfen würde. Zumal dann, wenn 
sich aus den Aufzeichnungen 
Schwachstellen oder Interessen­
konflikte zwischen Abteilungen 
bzw. einzelnen betrieblichen Mitar­
beitern identifizieren lassen wür­
den. Indem man auf schriftliche 
Berichterstattung zugunsten einer 
mündlichen verzichtet, ist die Ge­
währ gegeben, nicht über Verfah­
ren der Weitergabe und des Um­
gangs mit Informationen zu disku­
tieren - wobei sich Wissenschaft 

dauernd rechtfertigen müßte -, 
sondern über die Sache selbst. Ein 
innerbetrieblicher Diskussions­
und Veränderungsprozeß und ein 
Voranschreiten im Modellversuch 
kann auch auf diese Weise in Gang 
gesetzt werden. 

Was hat ein Modellversuch 
mit dem Flügelschlag 
eines Schmetterlings zu tun? 

Wir haben am Beispiel eines Mo­
dellversuches ausschnitthafteinige 
Situationen aufgezeigt, in denen 
unterschiedliche Rationalitäten und 
Interessen aufeinanderstoßen, und 
dargestellt, wie man diesen Auf­
prall abmildern kann. Die Reihe 
der Beispiele ließe sich noch fort­
setzen. Wenn dabei der Eindruck 
entstanden sein sollte, im Hinblick 
auf die Befriedigung des For­
schungsinteresses müßten Abstri­
che gemacht werden, so soll dem 
nicht widersprochen werden. Das 
heißt nicht, daß es keine verwert­
baren Forschungsergebnisse gibt, 
nur bleibt deren Einbindung in 
theoretische Konzeptionen eher 
fraglich. Dies ist der Preis dafür, 
die Doppelrolle als Forscher und 
Berater aufrechtzuhalten. Aber die 
Alternativen- entweder nur exter­
ner Forscher, um dann unter Um­
ständen mit vollen Segeln auf 
Grund zu laufen, sprich: die zu er­
forschende Wirklichkeit nicht in 
genügender Tiefe zu erfassen; oder 
nur Berater, gewissermaßen als so­
zialwissenschaftlicher oder berufs­
pädagogischer ,,Change Agent" 
können auch nicht befriedigen. 

Forschen und Beraten im Modell­
versuch gleicht einem Hindernis­
lauf im chaotischen, sich selbst or­
ganisierenden System: das Ende 
ist immer offen. 9) So wie im selbst­
organisierenden System der · Flü­
gelschlag eines Schmetterlings An­
laß für einen späteren Wirbelsturm 
sein kann, so führt das Aufeinan­
derprallen verschiedener Logiken, 
die sich im Modellversuch einer­
seits im wissenschaftlichen Han­
deln selbst aneinander und in der 
engen Zusammenarbeit mit dem 
Durchführungsträger und dem 
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Auftraggeber abarbeiten müssen, 
zu unvorhersagbaren Ergebnissen. 
Dementsprechend ist eine starre 
Festlegung des Forschungsdesigns 
nicht sinnvoll: Offenheit, Opfer­
bere itschaft und Bereitschaft zum 
flexiblen Umdenken sind gefragt, 
Reflexionsmechanismen, Klärungs­
und Rückkopplungsprozesse sind 
erforderlich. 
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Berufliche Eingliederung von Aussiedlern 
Günter Kühn 

In den letzten fahren ist der Zustrom von Aussiedlern aus ost- und südosteuropäischen Län­
dern in die Bundesrepublik Deutschland sprunghaft angewachsen. War noch in den 60er 
und 70er fahren eine zunehmende, aber doch relativ geringe Zuwanderung zu verzeichnen, 
so steigerte sich ihre Zahl von 79 000 Personen 1987 auf 202 000 1988 und über 377 000 im fah­
re 1989. 1990 sind es rund 400 000, wobei sich das Schwergewicht der Auswanderung von 
Polen auf die Sowjetunion verlagert hat. 

Als Herkunftsland sind in erster Linie Polen, Rumänien und die Sowjetunion zu nennen. Die 
wesentlichen Ursachen für das starke Anwachsen des Aussiedlerzustroms sind vor allen 
Dingen in der Liberalisierung der Ausreisebedingungen und in den unsicheren politischen 
sowie schlechteren wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen in den Herkunftsländern zu 
suchen. 

Da in den bisherigen Hauptherkunftsländern noch Millionen deutschstämmige Menschen 
leben- Schätzungen gehen von mindestens 3,5 Millionen aus-, wird bis Mitte der 90er fah­
re mit jährlichen Zuwanderungsraten zwischen 300 000 bis 400 000 Personen gerechnet. 

Günter Kühn 
Wissenschaftlicher Direktor in der Hauptabtei­
lung 4 "Erwachsenenbildungsforschung " des 
Bundesinstituts für Berufsbildung; Arbeitsschwer­
punkte: Weiterbildung von Ausländern, Aussied­
lern und Langzeitarbeitslosen. 

Berufliche 
Eingliederungsproblematik 

Eine schnelle und reibungslose 
Eingliederung von Aussiedlern in 
den westdeutschen Arbeitsmarkt 
hängt im großen Maße von den 
Deutschkenntnissen und den vor­
handenen beruflichen Qualifikatio­
nen ab. Generell ist davon auszuge­
hen, daß die Kenntnisse der deut­
schen Sprache bei Aussiedlern 
meist nicht ausreichen, um sofort 
nach Eintreffen in die Bundesrepu­
blik Deutschland eine Berufstätig­
keit aufnehmen zu können. Der 

Grad der Deutschkenntnisse wird 
wiederum von der Generationszu­
gehörigkeit und vom Herkunfts­
land beeinflußt. Während bei­
spielsweise Aussiedler aus Rumä­
nien zum überwiegenden Teil be­
reits deutsche Sprachkenntnisse 
besitzen, weisen vor allem jüngere 
Aussiedler aus Polen und der So­
wjetunion diese kaum auf. 

In qualifikatorischer Hinsicht kann 
zwar e in Großteil der Aussiedler 
auf eine Berufsausbildung unter­
schiedlichster Art zurückgreifen. 
Doch sowohl im Produktions- als 
auch 1m Dienstleistungsbereich 
decken sich in der Regel die mit­
gebrachten Qualifikationen nicht 
mit den in der Bundesrepublik 
nachgefragten Qualifikations- und 
Berufsanforderungen. Die grund­
sätzlichen Ursachen hierfür lie­
gen: 
- in der Unterschiedlichkeit der 

Wirtschafts- und Gesellschafts­
systeme; 

- m der Verschiedenheit der 
Bildungs- und Ausbildungssyste­
me; 

- in den erheblich voneinander 
abweichenden arbeitsorganisa­
torischen Strukturen auf dem 
Produktions- sow1e auf dem 
Administrations- und Dienstlei­
stungssektor; 

- im unterschiedlichen technolo­
gischen Niveau und in dem je­
weiligen Stand der Produktions­
technik. 

39 



FACHBEITRÄGE " 

Diese strukturellen Bedingungen 
prägen die Qualifikationsstandards: 
Im gewerblich-technischen Be­
reich bedarf es oft einer Anpas­
sung der Qualifikationen an den 
hiesigen Stand der Entwicklung 
moderner Technologien ein­
schließlich einer verschiedentlich 
notwendigen Anhebung der ge­
samten fachlichen Qualifikation un­
ter Einbeziehung sozialer, motiva­
tionaler und kommunikativer Kom­
petenzen. Im kaufmännisch-verwal­
tenden Bereich spielen die indivi­
duellen verfügbaren Qualifikatio­
nen im Hinblick auf die hiesigen 
Arbeitsplatzanforderungen eine 
noch wesentlich größere Rolle, da 
sprachliche Kompetenzdefizite 
(keine bzw. ungenügende Deutsch­
kenntnisse) die grundsätzlichen 
qualifikationsstrukturellen Proble­
me teilweise stark überlagern. In­
sofern können Aussiedler, die in ih­
rem Heimatland ursprünglich mitt­
lere oder höhere Funktionen im 
Verwaltungs- oder Dienstleistungs­
bereich wahrnahmen, am hiesigen 
Arbeitsmarkt zunächst oft nur auf 
erheblich niedrigerem Niveau der 
Hilfs- oder Anlerntätigkeiten Be­
schäftigung finden. 

Diese Faktoren tragen mit zu einer 
Arbeitslosigkeit unter Aussiedlern 
bei, die im Juni 1990 einen Stand 
von 144 000 Arbeitslosen erreicht 
hat. In diesem Zusammenhang ist 
hervorzuheben, daß Aussiedlerin­
nen auf dem Arbeitsmarkt erheb­
lich schlechter zu vermitteln sind 
als Männer, aus unterschiedlichen 
Gründen, u. a. mangelnde Kinder­
betreuungsmöglichkeiten und in 
ihren bisherigen, in der Bundesre­
publik Deutschland gar nicht oder 
kaum anzutreffenden beruflichen 
Tätigkeiten. 

Nach den Statistiken der letzten 
Jahre befinden sich die einreisen­
den Aussiedler allerdings in einer 
für den Arbeitsmarkt günstigen Al­
tersstruktur: die Zahl der Erwerbs­
personen überwiegt; mehr als die 
Hälfte ist zwischen 25 und 65 Jahre 
alt; die Altersgruppe zwischen 26 
und 44 Jahren dominiert. Es ist ver­
ständlich, daß sich diese Alters­
struktur positiv bei der Arbeitsver­
mittlung auswirkt. 
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Zur Situation in der 
Weiterbildung 

Die Weiterbildungspraxis hat rela­
tiv schnell auf die steigenden Aus­
siedlerzahlen und die neuen Bil­
dungsanforderungen reagiert. Sie 
konnte sich allerdings auch zum 
Teil auf langjährige Erfahrungen in 
der Bildungsarbeit und -forschung 
beispielsweise mit Ausländern und 
anderen benachteiligten Personen­
gruppen stützen. In der Arbeit mit 
Aussiedlerinnen kann sie sich an 
die speziellen Förderungsmöglich­
keiten von Frauen in der Weiterbil­
dung anlehnen. Gegenwärtig kann 
man die Bildungsangebote - grob 
skizziert - in drei Maßnahmekate­
gorien unterteilen: 
- in allgemeine kurzfristige EiD­

gliederungsseminare mit lan­
deskundlichen, allgemeinen ge­
sellschaftspolitischen und alltags­
praktischen Themen, 

- in bis zu zehnmonatigen, in der 
Regel ganztägigen Sprachunter­
richt nach dem Arbeitsförde­
rungsgesetz und 

- in eine Reihe unterschiedlicher 
berufsqualifizierender Kursan­
gebote. 

Die Zielrichtung einer beruflichen 
Weiterbildung von Aussiedlern 
liegt zum einen in der Verbesse­
rung der Grundqualifikationen und 
zum anderen in der Vermittlung 
von Zusatz- und Ergänzungsqualifi­
kationen. Ebenso werden länger­
fristige Umschulungsmaßnahmen 
für Berufe mit anerkannten und ar­
beitsmarktgängigen Abschlüssen 
für diejenigen angeboten, die kei­
ne fundierte Berufsausbildung in 
ihrem Herkunftsland erlangt ha­
ben. 

Darüber hinaus sind die Beherr­
schung der deutschen Sprache so­
wie allgemeine gesellschaftspoliti­
sche Bildungsaspekte für eine wir­
kungsvolle Integration in die hiesi­
ge Lebens- und Arbeitswelt weite­
re unabdingbare Kol}1ponenten. 
Aufgrund dessen erscheint es 
zweckmäßig, einzelne Bildungsbe­
reiche, wie den Sprachunterricht, 
die landeskundliehe Information 
und die berufliche Qualifizierung 

"0"' 'l 

(beispielsweise die "Orientierungs­
und Vorqualifizierung' ') miteinan­
der zu verknüpfen. Hier bedarf es 
noch intensiver Bemühungen. Ge­
legenheit für Integrationsversuche 
bietet insbesondere der mehr­
monatige Sprachunterricht. Dieser 
Sprachunterricht läuft meistens 
noch als Vollzeitsprachkurs ab. 

Förderung der Integration 
von Aussiedlern 
durch Bund und Länder 

Auf Bundes- und Länderebene 
sind eine Reihe von Maßnahmen 
zur schnellen und reibungslosen 
Integration von Aussiedlern in das 
Wirtschafts- und Gesellschaftssy­
stem der Bundesrepublik Deutsch­
land angelaufen. 

An erster Stelle sind für den 
sprachlichen und beruflichen Be­
reich die Maßnahmen der Bundes­
anstalt für Arbeit in Nürnberg nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz auf­
zuführen. 

So waren im Haushalt der Bundes­
anstalt für das Jahr 1989 3,63 Mil­
liarden DM an Aufwendungen für 
Aussiedler und Übersiedler veran­
schlagt worden. Von diesem Betrag 
waren 2,2 Milliarden DM für die 
Sprachförderung, 270 Millionen 
DM für die Fortbildung, Umschu­
lung und Rehabilitation, 60 Millio­
nen DM für berufsvorbereitende 
Maßnahmen und l,l Milliarden DM 
an Arbeitslosengeld für Aussiedler 
und Übersiedler vorgesehen. 

Im Haushaltsjahr 1990 waren für 
die Sprachförderung von Aussied­
lern 2,9 Milliarden DM und 427 Mil­
lionen DM für ihre Fortbildung und 
Umschulung von der Bundesanstalt 
für Arbeit in Nürnberg bereitge­
stellt worden. 

Angesichts weiter steigender Zah­
len an Aussiedlern wird eine Auf­
stockung dieser Beträge in den 
nächsten Jahren vorgesehen (vgl. 
Gesetzentwurf der Bundesregie­
rung zur Anpassung von Eingliede­
rungsleistungen für Aussiedler und 
Übersiedler, Drucksache 11 I 5110). 
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Einige wichtige Entwick­
lungs- und Forschungs­
vorhaben zur Förderung 
der beruflichen Ein­
gliederung von Aussiedlern 

Um die Rahmenbedingungen für 
eine möglichst zügige und effizien­
te berufliche und soziale Einglie­
derung von Aussiedlern zu verbes­
sern, werden unterschiedliche me­
thodische und didaktische Konzep­
te erprobt. Hinzuweisen ist bei­
spielsweise auf 
- konzeptionelle Erprobung von 

Sprachprogrammen des Kultur­
und Goethe-Instituts in München 
im Auftrag der Bundesanstalt für 
Arbeit in Nürnberg und des 
Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung, 

- Arbeiten zur Beurteilung von 
Zeugnissen und Qualifikations­
nachweisen beim Bundesinstitut 
für Berufsbildung , der Zentral­
stelle für ausländisches Bil­
dungs we sen und der Otto-Be­
necke-Stiftung, 

- Arbeiten im Rahmen e ines Wei­
terbildungsproje kts des Deut­
schen Instituts für Fernstudien 
von der Universität Tübingen un­
ter der Vernetzung individuel­
ler, kulturell-spezifischer und 
sozialpsychologischer Aspekte 
der Integration, - praktische 
Erprobung der beruflichen Inte­
gration von Aussiedlern, u . a . in 
einem Modellversuch beim Be­
rufsfortbildungswerk des DGB 
in Unna, der vom Bundesmini­
ster für Bildung und Wissen­
schaft finanziert und vom Bun­
desinstitut fachlich betreut wird, 

- Befragungen von Aussiedlern 
zur beruflichen Integration 
durch das IAB der Bundesan­
stalt für Arbeit in Nürnberg. 

Ebenso ist in diesem Zusammen­
hang neben den erwähnten Emp­
fehlungen des Hauptausschusses 
des BIBB auf Empfehlungen der 
vom Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft ins Leben geru­
fenen Konzertierten Aktion Weiter­
bildung hinzuweisen, die sich mit 
der landeskundliehen Bildung von 
Aussiedlern befassen. 
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Abschließende 
Bemerkungen 

Zusammenfassend läßt sich fest­
stellen, daß eine Anpassung der 
beruflichen Qualifikationen an den 
hiesigen Stand moderner Techno­
lagien bzw. eine Anhebung der 
fachlichen Grund- sowie der fach­
übergreifenden Qualifikationen er­
forderlich ist. 
Es bedarf komplexer Bildungsbe­
mühungen, die nicht nur einen fun­
dierten Sprachunterricht und eine 
qualifizierte Fachausbildung für 
Aussiedler zum Ziel haben, son­
dern ebenso zu ihrer beruflichen 
und gesellschaftlichen Eingliede­
rung durch Entwicklung und För­
derung fachübergreifender "sozia­
ler' ' Kompetenzen beitragen. 

Allerdings sprengen die mit dieser 
beruflichen und gesellschaftlichen 
Eingliederung von Aussiedlern zu­
sammenhängenden Anforderun­
gen an die Aus- und Fortbildung 
den Rahmen und die Abläufe her­
kömmlicher Berufsbildungsange­
bote. Es sind deshalb Überlegun­
gen anzustellen, wie sie in ihrer 
Struktur und Organisation, in ihrem 
Inhalt sowie in ihrer Didaktik den 
Aussiedlern am besten gerecht 
werden. 

Die (Berufs-)Bildungspraxis ist inso­
fern der Forschung um einiges vor­
aus, als sieangesichtsaktueller Er­
fordernisse, bedingt durch rasch 
ansteigende Aussiedlerzahlen, seit 
einiger Zeit sprachliche, berufliche 
und allgemeine Anpassungsmaß­
nahmen einrichten mußte. Sie 
konnte sich dabei zum Teillangjäh­
rige Erfahrungen in der Berufsbil­
dungsarbeit und -forschung mit 
Ausländern, mit Frauen, mit be­
nachteiligten Personengruppen zu­
nutze machen. 

Jedoch sind das Integrationsverhal­
ten und die Integrationsschwierig­
keiten von Aussiedlern nicht unbe­
dingt mit denen von Ausländern in 
der Bundesrepublik Deutschland 
gleichzusetzen. Selbst ein Ver­
gleich mit Übersiedlern aus der 
ehemaligen DDR ist nicht ohne wei­
teres möglich. Ebenso ist die Grup-
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pe der Aussiedler - u . a . im Hin­
blick auf ihr Herkunftsland und auf 
ihre Generationszugehörigkeit 
differenziert zu betrachten. 

Aus diesen Erwägungen sind sei­
tens der beruflichen Weiterbil­
dungspraxis und -forschung geziel­
te Bemühungen für die Aussiedler 
anzustellen, um ihre berufliche und 
gesellschaftliche Eingliederung zu 
unterstützen. Sie werden sich in er­
ster Linie auf die Adressaten- und 
Maßnahmenanalyse, die Zuord­
nung unterschiedlicher Bildungs­
ziele und -inhalte, die Programm­
flexibilisierung und letztlich auf die 
Frage nach der generellen Bedeu­
tung und Rolle beruflicher Bildung 
beim Integrationsprozeß konzen­
trieren müssen. 
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THEMA BERUFSBILDUNG 

Kurzbericht über einen wissenschaftlichen 
Workshop zur , ,Qualität der betrieblichen Aus­
bildungsgestaltung'' 

Im Rahmen des BIBB-Forschungsprojektes "Sicherung und Steigerung der Qualität der 
betrieblichen Berufsausbildung" fand am 22. und 23. November 1990 in Berlin ein Work­
shop statt. Hierzu waren externe Fachleute aus Industriebetrieben, Forschungseinrich­
tungen und Universitäten sowie Fachleute des BIBB eingeladen, welche auch schon in 
früheren Diskussionen wertvolle Beiträge zum Thema geliefert hatten. In einem kleinen 
Kreis wurden grundlegende methodische und inhaltliche Fragen der Qualität der be­
trieblichen Ausbildungsgestaltung diskutiert. 

Ziel der Veranstaltung war die Do­
kumentation des derzeitigen Stan­
des der Qualitätsforschung auf 
dem Feld der betrieblichen Berufs­
ausbildung. Durch zwei Beiträge 
einbezogen wurde auch die ehe­
malige DDR. 

Die Veranstaltung ist die zweite sol­
cher Art in der Projektlaufzeit 1991 
sind weitere Workshops geplant, 
die dann vor allem der Weiterent­
wicklung des Qualitätsbegriffs und 
der Fortschreibung der verwende­
ten Qualitätsindikatoren dienen sol­
len. 

Jeder Teilnehmer hatte zu dem von 
ihm ausgewählten Themenbereich 
ein expertenfachliches Papier (Ar­
gumente, Thesen, Diskussions­
punkte) zu liefern, auf dessen Basis 
eine Diskussion erfolgte. Begonnen 
wurde mit einer mündlichen Be­
richterstattung zum Stand und den 
weiteren Perspektiven des genann­
ten Forschungsprojektes. 

Die zweitägige Diskussion er­
streckte sich über folgende The­
menbereiche: 
Thesen zur Struktur der betriebli­
chen Bildung (Goldgräbe, Daimler­
Benz); Veränderung der Lehr- und 
Lernbedingungen in der Berufs­
ausbildung (Benteler, Friedrich­
Ebert-Stiftung); Bedingungen sozia­
len Lernens im Betrieb (Lempert, 
MPI); Betriebliche Ausbildung in 
der Fachabteilung des Betriebes 
(Lapke, VEBA Oel AG); Überlegun­
gen zur Kooperation der Lernorte 
im Kontext von Bemühungen, die 
Qualität der betrieblichen Berufs­
ausbildung zu sichern und zu stei­
gern (Schwiedrzik, BIBB); Lernbe­
dingungen am Lernort "Arbeits­
platz'' (Weyrich, Moeller-Klöck-
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ner); Erwerb von sog. Schlüssel­
qualifikationen in der betriebli­
chen Berufsausbildung (Bongard, 
VW AG); Zur Neuordnung von Aus­
bildungsberufen im Hinblick auf 
technologische Innovationen und 
Umweltschutz (Adler, BIBB); Quali­
tät der Berufsausbildung und päd­
agogische Qualifizierung des Bil­
dungspersonals (Sinnhold, AEG 
AG); Qualität der Berufsausbildung 
und neue Medien (Senft, ZIB); 
Stand und Tendenzen der betrieb­
lichen Ausbildung in den fünf neu­
en Bundesländern (Neubert, ZIB); 
Ausbildungsmittel und Ausbil­
dungsqualität - ein schwieriges 
Verhältnis verdeutlicht am Medien­
einsatz in der betrieblichen Ausbil­
dung im Handwerk (Hahne, BIBB); 
Benachteiligte Gruppen in der Be­
rufsausbildung (Lex, DJI); Berufs­
ausbildung benachteiligter Grup­
pen bzw. benachteiligte Gruppen 
in der Berufsausbildung (Lemke, 
BIBB); Das EG-Programm "Ent­
sprechungen von beruflichen Befä­
higungsnachweisen' '. Ein Beitrag 
zur Verbesserung der beruflichen 
Bildung (Sellin, CEDEFOP). 

Neben einer Vielzahl von Detail­
informationen und -diskussionen 
wurde deutlich, daß in zentralen 
Feldern der betrieblichen Ausbil­
dungsgestaltung unter qualitativen 
Aspekten nach wie vor Verände­
rungen erforderlich sind, die z. T. 
gar nicht neu, z. T. aber auch schon 
in Gang gesetzt worden sind. 

So sind beim Inputfaktor "Ausbil­
derqualifizierung'' dringend die 
Rolle und Qualifikation des neben­
beruflichen Ausbildungspersonals 
zu verbessern, das Verhältnis aller 
an der Ausbildung Beteiligten, also 
auch des Fachpersonals, zueinan-

der optimaler zu gestalten, ggf. 
auch unter Zuhilfenahme moder­
ner Methoden (Stichwort , ,Organi­
sationsentwicklung") und die Ver­
breitung von Innovationen in der 
(z. B. kaufmännischen) Berufsaus­
bildung ggf. auch über Tutorenmo­
delle u. ä. zu fördern. 

Der Inputfaktor "Ausbildungsord­
nungen' ' wurde nicht nur in bezug 
auf seine Funktion im Betrieb, son­
dern auch auf seine neuerliche 
Veränderungsnotwendigkeit (Stich­
wort Umweltschutz) diskutiert. Das 
wertorientierte berufspädagogi­
sche Konzept der "Moralität" von 
Lempert nahm breiten Raum ein. 

Beim Outputfaktor "Prüfungen" 
wurde die teilweise erhebliche 
Diskrepanz zwischen Prüfungsan­
forderungen und Berufsfähigkeit 
erörtert. Wenn gerade auch Groß­
betriebe die Erzielung möglichst 
guter Prüfungsergebnisse hintan­
stellen, fragt sich, wo die Interes­
sen der betroffenen Auszubilden­
den bleiben bzw. welche Funktion 
Prüfungsergebnisse in Zukunft ha­
ben sollen. 

Durchgängiges Merkmal in den 
Diskussionen war die Forderung 
nach einer größeren Öffnung der 
betrieblichen Ausbildungsgestal­
tung. Das betrifft etwa die Koopera­
tion zwischen den Lernorten, die 
verstärkte Beteiligung der Auszu­
bildenden bis hin zur offenen Ziel­
diskussion, die Verwendung offe­
ner Methoden in der Medienar­
beit Offener im Sinne von vielfälti­
ger müssen auch Instrumente der 
Qualitätsforschung werden. 

Die Initiatoren verwiesen auf weite­
re Veranstaltungen, die zur Fortent­
wicklung der Qualifikationsfor­
schung kurz- und mittelfristig 
durchgeführt werden sollen. Hierzu 
wurde angeregt, künftig verstärkt 
Vertreter des Handwerks als quan­
titativ wichtigsten Teil der Berufs­
ausbildung zu solchen Veranstaltun­
gen einzuladen. Zur Weiterentwick­
lung der Forschung über qualitative 
Fragen der Ausbildungsgestaltung 
wurde das BIBB von allen Experten 
ausdrücklich ermuntert. 

(Peter Wordelmann) 
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Berufsausbildung mit Abitur- kein Modell 
für die Zukunft 

Seit dem 13. August 1990 gelten Ordnungsrahmen und - mit wenigen Ausnahmen - Be­
rufsbildungsrecht der Bundesrepublik auch in den neuen Ländern. Obwohl inzwischen 
klar ist, daß die Umstellung nicht leicht ist, verläuft sie relativ geräuschlos - mit einer 
Ausnahme: Die Facharbeiterausbildung mit Abitur hat zu heftigen Auseinandersetzun­
gen auf den verschiedensten Ebenen geführt. Ausgangspunkt war der Streit darüber, ob 
mit Beginn des Ausbildungsjahres 1990 neue Lehrverhältnisse mit dem Ziel Abitur und 
Facharbeiterzeugnis begonnen werden durften. Er wurde durch den Beschluß der Volks­
kammer ausgelöst, mit dem der Entwurf des Inkraftsetzungsgesetzes für das BBiG so 
verändert wurde, daß dies ausgeschlossen ist. Davon wurden vor allem diejenigen über­
rascht, die seit Monaten derartige Lehrverträge abgeschlossen hatten - Betriebsberufs­
schulen ebenso wie Schulabgänger. Gescholten wurden vor allem die Kammern, die die 
Rechtslage nicht geschaffen hatten, sie ihren Entscheidungen jedoch zugrunde legen 
müssen. Daß sie dabei von den Ministerien, die es eigentlich besser wissen mußten, im 
Stich gelassen wurden, ist - das sei nur am Rande erwähnt - besonders bedauerlich. 

Bei den - im Grunde überflüssi­
gen - Diskussionen über die 
Rechtslage stand die viel wichtige­
re Frage im Hintergrund: Lohnt es 
sich überhaupt, der Facharbeiter­
ausbildung mit Abitur, wie sie in 
der ehemaligen DDR möglich war, 
eine Träne nachzuweinen? Dabei 
bedarf sie der Erörterung, weil 
vielfach die Meinung vertreten 
wird, es gehe um ein Modell für 
die Bundesrepublik 

Wirklich? Folgendes sollte bedacht 
werden: 
Die Facharbeiterausbildung mit 
Abitur war keine progressive bil­
dungspolitische Maßnahme. Sie 
war in vielen Fällen ein Umweg zur 
Hochschule für diejenigen, denen 
das Regime aus politischen Grün­
den den ummittelbaren Zugang er­
schweren wollte. Dieser Einschät­
zung steht auch nicht entgegen, 
daß viele in der früheren DDR täti­
ge Berufspädagogen auf diese Art 
und Weise zum Studium gekom­
men sind und damit in einem ge­
wissen Umfang wertvolle Praxiser­
fahrungen einbringen konnten. 

Die Auswahl der Berufe, in denen 
eine Facharbeiterausbildung mit 
Abitur möglich war, und die Fest­
setzung des Angebots entspre­
chender Lehrstellen erfolgte nach 
,,sachfremden'' Gesichtspunkten. 
Nicht die möglicherweise "wissen­
schaftspropädeutischen'' Ausbil­
dungsinhalte waren dafür maßge­
bend, sondern die "gesellschaftli­
che'' Relevanz des Lehrberufs und 
der Arbeitskräftebedarf in der 
Produktion. 
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Die Komprimierung der normaler­
weise zwei Jahre dauernden Fach­
arbeiterausbildung und der gleich­
langen Schulzeit in der "Erweiter­
ten Oberschule'' zu einem dreijäh­
rigen Bildungsgang, der mit einer 
Doppelqualifikation abschloß, muß­
te notwendigerweise mit inhalt­
lichen Abstrichen verbunden sein. 
Das Facharbeiterzeugnis wurde al­
so erteilt, ohne daß die erforder­
liche Berufsqualifikation tatsäch­
lich erreicht wurde. Ähnliches 
dürfte für die Studienqualifikation 
gelten - mit der allgemein gelten­
den Einschränkung, daß diese 
durchaus nicht allein davon abhän­
gig gemacht werden kann, daß e in 
gewisses Quantum "Allgemeinb il­
dung'' erworben wurde. 

Zur Deckung des unmittelbaren 
Facharbeiterbedarfs trugen derart 
ausgebildete Nachwuchskräfte 
kaum bei, weil sie im allgemeinen 
ein Studium aufnahmen und des­
halb den Betrieben erst nach dem 
,,Umweg" über die Hochschule 
und dann auf einer anderen Quali­
fikationsebene zur Verfügung stan­
den. Aus heutiger Sicht kann des­
halb ein Unternehmen kein Interes­
se an diesem Bildungsgang mehr 
haben, der ihm wohl hohe Kosten 
verursacht. aber nicht im gleichen 
Maße zu bedarfsgerecht qualifi­
zierten Arbeitskräften verhilft. 

Jeder Schüler einer ,.polytechni­
schen Oberschule'', der der ge­
setzlich nicht mehr zulässigen 
,.Facharbeiterausbildung mit Ab­
itur'' nachtrauert, sollte sich die 
Frage . stellen, ob e r eine Berufs-

ausbildung absolvieren oder eine 
Hochschule besuchen will. Nach­
dem es allein von seiner Entsche i­
dung abhängt, sollte e r sich dann, 
wenn er e in Studium aufnehmen 
will , für den weite ren Besuch der 
allgemeinbildenden Schule ent­
scheiden, die ihn in zwei Jahren 
zum Abitur führt. Möchte er einen 
Beruf erlernen, sollte er einen Be­
rufsausb ildungsvertrag abschlie­
ßen, was nur noch in einem nach 
dem Berufsbildungsgesetz aner­
kannten Ausbildungsberuf zulässig 
ist. In diesem Fall kann e r nach 
drei, längstens dreieinhalb Jahren 
seine Abschlußprüfung ablegen 
und sich für eine , ,praktische'' Be­
rufstätigkeit qualifizieren. 

Unabhängig von der eindeutigen 
Rechtslage ist vor allem weiter zu 
fragen, warum jemand, der studie­
ren will, einen vierj ährigen Bil­
dungsgang durchlaufen sollte, der 
inhaltlich für die Zukunft von zwei­
felhaftem Wert ist, weil er nur mit 
einer Ausbildung nach der aufge­
hobenen "Systematik der Fach­
arbeiterberufe'' kombinierbar ist. 
Das gleiche Ziel kann in zweijähri­
gem Schulbesuch e rre icht werden. 

Die Vorstellungen des ehemaligen 
Ministeriums für Bildung und Wis­
senschaft der DDR. d ie allerdings 
nicht mehr in eine ,.Anordnung" 
umgesetzt wurden, liefen darauf 
hinaus, zumindest für eine Über­
gangszeit die Facharbeiterausbil­
dung mit Abitur in vier Tage theo­
retischen Unterricht und einen Tag 
berufspraktischen Unterricht pro 
Woche aufzuteilen. Damit konnte 
überhaupt kein betriebliches Inte r­
esse mehr verbunden sein. Abge­
sehen davon ist d ies mit dem soge­
nannten ,.Ordnungsrahmen", der 
der Berufsausbildung in der Bun­
desrepublik zugrunde liegt und 
der seit der Inkraftsetzung des Be­
rufsbildungsgesetzes auch in den 
neuen Ländern gilt, überhaupt 
nicht in Einklang zu b ringen, weil 
es nicht im entferntesten einer be­
trieblichen Ausbildung entspricht. 

Angesichts de r wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten in den neuen Bun­
desländern, die sich infolge der in 
der Vergangenheit weitgehend auf 
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die Kombinate konzentrierten Aus­
bildung auch auf das Lehrstellen­
angebot nachteilig auswirken, 
kann es nicht im Interesse der 
Wirtschaft liegen, an der Fachar­
beiterausbildung mit Abitur festzu­
halten. Sie verursacht hohe Kosten, 
die nicht mit der - auch finanziel­
len - Verantwortung der Unter­
nehmen für die Ausbildung be­
gründet werden können. In der ge­
genwärtigen Situation muß dem In­
teresse der Betriebsberufsschulen 
und ihrer Lehrer auf andere Weise 
Rechnung getragen werden, etwa 
durch Schaffung neuer Schultypen 

in öffentlicher Trägerschaft, zum 
Beispiel Fachgymnasien, in die 
dann auch etwaiges "Know-how" 
der Vergangenheit eingebracht 
werden kann. 

Anknüpfend an die Diskussionen 
in der Bundesrepublik über die 
Gleichwertigkeit allgemeiner und 
beruflicher Bildung, bleibt ab­
schließend festzustellen, daß die 
Facharbeiterausbildung mit Abitur 
keineswegs als Aufhebung der Dis­
kriminierung beruflicher Ausbil­
dung anzusehen ist. Im Gegenteil, 
in der Kombination mit statt eines 

Verbesserung der technischen Ausstattung der 
Berufsbildungsstätten - Voraussetzung für eine 
qualifiZierte Berufsausbildung in den neuen 
Bundesländern 

Die technische Ausstattung der Be­
rufsausbildungsstätten in den neu­
en Bundesländern muß grundle­
gend verbessert werden, wenn die 
Qualität der Berufsausbildung den 
Standard erreichen soll, der in den 
alten Bundesländern üblich ist. Zu 
diesem Ergebnis kommt das Bun­
desinstitut für Berufsbildung in ei­
ner Untersuchung, die im Oktober 
1990 gemeinsam mit dem früheren 
Zentralinstitut für Berufsbildung 
zur Situation der Berufsausbildung 
in den fünf neuen Bundesländern 
durchgeführt wurde. Die Erfahrun­
gen und Einschätzungen von 2 100 
Ausbildungsstätten, 620 Berufs­
schulen und 350 Betriebsakade-

mien gingen in die Auswertung ein. 
Anhand der Befragungsergebnisse 
zeigt sich, daß viele Ausbildungs­
stätten nach eigener Einschätzung 
nicht über die Voraussetzungen 
verfügen, um die in den Ausbil­
dungsordnungen vorgeschriebe­
nen Inhalte zu vermitteln: 42 Pro­
zent der befragten Ausbildungs­
stätten sind der Ansicht, daß ihre 
technische Ausstattung nicht aus­
reicht, um diese Anforderungen zu 
erfüllen. Zirka 50 Prozent geben 
an, daß sie sich nicht in der Lage 
sehen, in bestimmten Berufen die 
Ausbildung vollständig durchzu­
führen. Eine ergänzende überbe­
triebliche Unterweisung halten da-

Verzichts auf allgemeine Inhalte als 
Voraussetzung für die Studienbe­
rechtigung manifestiert sich diese 
Diskriminierung geradezu. 

Die "Berufsausbildung mit Abitur" 
nach dem Muster der früheren 
DDR ist nach all dem weder ein 
Modell für die Bundesrepublik 
noch ein Ersatz für die Forderung, 
auch demjenigen, der sich nach ei­
ner Berufsausbildung in seiner be­
ruflichen Tätigkeit bewährt hat, oh­
ne irgendwelches "Nachholen" 
den Weg zum Studium zu öffnen. 

(Rolf Raddatz) 

her die meisten für dringend erfor­
derlich. 

In der Berufsschule ist der Prozeß 
der Anpassung an die Struktur des 
dualen Ausbildungssystems der al­
ten Bundesländer überraschend 
weit vorangekommen: Im Herbst 
1990 befanden sich bereits 80 Pro­
zent der befragten Berufsschulen 
in kommunaler Trägerschaft Doch 
auch die Berufsschulen halten die 
Situation für problematisch: Mehr 
als die Hälfte teilten mit, daß das 
Ausstattungsniveau zur Erfüllung 
der neuen Aufgaben nicht ausrei­
che. 32 Prozent haben außerdem 
angegeben, daß die Schulgebäu­
de schwerwiegende Mängel auf­
weisen, die nur mit umfangreichen 
Instandsetzungsarbeiten zu beseiti­
gen seien, und vier Prozent befin­
den sich in Gebäuden, die völlig 
unbrauchbar und nicht instandset­
zungswürdig sind. 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

Edith Fischer: Genealogie der Ausbildungsberufe 
Zur Entwicklung der Ausbildungsberufe in Deutschland von 1926-1990 

1990, 63 Seiten, 12,- DM, ISBN 3-88555-416-X 

In der vorliegenden Genealogie der Berufe werden alle seit 1926 verwendeten Berufsbezeichnungen alphabetisch aufge-
führt. 
Da gleichzeitig bei jeder Berufsbezeichnung angegeben wird, welche vorausging bzw. nachfolgte, ist sie ein unentbehrliches 
Nachschlagewerk. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffentlichungswesen -
I bbb Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (0 30) 86 83-5 20/5 16 oder 86 83-1 - Telefax: (0 30) 86 83-4 55 
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Repräsentative Befragung von Erwerbstätigen 
in allen Bundesländern geplant 
- Erste Test-Ergebnisse aus den neuen Bundesländern liegen vor -

Das Bundesinstitut iür Berufsbildung hat gemeinsam mit dem Institut iür Arbeitsmarkt­
und Berufsforschung der Bundesanstalt iür Arbeit (lAB) in den Jahren 1979 und 1985/86 
jeweils eine breit angelegte repräsentative Erhebung bei mehr als 25 000 Erwerbstätigen 
in der Bundesrepublik (0,1 Prozent-Stichprobe) durchgeiUhrt. Dabei ging es um die Er­
fassung der allgemeinen und beruflichen Qualiilka.tion der Befragten, ihren Berufsver­
laufund ihrer aktuellen Berufssituation. Für 1991/92 ist eine Wiederholung dieser Erhe­
bung geplant, um die Veränderungen in der Arbeitswelt und in der Erwerbsbevölkerung, 
also den strukturellen Wandel seit der letzten Untersuchung zu erfassen. Dabei werden 
auch die neuen Bundesländer mit einbezogen. 

In Vorbereitung dieser Erhebung wurde im September I Oktober 1990 eine repräsentative 
"Probeerhebung" bei rund 1000 Erwerbstätigen im Gebiet der ehemaligen DDR in Auf­
trag gegeben. Mit der DurchiUhrung der Erhebung wurde die empirisch-methodische 
Arbeitsgruppe des Instituts iür Soziologie und Sozialpolitik der Akademie der Wissen­
schaften der DDR (ISS) beauftragt. Das Erhebungsinstrument wurde gemeinsam mit dem 
lAB, Mitarbeitern des ZIB und des ISS überarbeitet. 

Im folgenden werden einige erste Ergebnisse aus dieser Pretesterhebung vorgestellt. 
Weitere Analysen sollen in einem der nächsten Hefte dieser Zeitschrift veröffentlicht 
werden. 

1. Qualifikation der 
Erwerbstätigen in den 
neuen Bundesländern 

Nach der BIBB / IAB-Pretesterhe­
bung in der ehemaligen DDR ha­
ben von den Berufstätigen 17 Pro­
zent ein Abitur.1) Jeder zweite hat 
den Abschluß der 10. Klasse er­
worben (BRD: 20 Prozent mit mittle­
rer Reife) und ein knappes Drittel 
ist mit einem geringeren Abschluß 
(8. Klasse) von der Schule abge­
gangen. 

Nur 5 Prozent sind ohne einen be­
rufsqualifizierenden Abschluß. 80 
Prozent verfügen über den Ab­
schluß einer Lehre (Facharbeiter), 
12 Prozent davon haben sogar eine 
zweite Lehre abgeschlossen, wei­
tere 24 Prozent haben zusätzlich 
eine Fachschulausbildung absol­
viert, davon (Mehrfachnennungen) 
haben 9 Prozent einen Meister-, 2 
Prozent einen Technikerabschluß, 
12 Prozent eine Ingenieurausbil­
dung und 8 Prozent einen anderen 
Fachschulabschluß. Insgesamt 8 
Prozent haben neben der Lehre 
auch einen Hochschulabschluß er­
worben; das ist gut jeder zweite mit 
einem akademischen Grad, den 
rund 15 Prozent der Erwerbstä­
tigen 2) vorweisen können . Aus­
schließlich über den Abschluß 
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einer Lehre verfügen 51 Prozent 
der Erwerbstätigen; hierzu sind 
noch 2 Prozent hinzuzuzählen, die 
einen Facharbeiterabschluß zuer­
kannt bekommen haben. Einen 
Fachschulabschluß erlangten ins­
gesamt 30 Prozent der Berufstäti­
gen. 

In der alten Bundesrepublik ist das 
formale Qualifikationsniveau der 
Erwerbstätigen offensichtlich nied­
riger als in den neuen Bundeslän­
dern. Nach der BIBB/IAB-Erhe­
bung von 1985 I 86 gab es immerhin 
24 Prozent ohne einen qualifizier­
ten Berufsbildungsabschluß. 57 
Prozent hatten ausschließlich eine 
Lehre absolviert, 9 Prozent als 
höchsten einen Fachschul- (bzw. 
Meister-)abschluß und lO Prozent 
einen akademischen Grad er­
worben. 

2. Zur Struktur der 
Facharbeiterausbildung 

Während in den alten Bundeslän­
dern das Schwergewicht der Aus­
bildung beim Handwerk liegt -
nach der BIBB/IAB-Erhebung von 
1985 / 86 haben 36 Prozent der Er­
werbstätigen mit einem Lehrab­
schluß dort ihre Ausbildung erfah­
ren, 22 Prozent in der Industrie und 
19 Prozent im Handel - weisen die 

Pietestergebnisse in der DDR ganz 
andere Strukturen aus. Dort war 
die Industrie mit 42 Prozent der 
weitaus größte Ausbilder. Das 
Handwerk hatte mit 16 Prozent eine 
wesentlich geringere Bedeutung 
für die Berufsbildung. Und der 
Handel folgt mit einem Zehntel der 
Ausgebildeten erst an 5. Stelle hin­
ter dem öffentlichen Dienst und 
der Landwirtschaft (jeweils rund 
ein Achtel). Ausbildungsbereiche 
brachten in der Bundesrepublik 
(alt) zusammen nicht mal ein Zehn­
tel der Ausgebildeten hervor. Da­
gegen wird bei den freien Berufen 
(Apotheken, Arzt-, Rechtsanwalts­
praxen, Architektenbüros usw.) in 
den alten Bundesländern in erheb­
lichem Umfang ausgebildet (13 Pro­
zent), Bereiche, in denen in der 
ehemaligen DDR sehr viel weniger 
oder gar nicht ausgebildet wurde. 

Die personenbezogenen Dienstlei­
stungsberufe (im Bildungs- und Ge­
sundheitswesen) sind dagegen 
häufig hoch qualifizierte Berufe, 
die nicht über eine Lehre, sondern 
an speziellen Fachschulen (z. B. 
des Gesundheitswesens) oder an 
der Universität vermittelt werden. 
Bemerkenswert ist der deutlich hö­
here Beschäftigtenanteil in der 
ehemaligen DDR (20 Prozent). Auf­
fällig ist zudem, daß in der DDR 
wesentlich wemger Dienstlei­
stungskaufleute (Handels-, Bank­
und Versicherungskaufleute) aus­
gebildet wurden. 

In diesen Strukturen wird der in 
der DDR stärkere staatliche Ein­
griff in die Ausbildung deutlich. 
Man setzte nicht nur in der Wirt­
schaft allgemein, sondern auch in 
der beruflichen Qualifizierung auf 
die großen industriellen Einheiten 
(Kombinate) und übertrug diesen 
und den dort mit finanzieller Unter­
stützung des Staates eingerichteten 
und unterhaltenen Betriebsberufs­
schulen die Durchführung (aber 
auch die Planung bis hin zu der 
Ordnungsarbeit Berufsfachkom­
missionen) der Berufsausbildung. 
Während in der Bundesrepublik 
traditionell die Kleinbetriebe, ins­
besondere das Handwerk, in er­
heblichem Umfang für die größe­
ren und Großbetriebe mit ausbil-
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den, war das in der DDR eher um­
gekehrt. Das hatte durchaus seine 
Vorteile, konnten doch so einheitli­
che Qualitätsmaßstäbe zur Geltung 
gelangen und in hohem Maße pro­
fessionelles Ausbildungspersonal 
zum Einsatz kommen. 

Im übrigen zeigt sich, daß sich 
auch in der DDR das geschlechts­
spezifische Berufswahlverhalten 
nicht sehr viel anders darstellte als 
in der Bundesrepublik (alt).: Auch 
dort waren die Frauen mehrheit­
lich in Büro- und Dienstleistungsbe­
rufen, vor allem im Einzelhandel, 
aber auch in den Gesundheits- und 
Sozialeinrichtungen zu finden. In 
den gewerblich-technischen Beru­
fen, den Metall- und Elektro- oder 
den Bauberufen, sind Frauen zwar 
etwas häufiger als in dem westli­
chen Teil Deutschlands, aber doch 
sehr viel seltener als Männer aus­
gebildet und beschäftigt. Außer­
dem fällt auf, daß Frauen sehr viel 
seltener nach einer Lehre noch 
eine höherqualifizierende Fach­
oder Hochschulausbildung absol­
vierten. Zwar ist der Fachschul-Ab­
solventenanteil bei den Frauen ge­
nauso groß wie bei den Männern, 
doch sind die Ausbildungsgänge 
nicht vergle ichbar: Bei den Män­
nern handelt e s sich vorwiegend 
um weiterqualifizierende Abschlüsse 
(Meister-, Techniker-; Ingenieur­
ausbildung), bei den Frauen dage­
gen um solche Schulen, an denen 
eine berufsqualifizierende Erstaus­
bildung erfolgt (Krankenpflege­
und Sozialberufe). Der Meister war 
auch in der DDR in der Regel ein 
Mann. 

Es mag e rstaunen, daß trotz der 
stärke r planwirtschaftliehen Struk­
tur de r DDR die Wechselprozesse 
zwischen Ausbildungs- und Be­
schäftigungsbereichen nicht sehr 
viel geringer als in der Bundesre­
publik (alt) sind. So ist der Anteil 
derer, die in einem anderen Wirt­
schaftsbereich arbeiten, als sie 
ausgebildet wurden, mit 43 Prozent 
sogar gleich groß. Das hängt z. T. 
sicher damit zusammen, daß in der 
DDR deutlich häufiger im An­
schluß an die Lehre noch ein Fach­
oder ein Hochschulstudium abge­
schlossen wurde. 
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Die starken Mobilitätsprozesse 
sind ein Indikator dafür, daß die 
Fachkräfte nicht immer ihrer Aus­
bildung adäquat eingesetzt wer­
den. So sind von denen, die (aus­
schließlich) eine Lehre abge­
schlossen haben, 16 Prozent als 
an- / ungelernte Arbeiter beschäf­
tigt, weitere 12 Prozent als einfache 
(ausführende) Angestellte. 3) 35 Pro­
zent sagten, daß sie von dem, was 
sie in der Lehre gelernt haben, nur 
wenig oder gar nichts verwenden 
können. 4) Ihnen stehen 4 7 Prozent 
gegenüber, die in ihrer gegenwär­
tigen Tätigkeit viel oder sehr viel 
des in der Lehre Gelernten anwen­
den können; das entspricht dem 
Anteil derer, die als Facharbeiter 
eingesetzt werden. Gerade auf der 
Facharbeite rebene werden hier 
erhebliche Flexibilitäts- aber auch 
Substitutionspotentiale in der DDR­
Wirtschaft deutlich. 

Anmerkungen 
1) Die Daten der Pretest-Erhebung sind nicht an 

amtliche Statistiken angeglichen. Es ist mit den 
bei Umfragen üblichen Verzerrungen zu rech­
nen (Mittelschicht-Bias). So scheint, wenn man 
andere Daten über die DDR zum Vergleich her ­
anzieht, der Abiturientenanteil in dieser Erhe­
bung etwas zu hoch zu liegen. 

2) Dieser Anteil ist, wenn man andere Datenquel­
len vergleicht, offensichtlich zu hoch. So finden 
sich im sozioökonomischen Panel nur 9 Prozent 
Akademiker bei den Erwerbstätigen, das Stati­
stische Jahrbuch der DDR weist sogar nur 7 Pro­
zent aus. Auf der anderen Seite ist der Anteil der 
Nicht-Qualifizierten in den beiden sozialwissen­
schaftliehen Erhebungen nahezu gleich groß, in 
der amtlichen Statistik der DDR gibt es dage­
gen, wenn man die Teilqualifikation noch zu den 
berufsbildenden Abschlüssen zählt, 18 Prozent 
Berufstätige ohne abgeschlossene Berufsausbil­
dung. (Vgl. l AB-Kurzbericht (intern) VII/- HvH 
vom 7. ll. 1990) 

3) Frage 2.1. 

' )Frage 17. 

(Rolf Jansen) 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

Veröffentlichungs-Verzeichnis 
Ausgabe 1991 

In seiner neuesten Ausgabe des Veröffentlichungs-Verzeichnisses bietet das 
Bundesinstitut für Berufsbildung einen aktualisier ten Überblick der vom 
BIBB bis 1990 herausgegebenen, lieferbaren Titel. 

Die einzelnen Publikationen werden durch kurze Abstracts inhaltlich be­
schrieben und sind mit Angaben über Autor, Erscheinungsjahr, Umfang, 
Schutzgebühr, ISBN-Nummer und Code-Nummer nach Art der Schriftenrei­
hen geordnet. 

Zur besseren Orientierung wird auf das Autorenverzeichnis und auf das 
Sachregister verwiesen. 

Folgende Reihen stehen zur Verfügung: 

- Schriften zur Berufsbildungsforschung 

- Berichte zur beruflichen Bildung 

- Mater ialien und statistische Analysen zur beruflichen Bildung 

- Tagungen und Expertengespräche zur beruflichen Bildung 

- M odellversuche zur beruflichen Bildung 

- Informationen zum beruflichen Fernunterricht 

- Sonderveröffentlichungen 

- Handreichungen für Lehrgänge zur Förderung der Ausbildungsreife von 
Jugendlichen (LFA) 

- Seminarkonzepte zur Ausbilderförderung 

- Berufsbildung in W issenschaft und Praxis (BW P) 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffent- I bb" 
lichungswesen- Fehrbelliner Platz 3- 1000 Berlin 31 -Tel. : (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-1 b 
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DGB-Bundesvorstand, 
Abteilung Jugend (Hrsg.): 

In Zukunft - Gesellschaftliche 
Perspektiven der 
Gewerkschaftsjugend 

Köln, 1989 

Sichert eine prosperierende Wirt­
schaft alleine die Beschäftigung als 
hauptsächliche Existenzgrundlage 
der Arbeitnehmer? Wie sind damit 
andere gesellschaftliche Ziele in 
Einklang zu bringen - z. B. scho­
nender Umgang mit der Natur und 
ihren Ressourcen? 

Es gibt genügend Anzeichen dafür, 
daß die zukünftige gesellschaftli­
che Entwicklung sich anders dar­
stellen wird als eine bloße Fort­
schreibung von Vergangenheits­
trends, z. B. sind bereits heute fest­
stellbar ein erheblicher Sockel an 
Dauerarbeitslosen, Umweltschä­
den, krassere Gegensätze zwi­
schen Wohlstand und Armut, Fi­
nanzierungsprobleme der sozialen 
Sicherungssysteme, Vertrauens­
verlust der politischen Parteien 
und bedeutender gesellschaftli­
cher Interessenverbände. Wie die 
Zukunft wird und wie wir sie gestal­
ten werden, das Thema war und ist 
in der Diskussion und verlangt 
nach Konzepten und Antworten. 

Politische Parteien verstehen sich 
schon immer als Gestalter der Zu­
kunft. Sie dokumentieren dies in 
ihren (Wahl-)Programmen und 
Grundsatzprogrammen, wobei er­
stere eher - an den nächsten 
Wahlgängen ausgerichtet - die 
Gunst der Wähler im Auge haben, 
letztere stärker auf die Zukunft 
orientiert sind. Sie geben Anstöße 
im Hinblick auf den Wettstreit um 
Machterhalt und Machtgewinnung. 
Eine Diskussion über die zukünfti­
ge gesellschaftliche Entwicklung 
können sie jedoch nur mit Ein­
schränkungen betrachten, weil sie 
- die Entwicklung im Blickwinkel 

ihrer eigenen Parteiorganisation 
sehen und die eigene mehr­
heits- und regierungsfähig ma­
chen wollen, 

- unkonventionellen Gedanken 
wenig Platz einräumen (können), 
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- interne Meinungsverschieden­
heiten nicht öffentlich machen, 

- umstrittene Themen vielfach 
ausklammern. 

Dieselbe Kritik im Hinblick auf 
eine lebendige öffentliche Diskus­
sion müssen sich auch die Pro­
gramme und Stellungnahmen der 
großen gesellschaftlichen Interes­
senverbände - Gewerkschaften, 
Wirtschaftsverbände - gefallen 
lassen. Den Prognosen und Szena­
rien der Wissenschaft- zu den Be­
reichen Technik, Wirtschaft und 
Beschäftigung, Ökologie - fehlt 
häufig der für Nichtfachleute er­
kennbare Bezug zur gesellschaftli­
chen Realität, d. h. zum Alltag im 
Beruf und Privatbereich, in dem 
Veränderungen am ehesten erfah­
ren werden. 

Anders der vorliegende Dokumen­
tationsband der DGB-Jugend. Er 
bietet Ansätze zu einem provokan­
teren Umgang mit dem Thema und 
beruht auf einer Zukunftskonferenz 
"Zukunft der Arbeit - Zukunft der 
Jugend' ', die im Oktober 1988 in 
Saarbrücken stattfand. 500 meist 
junge Gewerkschaftsmitglieder 
nahmen teil und diskutierten in 
19 Arbeitsgruppen über zukunfts­
orientierte Gestaltungsmöglichkei­
ten in den Bereichen Arbeit, Tech­
nikentwicklung, Bildung und Aus­
bildung, soziale Lage der Jugend, 
Gesundheit, Ökologie und Sozial­
politik. 

Die Diskussionen knüpften an rea­
len betrieblichen und Alltagsgege­
benheiten an, in denen zukünftige 
Entwicklungen, z. T. ansatzweise, 
abzusehen sind. 

Beispielhaft einige Eindrücke: 
- Themen, denen offizielle Ge­

werkschaftspolitik eher abwar­
tend bis ablehnend gegenüber­
stand, werden offen reflektiert 
(selbstverwaltete Betriebe, Be­
schäftigungs- und Ausbildungs­
initiativen, Arbeit mit Arbeitslo­
sen, Produktkonversion). Man 
war bemüht, ideologische Scheu­
klappen und Berührungsängste 
abzulegen und diskutierte offen 
über die Vor- und Nachteile sol­
cher Projekte und Ideen. 

REZENSIONEN 

- Der Kongreß orientierte sich 
stärker an Wünschen und Be­
dürfnissen der gesamten enga­
gierten Jugend als nur an denen 
der Gewerkschaftsjugend. Der 
Veranstaltungstitel "Zukunft der 
Arbeit - Zukunft der Jugend" 
wurde ernstgenommen. 

- Es gab auch Frust, Ignoranz, Wi­
dersprüche, es gab Arbeits­
gruppen, die nach eigener Ein­
schätzung wemg zustande 
brachten. Nicht immer wurden 
Wege und Verfahrensweisen 
gefunden, an denen man weiter­
lernen und weiterarbeiten kann. 
Auch das kommt in den Diskus­
sionsprotokollen zum Ausdruck, 
so daß auch hier neue Überle­
gungen zu besseren Verfahren 
angeregt wurden. 

Zum Abschluß ist ein Wortprotokoll 
einer öffentlichen Diskussion der 
Gewerkschaftsjugend mit Peter 
Glotz (SPD), Waltraud Schoppe 
(Die Grünen), Winfried Dettling 
(CDU) und Ilse Brusis (DGB-Bun­
desvorstand) unter der Moderation 
von Albrecht Reinhardt (WDR, 
Red. "Monitor") wiedergegeben. 

Insgesamt ist das Buch empfeh­
lenswert für diejenigen, die über 
Entwicklungen nachdenken, mitre­
den und diese mitgestalten möch­
ten. Es füllt eine Lücke für alle, die 
weder eine abgehobene Diskus­
sion von Experten noch eine Be­
schränkung auf bereits bekannte 
Allgemeinplätze möchten. 

(Klaus Schöngen) 

Klaus Fintelmann: 

Hibernia-Modell 
einer anderen Schule 

260 Seiten, Klett-Cotta, Stuttgart 

Als Klaus Fintelmann 1952 von der 
Leitung der Bergwerksgesellschaft 
Hibernia AG die Erlaubnis erhielt, 
in ihrer Lehrlingsausbildung einen 
die Allgemeinbildung fördernden 
Modellversuch zu machen, da wa­
ren die dort ausbildenden Meister 
zunächst wenig kooperativ. Er ent­
zog ihnen täglich einige Stunden 
der üblichen Lehre, um die jungen 
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REZENSIONEN 

Leute mit Grundfragen der Natur­
wissenschaft, der Geschichte und 
der Ethik bekannt zu machen, sie 
auch zu künstlerischen Arbeiten 
anzuleiten. Dank dieser geistigen 
Bereicherung verbesserte sich die 
Lernmotivation insgesamt, und es 
ergaben sich überdurchschnittlich 
gute Ergebnisse bei der die Lehr­
zeit abschließenden Kammerprü­
fungen . Jetzt waren auch die Mei­
ster überzeugt. 

Nach einigen Jahren folgte der 
zweite Schritt. Fintelmann gründete 
außerhalb des großen Wirtschafts­
unternehmens eine bald alle Schü­
ler sowohl zu schulischen wie zu 
beruflichen Abschlüssen führende 
Einrichtung, die seither unter dem 
Namen Hibernia-Schule weltweit 
Beachtung und Bewunderung ge­
funden hat. In dem vorliegenden 
Buch berichtet Fintelmann über 
Kämpfe und Einsichten in dieser 
Entwicklung. Er leitet aus der da­
bei gewonnenen Erfahrung Grund­
gedanken ab für künftige Planung 
im Bereich des gesamten Bildungs­
wesens. 

"In der pädagogischen Diskussion 
werden berufliches und allgemei­
nes Lernen einander gegenüber­
gestellt, und ihre Verknüpfung (In­
tegration) wird gefordert. Diese 
Gegenüberstellung ist falsch; denn 
berufliches Lernen als unerläß­
licher Beitrag zur Verwirklichung 
des Menschen ist Allgemeinbil­
dung.'' In diesem Zitat (S. 219) 
kommt der wohl wichtigste Grund­
gedanke Fintelmanns zum Aus­
druck: Es gibt eine Spannung, eine 
Polarität zwischen beruflichen und 
allgemeinbildenden Lernzielen. 
Aber diese Spannung kann pro­
duktiv sein. Sie sollte in keinem Bil­
dungsgang fehlen. 

Aus dieser Einsicht folgen Empfeh­
lungen von Reformen, die zur Be­
reicherung und Aufwertung der 
Lehreinrichtungen dienen können, 
die traditionell der beruflichen Bil­
dung zugerechnet werden. Es fol­
gen daraus aber auch vielerlei Rat­
schläge zur Einführung von prak­
tischem Lernen in die als allge­
meinbildend geltenden Schulpro­
gramme. 
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Aus der Fülle der Bildungsrefor­
men empfehlenden Literatur hebt 
sich dieses Buch heraus, weil die 
darin enthaltenen Reformvorschlä­
ge auf den Erfahrungen eines ge­
lungenen Modells beruhen. Daß 
es gelungen ist, geht auch aus fol­
genden Fakten hervor: 
l. Die Nachfrage nach Plätzen in 

diesen Schulen ist immer größer 
als die Aufnahmekapazität 

2. die durch Krankheit oder Unlust 
entstehenden Fehlzeiten von 
Schülern sind im Vergleich mini­
mal; 

3. auch Eltern mit geringem Ein­
kommen zeigen sich in großer 
Zahl bereit, für den Besuch die­
ser Schule durch ihre Kinder er­
hebliche finanzielle Opfer zu 
bringen (Zahlen von Schulgeld, 
Verzicht auf Ausbildungsvergü­
tung). 

Obwohl die Hiberniaschule seit 
Jahrzehnten floriert, hat dies Mo­
dell im ganzen kaum Nachfolge ge­
funden. Die Wirkungen dieses Bei­
spiels sind in einzelnen Reform­
schritten von allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Einrichtun­
gen zu erkennen, die separat blei­
ben. Das Buch von Klaus Fintel­
mann kann dazu ermutigen, weite­
re solche Schritte zu vollziehen. Für 
die Erziehungswissenschaft liegt 
der große Denkanstoß in der Ver­
anschaulichung der allgemeinbil­
denden Wirkung berufsbildender 
Praxis, die sich an pädagogischen 
Einsichten Rudolf Steiners orien­
tiert. 

(F Edding) 
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Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Rehabilitation, Bildung 
und Computertechnik 
Neue Techniken zur beruflichen Qualifizierung Körperbehinderter 

Herausgegeben von Wolfgang Becker 
1991, 108 Seiten, Schutzgebühr 15,- DM 
ISBN 3-88555-417-8 

Der Einsatz von computergestützten Technologien nimmt in allen beruflichen Tätigkeits­
bereichen zu. Elektronisch gesteuerte Informations- und Kommunikationstechnologien 
gelten inzwischen als "Schlüsseltechnologien" - mit zum Teil erheblichen Auswirkun­
gen auf berufliche Arbeitsformen und Qualifikationsanforderungen. 

Nachdem in den industriellen Kernsektoren auf diese technisch bedingten Veränderun­
gen mittlerweile durch in Qualifikationsprofil und Ausbildungsdauer angepaßte Ausbil­
dungen reagiert worden ist, richtet sich das Augenmerk der Berufsbildungsforschung 
nunmehr wieder verstärkt auf Personengruppen, die der Zentrifugalkraft dieser Ent­
wicklung aufgrund spezifischer Benachteiligungen oder Einschränkungen nicht ge­
wachsen sind. Hierzu gehören neben den traditionell als "Benachteiligte" des Bildungs­
und Beschäftigungssystems bezeichneten Personengruppen vor allem auch Behinderte, 
denen durch berufsrelevante arbeitsorganisatorische, qualifikatorische und technologi­
sche Neuerungen wichtige berufliche Eingliederungsbereiche nicht mehr zugänglich 
sind. 

Der vorliegende Beitrag reflektiert vor dem Hintergrund umfangreicher praktischer Er­
fahrungen in der Praxis der beruflichen Rehabilitation Behinderter Inhalte, Methoden 
und Umsetzungsmöglichkeiten computergestützter beruflicher Bildungsmaßnahmen für 
Körperbehinderte in technischen Berufsbereichen und Varianten der Berufsbildung für 
diesen Personenkreis außerhalb gängiger Berufskonstrukte. Mit den in dieser Studie 
diskutierten Verfahrensansätzen, die auch Hinweise für die Praxis der Berufsbildung 
enthalten, sollen neue Wege der beruflichen und sozialen Integration Behinderter 
durch berufliche Bildung vorgestellt werden. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbildung-Referat Veröffent­
lichungswesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-l 



j Seminarkonzepte zur Ausbilderförderung 

Kreative Aufgaben zur Förderung 
der Motivation und Selbständigkeit 

Im Zuge immer komplexer werdender Aufgaben in der Arbeitswelt sehen sich Ausbilder heute 
mit einer fast paradox erscheinenden Anforderung konfrontiert. Wie sollen die zusätzlich zu den 
fachlichen Ausbildungszielen geforderten, persönlichen und sozialen Qualifikationen ausgebil­
det werden, ohne die "eigentlichen'' Ausbildungsinhalte zu vernachlässigen? 

Dieses Seminar zeigt Ausbildern Methoden und Techniken auf, wie fachliches Können und 
persönliche Fähigkeiten zugleich gefördert werden können : Aus den sogenannten "kreativen 
Ausbildungsaufgaben" lassen sich im Rahmen der fachlichen Techniken alle Fähigkeiten ent­
wickeln, die für kompetente Mitarbeiter in der heutigen Arbeitswelt unerläßlich sind: Selbstän­
digkeit, Teamfähigkeit, Lernfähigkeit, Flexibilität, Kreativität usw. 

In diesem Sinne werden systematisch und umfassend die Grundlagen vermittelt, mit deren 
Hilfe Ausbilder auf ihr Fachgebiet bezogen entsprechende Aufgabenstellung entwickeln können. 

Anhand eigener praktischer Erfahrungen mit kreativen Aufgabenstellungen (den sogenannten 
"künstlerisch-kreativen Übungen", s. u.) und Kurzreferaten werden u. a. folgende Themenkom­
plexe behandelt: 

e Die Struktur, die personenbezogenen Anforderungen und die Lernchancen der kreativ ge­
staltenden Tätigkeit 

e Ausbildungs- und arbeitsplatzbezogene Anwendungsfelder für den Einsatz dieses Hand­
lungstyps 

e Die Auswirkungen Neuer Technologien und sich verändernder Arbeitsanforderungen auf 
die Ausbildung 

e Entwicklungsschritte des Jugendalters und pädagogische "Antworten" und Hilfen im Alls­
bildungszusammenhang 

e Unterstützende Lernmethoden und Rolle und Aufgabe des Ausbilders usw. 

Die Lernschritte Erfahrungen- Erkennen- Anwenden prägen die Struktur dieses stark auf 
Transfer in die Praxis angelegten Seminarkonzeptes. In der Regel steht zu Beginn einer Arbeits­
einheit die praktische Erfahrung mit einer kreativen Übung, die entsprechend ausgewertet und 
reflektiert wird, um anschließend die gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse zu Bedingun­
gen der realen Ausbildungspraxis zu übertragen. Deren Umsetzung in den eigenen Ausbil­
dungszusammenhang steht am Ende des Seminars: Jede(r) Teilnehmer(in) konziprert eine fach­
bezogene "kreative" Ausbüdungsaufgabe, in der die Auszubildenden sowohl berufsfachliche 
als auch persönliche Fähigkeiten entwickeln können. Dieser letzte Arbeitsschritt garantiert, daß 
das neu erworbene Wissen und Können tatsächlich in der beruflichen Praxis gehandhabt wer­
den und in den Arbeit9alltag einfließen kann. 

BIBB-Best.-Nr. Preis ISBN 

Seminarpaket (3 

· zusätzliche Teilnehmerunterlagen 
(Mindestabnahme 10 Stück) · 

12611 

12641 

Englische Ausgabe (Teilnehmerband) 12651 

58,- DM 3-88555-359-7 

5,- DM pro Stück 

28,- DM 

Sie erhalten dieses Seminarpaket beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffent­
- Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (0 30) 86 83-5 20 oder 86 83-1 
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